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Südafrtka S.29 

E.inmal mehr signalisierte das Londoner 
Mandela-Konzert. zu welch großem Inter­
nationalem Faktor sich die Bewegung ge­
ge n Apartheid inzwischen gemauserl haI. 
Neue Kräfte sorgen für eine Verstärkung 
des Drucks, mit dem die Westmächte zur 
völligen Aufkündigung der Zusammen­
arbeit mit Pretoria gezwungen werden sol­
Ie,l. 
Wir berichten über die jüngsten Taten der 
BRD-Sanktionskampagne. Und wir bilan­
zieren den Zwischenstand der internatio­
nalen Sank tionsschritte. 

Reglonalkonftlkte S .55 

Neben globalen AbTÜstungsfragen standen 
auf dem Moskaucr Gipfel Gorbatschow­
Reagall auch die Lösung von Regionalk on­
Oik ten mit auf dem Programm. Nach dem 
Friedensprozeß in Mittclamerika wurde 
nun mit dem Genfer Afghanistan-Abkom­
men e in Präzedenzfall geschaffen. Auch in 
Angola und Kamputschea ging es voran. 

Ist damit die Endzeit der globalen Kon­
fro.ntat ion und regionalen Kriege in der 
Dritt en Welt angebrochen? 

Palästina S.38 

Auch die vierte Nahostmission von US­
Außenminister Shultz Anfang Juni d.J. 
verlief ergebnislos. Die Paläst inenserInnen 
der besetzten Gebiete unterstrichen mit 
I'rotcstaktionen ihren ungebroch ene n 
W idersta ndswillen. 
Unsere Korrespondentin Leila I\urhani 
schildert nach einem Aufenthalt in Gaza. 
wie stark dort der Aufstand inzwischen 
den Alltagder Men schen bestimmt. 
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Kommentar 

"Heißer Terror-Herbst in Berlin"? 
Manche der rund 500 Teilnehmer innen 
des 12. Bundeskongresses entwick­
lungspolitischer Aktionsgruppen 
(BUKO) dürften sich gewundert haben, 
welche Aufmerksamkeit die Staats­
organe diesem grüßten Zusammen­
schluß von Dritte-Welt-Initiativen 
neuerdings zukommen lassen. 
Der frankfurter Oberbürgermeister 
BTück hatte vergeblich versucht, den 
BUKO, der unter dem Motto "Gegen 
die Macht des Geldes - Wege aus der 
Verschuldung und Elend" vom 2_-5. 
juni d.j . im Bankenzentrum tagte, 
durch ein Raumverbot zu verhindern. 
Daß es sich hierbei nicht um eher zufäl­
lige Schikanen handelt, machen bereits 
die vorausgegangenen Diffamierungs­
versuche gegen den BUKO und die von 
ihm initiierte IWFf\Vehbank-Kam­
pagne '88 deutliich. 
Bereits am 24. November 1987 hatte 
B~'I Z·Minister Klein im Bundestag den 
BUKO als eine "von Kommunisten und 
anderen Linksextremisten beeinnußte 
Organisation" bezeichnet, die sich auf 
,.eine breite Kampagne zur Störung bis 
zur Verhinderung der nächstjährigen 
Tagung von Weltbank und IWF in Ber­
lin" vorbereite. 
Bei der Bewilligung von 400_000 D~I 
für das Nationale Organisationskomitee 
(NOK) der vom Europarat initiierten 
Nord-Süd.Kampagne ging das NOK­
Mitglied BUKO leer aus. Daraufhin ver­
zichteten die anderen NOK-Organisa­
tiom:n, darunter Kirchen, DGS und 
kommunale Spitzenverbände aus Pro­
test gegen diese "Zensur" auf die von 
ihnen beantragten BMZ-1\'litteJ. 

Mit der IWF/Weltbank-Kampagne wur­
de bei. Bundesregierung und Banken 
offenbar der Nerv ge troffen_ Beun­
ruhigend für sie dürfte nich t nur sein, 
daß die Kampagne parallel zur IWF/ 
Weltbank-Tagung Ende Septemberd,j. 
in Berlin vor der versammelten inter­
nationaltn Presse einen Gegenkongreß 
(siehe Aufruf in diesem Heft), ein Tri­
bunal und eine Großdemonstration 
plant. Kopfzerbrechen bereitet es den 
Regierenden in Bonn auch, daß neben 
den in der Kampagne zusammenge­
schlossenen Organisationen von Jusos 
über Dritte-Welt- und Umweltschutz­
gruppen, SUKO und ASK bis hin zu 
Grünen und Kommunistinnen, auch 
andere gesellschaftliche Organisationen 
sich des Verschuldungsthemas anneh­
men. 

Nie. BlVer 

Die Nord-Süd-Kampagne hat die Ver­
schuldung zu einem Hauptthema ge­
macht. Die beiden Kirchen haben sich 
kritisch zur bisherigen Praxis geäußert. 
Sowohl christliche Gruppen als auch 
der Bund für Umwelt und Naturschutz 
und der Deutsche Naturschutzring pla­
nen eigene Kongresse zum Thema. 
Nicht der BUKO, sondern das BMZ hat 
sich isoliert, wie die Solidarität, die 
dem HUKO bei der Mittelverweigerung 
und bei dem versuchten Raumverbot 
zuteil wurde, beweist. Diese: Erkennt· 
nis, durch eine breite Bündnispolitik 
politikfahig geworden zu sein, hat sich 
auch bei den BUKO-TeiinehmerInnen 
durchgesClzt. Sie lehnten einen Antrag 
ab, aus der Europaratskampagne wegen 
deren teils unkritischen Positionen zu 
IWF und Weltbank auszusteigen, und 
sich damit in eine selbstgewählte isola­
tion zu begeben_ 
In Bonn ist die Sorge groß, daß durch 
die Kampagne nicht nur die eigene Mit· 
schuld und die des IWF an der Verelen­
dung der Dritten Welt ins rech te Licht 
gerückt wird, sondern der Propaganda­
cffek t für Westberlin durch "die bedeu­
tendste internationale Konferenz, die 
in Berlin seit 1945 stattgefunden hat" 
(Finanzminister Stoltenberg), verpufft. 
Grund genug, die eigenen Wohhaten ftir 
die Dritte Welt herauszustellen: Welt­
bank-Präsident Barber Conable wurde 
auf Good-Will.Tourgeschickl_ Die Sun­
desbürgerinnen werden mi t 1,25 1\lio 
Faltblättern über "die konstruktive 
Rolle" der beiden Finanzinstitutionen 
versorgt, Und öffentlichkeitswirksam 
werden kleine Schuldenbeträge der 
ärmsten Länder gestrichen. 
Gegenüber den Krilikerlnncn verfährt 
Bonn nach der alten "Zuckerbrot und 

Peitsche" -~Iethode. 
Weltbank und selbst 

Während B~lZ. 

die US-Botschaft 
dem BUKO Gespräche anbieten, wird 
die T U Berlin unter Druck gesellt, 
keine Räume für den Gegenkongreß zu 
bewilligen. 
Gleichzeit ig wird durch Presseverlaut­
barungen von BKA und Verfassungs­
schutz über angeblich geplante An· 
schläge von der Kritik abgelenkt und 
soll eine bürgerkriegsähnliche Situation 
geschaffen werden. Durch ein geplantes 
Großaufgebot an Polizei und die bereits 
durch den Westberliner Innensenator 
Kewenig erwogene zweite Abriegelung 
Kreuzbergs soll die Kampagner krimi­
nalisiert werden. 
Zwar is t es bisher selten einer Kam­
pagne zum Thema Dritte Welt gelun­
gen, wie jetzt selbst in großbürgerlichen 
Zeitungen Beachtung zu finden. Doch 
beherrschen nicht die Darstellung der 
Kritik, sondern Schlagzeilen wie 
" Heißer Terror-Herbst in Berlin" die 
Berichterstatt ung. 
Dabei wird die 1987 vom BUKO be· 
schlossene Formulierung, man plane 
Aktionen von der ,,1\Iahnwache bis zur 
Verh inderung" wird in Bonn begierig 
aufgegri ffen. Und dies, obwohl nie­
mand ernsthaft an eine Verhinderung 
denkt und die umstrittene Formulie­
rung in der Kampagne keine Mehrheit 
fand (siehe Selbstdars tellung in diesem 
Heft)_ 
Selbstkritisch muß angemerkt werden, 
daß es bisher nur unzureichend gelun· 
gen ist, die Kritik an der Verschul­
dungspolitik verständlich und öfrent­
lichkeitswirksam zu formulieren. Ge­
gen den Irrglauben in weiten Kreisen 
der Bevölkerung, eine Schuldenstrei: 
chung würde auf Kosten der 1\lenschen 
in den 1\ letropolen gehen (in Wirklich­
keit könnte sie zur Belebung de r Ex­
porte und damit zur Schafrung \'on Ar­
beilSplätzen fü hren), konnte nicht aus­
reichend angegangen werden, weil er 
selbst in der Kampagne noch weit ver­
brei te t ist. 
Oie Notwendigkeit hier voranzukom­
men, um vor allem auch in den Gewerk­
schaften ein größeres Engagement zu 
erreichen, ist durch die intensiven Dis­
kussionen au f dem BUKO deutlicher 
geworden . Wenn dies gelingt, wird die 
Bundesregierung es schwer haben, mit 
ihren Kriminalisierungsversuchen und 
ihrer Gegenpropaganda dureh.zukom­
men_ 
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70. Geburtstag Mandelas am 18.7.1988 

Freiheit für Nelson Mandela! 
Nelson Mandela, Führer der Befreiungsbewegung Afrikanischer Na tionalkongreß (ANC), ist zum weltweit anerkannten Symbol für 

ein frdes, demokratisches Südafrika geworden. Nelson Mandela wird am 18. Juli 1988 70 J ahre alt . Mehr als 24 Jahre seines Lebens 
verbrachte er hinter Gefängnisgittern , weil er kompro mißlos für die ."reiheit seines Volkes eintritt. Nelson Mandela verkörpert die 
Sehnsuchl aller friedliebenden MenSt:hen der Weh nach Bdreiungvon Rassendiskriminierung und Unterdrückung. 
Das Apartheidrt'gime in Siidafrika ist e in " Verbrechen gegen die Menschlichkeit " (UNO 19 73). Es ist eine Bedrohung des 
Weltfriedens. Alle Menschen sind aufgerufe n, sich für di e Absc haffung von Apartheid cinzusctze n. 
Aufgrund der Verbrechen des deutschen fa sc hismus kommt uns dabei eine besondere Vera lllwortung ;tu. Demen tgege n steht die 
billeTe Tatsache , daß di e Bundesrepublik Deutschland ;tU den stärksten Stüt zen des Apartheidsystems zählt . Das dürfen wir nicht 
längerzulassen ! 
Mit de r Forderung nach Fre ilassung von Nelso n Mandela und aUen politischen Gefangenen in Südafrika und Namibia schließen wir 
un~ den Stimmen Millionen unterdrückter Südafrikaner und Namibianer an , den Stimmen von Regie rungen, Organisationen und 
t:iru.dpe rso nen in der ganzen Welt. 

Nehon Rolihlah la Mandela wurde am 
18.7 .19IS in Cmtilta in der Transkei al§ Sohn 
eines lIäu l>llings geboren. Er 51udiertc Jura 
und ~ndctc 1952 ~u.\ammen mit Qhcr 
r ambo. dem lu:utigen Prä~identen des A:"C, in 
Johanne~bur!l ~ine Anwahspra:<is. 
Im J ~hrc 1944 ,,'Urde ~landcla Mitglied im 
A:-:C. 1m gleichen Jahr wurde die Jugendliga 
d~s ANC gegTÜndet. in der Mandela und Tarn' 
bo maßgeblkh mitarbeitete!L 1952 wurde 
.\!nndela zum Präsidemen dei ANC in der Pro· 
,in~ Trans'aal und ;mm lclndcsweitcn stell\'er' 
tretenden I'rd~idcnten des Ai\C gewoihlt. Er 
organisierte nie " Kampagne zur Nichtbeach· 
tun~ der Al'clrtheidgeset>;e" Anfang der 50cr 
JahT<' und nJ.hm am Volkskongreß in Kliptuwn 
teil, auf dem die heiheilSChana ( 195:'; d. 
Red.) ,on Organisationen J.l!n Be.,ölkerungs· 
gruppen "crabs<:hicdet wurde. 
Von der Anklage des Hochverrats wurde Man· 
<1da lUSdmm.'n mit 156 führenden Teilneh· 
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mern des Volkskongresses 1960 freigespro· 
ehen. 1958 halle ~landela Winnie Nom~mo 
Madiki~eLa geheiratet. Sie haben zusammen 
;tw~i Töchter, Nomsa und Zineti Mandela. Nach 
der Bannung des ANC 1960 ging Mandela in 
den Untergrund. Unter entscheidender /IIn· 
wirkung MandeLas wurde :Im 16. J 2. 1961 der 
MiJitärfliigel des ANC, Umkhonto ",e Sizwe 
(Speu der Nation), gegründet. 
Die ANC·Fuhrung wurde 1962 in Ri~onia 'er· 
haftet und 1964 ;tu lebenslanger Haft ~el'Ur' 
teih. Mandelas bertihmte Veneidigungsrede 
endet mit den Worten: " Ich habe gegen die 
Vorherrschaft der Weißen und ich habe gegen 
die Vorhernehaft der Schwarzen gek~mpft. 
Eine demokratische freie GeseIlschafI, in der 
dllc friedlich leben konnen, hat mir stets als 
Ideal vorgeschwebt. Es iM ein Ideal. rur das ich 
leben und ddS ich ~erwirklichen möchte, aber 
wenn es sein muß, bin ich bereit, für dk5cs 
Ide~1 zu sterbeiL " 

Die Freiheitscharta. Programm duANC 
Zur Freiheitscharta, die bis heute d~s poli­
tische ProgrJ.mm des ANC und zahlreicher 
Ma.\senorganis3tionen in Südafrika bildet, 
6ußerte sich "bndel .. wie folgt: 
"Zum enten Mal in der Geschichte unseres 
Landes haben die demokratischen Kräfte un­
abhängig ,'on ihrer ethnischen Zugehörigkeit, 
ideologischen Oberzeuguns, ~litglied~chaft in 
einer P .. rtei oder Kirche Rassismus in a11 sein.'n 
Auswirkungen aufgegeben, ihre Ziele definiert 
und sich auf ein gemeinsames Aktionspro­
gramm getinigt.·' 
"Oie Freiheiucharta i$l mehr als nur ein Katcl' 
log von Forderungen nach demokratischen 
Reformen. S,e iSI ein revolutionäres Doku· 
ment eben desh;tlb, weil die darin angestrebten 
Veränderungen "icht erreicht werden können, 
ohne mit der ökonomischen und politischen 
Ordnung des heutigen Siidafrika 7.u brechen." 
Ou nclesdeul$ches Solidaritätsprojekt 
" Fre iheitssendcr Nelson Mandela" 
Die Anti·Apartheid·lkwegung in der Bundes· 
republik Deutschland und West·Berlin fordert 
zusammen mit allen Gegnerinnen des Apart· 
heidregimes die bedingungslos~, sofortige Frei· 
laS.\ung Nelson ~landeLas und .. ne! anderen 
politischen Gefangenen in Südafrika und 
Namibia! Bedingte Freilassungsangebote der 
ApartheidregierunI(, wie sie vOn Nel.on Man· 
dela zurückgewiesen wurden, da sie eine Ab· 
kehr "on den ANC·Zielen bedeuteten. sind 
keine Lösung des Problems! 
Die Anti·Apattheid·Bewegung bittet um 
materieU ... Solidaritiit m it Nelson Mandel;, und 
groß~ügige Spenden ftir das Projekt" Freiheil5' 
sender Nelson Mandela". Seit Oliver Tambo 
1986 zu Spenden ftir dieS>Cs Projekt in der 
Bundesrepublik aufrief, sind über 300.000 DM 
gesammelt worden. Der Freihcil5scnder ist 
Teil der AKCRadioeinheil .. Radio Freedom" 
und 5trahlt \'On den Sendestationen in den 
l..indcrn im Südlichen AfrIka sowie aus dem 
Untngrund innerhalb Siidafrikas seine Pro· 
granllne aus. 
Spenden werden erbeten auf eines der beiden 
Konten der Ami·Apartheid·Bewegung: Oank 
für Gemeinwirtschaft, Bonn, Konto :-Ir. 
10 19S94500 (BLZ 380 101 11) oder POS!' 
giroamt Köln, 12979·501, unter dem Stich· 
wort "Mamkla·Sender". 

D'ITT'E WELT1I1988 



Wellpolilik 

Wolfram Brönner 

Nach dem ersten Abrüstungsvertrag UdSSR-USA 
Konfrontation und Endzeit für 

Regionalkonflikte? (I) 
Ein Diskussionsbeitrag 

Nach den heiden Gipfeltreffen Gorbatschows und Reagans in Washington und Moskau darf mit dem Fortgang des 
globalen Dialogs und Abrüstungsprozesses gerechnet werden. Inbegriffen sind gemeinsame Anstrengungen der 
beiden Weltmächte, wie im Fall Afghani stans begonnen, d ie politische Lösung regionaler Konflikte voranzu­
treiben. Damit stc llen sich in zugespitzter Form die Fragen nach dem Stand und den Aussichten des Dialogs 
UdSSR· USA, nach seinen Antriebskräften und den Gegentendenzen. Aus dem Veränderungsgrad der globalen 
Rahmenbedingungen leiten sich wiederum maßgeblich die Chancen für die Be ilegung der Regionalkonfliktc, für 
andere Nutzeffekte zugunsten der Dritten Welt ab. 
Der nachstehende Beitrag will bei der Sondierung und Diskussion di eser Veränderungsprozesse einen Anfang 
machen. Er wird begleitet von vertiefenden Einzelbe iträgen zu Regionalkonflikten, zum Konzept für eine neue 
US-Langze itstrategie, zum Wandel der sowjetischen Außenpolitik , zu den Teilaspekten " Abrüstung für Entwick­
lung", Verhältnis von politischem Dialog und bewaffnetem Befreiungskampf. Von daher versteht sich der Beitrag 
von W. Brönncr zugleich als Einstieg in eine fur die Solidaritäts- und Friedensbewegung gleichennaßen unverzieht­
bare Diskussion , zu der wir hiermit alle interessierten Kräfte ermuntern m öchten. 

Auf dem vierten Gipfe ltreffen von Michail Gorbatschow und 
Ronald Reagan, das am 2. J uni d.J . in Moskau zu Ende ging, 
äußerten beide Seiten die überzeugung, "daß d ie Ausweitung 
des vo n ihnen au fgenommene n politischen Dialogs in wachsen­
dem Maße zu einem effektiven Minel bei der Lösung von 
Fragen wird, die von beiderseitigem Interesse sind und beider­
seitige Besorgnis auslösen".l 
Damit scheint zunächst einmal sichergestellt: Der im November 
1985 in Gen f eröffnete Dialog zw ischen den beiden führenden 
Weltmächten ist so we it gediehen, daß er unter Präsident Rea­
gan und höchstwahrscheinlich darüber hinaus fortgesetzt wird. 
Unterdessen umfaßt er sämtliche Kernproblemeder Wehpolitik 
wie der sowjetisch-amerikanischen Beziehungen. Und er zei­
t igte erste konkrete Ergebnisse. 
Das beim Washingtoner Treffen im Dezember 1987 vereinbar te 
Abkommen über die Besei tigung der landgestützten Min el­
streckenraketen (Pershing 11, Cruise Missiles und SS-20), 
immerhin der erste echte Abrüstungsvertrag des Atomzeitalters, 
konnte in Moskau ratifiziert werden. 
Der Abschluß eines Vert rages über die Verminderung strate­
gischer Rüstungen bzw. Offensivwaffen (START) um 50% 
rückte ein Stück näher. Hier konnte die übereinstimmung, 
voran in Sachen luftgestützte Cruise Missiles, erweitert werden. 
Eine Einigung auf diesen zweiten Abrüstungsvertrag noch unter 
Präsident Reagan und einen fünten Gipfel noch 1988 schlossen 
beide Seiten nicht aus. 
Was sich beim Washingtoner Gipfel nur vage angedeute t hatte , 
nämlich ein Afghanistan-Abkommen m it der UdSS R und den 
USA als Garantiemächten, konnte am 14. April d J . in Genf 
unter Dach und Fach gebracht werden. Und noch vor der 
Moskauer Begegnung begannen die sowjetischen Truppen ver­
einbarungsgemäß mit dem Abzug. 2 

Damit wurden bereits veränderte Realitäten geschaffe n, zusätz· 
liche angebahn t. Sowoh l im Bereich der Abrüstung strategischer 
Atomwaffen als auch der politischen Lösung von Regional­
konflikten erzielten die Weltmächte einen ersten Durchbruch. 
Die Fortsetzung Lhres Dialogs ist, tro tz aller Differenzen (S Ol , 
seegestützte Cru ise Missiles usw.), auf beiden Schienen wahr-
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scheinlicher, ihre Aussichten sind größer geworden. Anderer­
seits darf nicht verdrängt oder beschönigt werden, wie wider­
spruchsvoll sich dieser Prozeß vollzieht, daß er wei terhin auf die 
Gegenwehr ultra konservativer Kreise in den USA und der 
NATOstö6t. 
Aber verglichen mit der explosiven Welt lage, ja Weltkriegs­
gefahr in der Konfrontationsära, die 1979 /80 einsetzte, ist der 
laufende globale Dialog schon ein beträchtlicher Schub in d ie 
entgegengesetzte Richtung, in Richtung Entspannung. Mehr 
noch, mit der Verschrotlu ng der vorgeschobensten Ers tschlags· 
waffe n auf europäischem Boden und mit der Genfer Afghani­
stan-Einigung wurden nicht irgendwelche, sondern die beiden 
gew ichtigsten Streitobjekte und Säulen der Konfrontations­
politik der 80cr Jahre b eiseite geräumt: der NATO-"Nach­
rüstungs" beschluß und d ie sowjetische Truppenpräsenz in 
Afghanistan, beides Relikte vo m Dezember 1979. 
Insofern bewegt sich der Verständigungsprozeß der Welt mächte 
heu te bereits auf einer wesentlich solideren Grundlage als vor 
dem Washingtoner Gipfel. Die "Präzede nzfälle" auf dem Feld 
der Abrüstung und der Beilegung regionaler Konflik te berech­
tigen zu der Hoffn ung auf Folgeschrilte. 
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Di~ Diskussion darüber, ob und inwieweit es heute zulässig ist, 
erweiterte Möglichkeiten in beiden Bereichen festzustellen und 
daraus vermehrte Chanc~n für die Friedens- und Befr~iungs­
kräfte, für die Völker d~r Dritten Welt insg~samt abzul~iten, ist 
also nicht mehr so spekulativ wie sie noch vor d~m 10. Dezem­
ber 1987 ausfallen mußte. Sie duldet auch keinen Aufschub, 
geht es doch für die progr~ssiven Kräfte nicht zuletzt darum, 
sich bietende Chancen rechtzeitig zu erkennen, zu nutzen, die 
Veränd~rungsprozesse aktiv mit voranzutreiben. 
Als hervorstechendste Akteure einer solchen neuen Außen­
politik ~rwiesen sich die Sowjetunion und Nicaragua. Von 
ihnen gingen die wegweisenden Impulse dafür aus, daß die 
Entschärfung bedrohlichster Spannungsfeider, so in Europa, 
Afghanistan und Mittelamerika \'orankam, ja erste friedens­
stiftend~ bzw. -fördernde Vereinbarungen abgeschlossen wer­
den konnten. Diese kamen andernteils deshalb zustande, weil 

Sowohl im Bereich 
der Abrüstung strategischer 

Atomwaffen als auch der politischen Lösung 
von Regionalkonßikten erzielten die 

Weltmäch te UdSSR-USA jeweils 
einen ersten Durchbruch 

sie mit Anzeichen des Stärkeverfalls der imperialistischen 
Führungsmacht USA und dereingeschrankten Handlungsfahig­
keit der Regierung Reagan korrespOndierten. Diese gah es 
offensiv zu nutzen, was gerade Moskau und Managua mit brei­
test angelegten Friedens· und Dialogangeboten tate n. 
Die unter Gorbatschow entfaltete neue sowjetische Außen· 
politk 3 erbrachte so manchen Beweis, wie durch neues Denken, 
initiativreiches Agieren und Flexibilität bis hin zu einseitigen 
Vorleistunge n verhärtete Fronten aufgebrochen, Konfronteure 
unter Zugzwang gesetzt und hin zu realistischeren Sichtweisen 
gedrängt werden konnten. Auf diese Weise blieb den überlegen­
heitsfetiKhisten in Washingwn und Brüssel kaum eine Atem­
pause für tragfähige Gegenzüge (etwa eine Alternative zu 
Gorbatschows Vision "Atomwaffenfrei ins j ahr 2000"), ge­
rieten sie in die Defensive. Dies, zumal sich Schwachstellen der 
Reagan-Administrdtion häuften: 

Das Reagan'sche Superrüstungsprogramm stieß zunehmend an 
die wirtschaftlichen Grenzen der USA, trieb deren Hegemonie­
verlust gegenüber japan und Westeuropa weiter voran. Der 
Ende der 70er jahre von den Konservativen wiederbelebte 
Washintoner Anspruch nach nahezu universeller Eigenpräsenz, 
Vorherrschaft, strategischer überlegenheit und KriegfUhrungs­
fähigkeit (:-Ieoglobalismus), die nach dem 2. Weltkrieg m.E. 
kurzweilig gegolten haben mag, kontrastierte mehr denn je mit 
den geschwundenen Innenpotenzen. 
Sie paßten ferner weniger denn je mit der nunmehr annähe­
rungsweise Gleichwertigkeit und Gegenschlagsfähigkeit der 
Militärmacht Sowjet union und mit dem erhöhten Selbstbe­
hauptungsvermögen der Nichtpaktgebundenen und Befreiungs­
bewegungen zusammen. überdies reifte die Friedensbewegung, 
vor allem in SchlüsseJstaaten der NATO, im Widerstand gegen 
die US-Erstschlagsstrategic zu einem Massenphänomen und 
neuartigen Gegenmachtfaktor heran, was deren politische 
Kosten:tu hoch schraubte und Umdenkungspro:tesse bis in d ie 
etabliert cu Parteien hinein auslöste. Und diese schlossen die 
Infragestellung des NATO-Abschreck ungsdogmas mit ein. 

Infolge des Iran-Contra-Skandals und des Aushleibens durch. 
schlagender Erfolge des neoglobalen Interventionismus (Rea­
gan-Doktrin)4 bröckelte die Basis für ein Abschüttdn des 
"Vietnam-Syndroms" ab. Deutlichstes Zeichen hierfür war das 
Scheitern der Regierung Reagan ausgerechnet bei ihrem "Test­
fall", dem Contra-Krieg gegen das revolutionäre Nicaragua, 
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wobei sie in Mittelamerika die Initiative verlor. 
Ferner büßte Reagan im November 1986 im Kongreß die repu­
blikanische Mehrheit ein, was sich in Kürzungen des Rüstungs­
e tats, der Contra-Hilfe usw. niederschlug. Der Spielraum fUr 
eine konfrontative Weltpolitik des Präsidenten wurde damit 
zusätzlich eingeengt. Der Sachzwang zu Abstrichen bzw. zu 
schmerzhaften Anpassungsversuchen an veränderte Realitäten 
geriet drängender. 
Je mehr sich im Zuge der Gipfdgespräche der Trend Reagans 
hin zu realistischeren Positionen verfestigte, desto mehr Hard­
liner seiner Administration nahmen demonstrativ ihren Hut. 
Mit dem Ausscheiden von Verteidigungsminister Caspar Wein­
berger, den Pentagon-Staatssekretären Richard Perle und Fred 
C. IkJe u.a. verlor der anfänglich die Regierung Reagan domi­
nierende ultrarechte Flügel auch weitgehend an Einfluß auf die 
Washingtoner Außenpolitik. Damit entfielen die dicksten 
Bremsklötze für eine realpolitische Neuorientierung dieser 
Administration. 
Die veränderte Außenpolitik und der Reformprozeß der 
UdSSR kamen diesem Trend entgegen, begünstigten ihn. Gor­
batschows Aufwertung des gemeinsamen Lösungsbedarfs der 
globalen Probleme, seine - verglichen mit der Breshnew-Ära ­
ideenreicheren Ahrii<ltungsofferten, sein Abrücken von alten 
Sicherheitsdogmen u.a.m . erleichterten WaShington das Ein­
lenken. Dies gab mit den Ausschlag dafUr, daß eine Abmilde­
rung der Weltkriegsgefahr und der Einstieg in die Abrii<ltung 
gelingen konn te. 
Ferner begünstigte das Signalisieren einer stärkeren Selbst­
begrenzung des wirtschaftlich-militärischen Engagements der 
Sowjetunion in der Dritten Welt sowie vor allem ihr Drängen 
auf einen raschen Abzug und Kompromißfrieden in Afgha­
nistan diesen Trend. Sie gaben Anstöße auch fUr die Korrektur 
der Reagan 'sehen Weitsicht, derzufolge alk Revolutionsprozes­
se bzw. Konflikte in der Dritt en Welt das Teufelswerk d~s 

f!« F1'Sf'~. "', 
SPulT Tt\E l..A5T Ffi~fl'i 
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"sowjetischen Expansionismus' 'seien. 
Unter diesem Gesichtspunkt ist die Beispielwirkung, die das 
Genfer Afghanistan-Abkommen für die Lösung weiterer Regio­
nalkonflikte in sich birgt, hoch zu veranschlagen. Das zeigen 
jüngste positive Bewegungen vorab in der Angola- und Kam­
putscheafrage an (siehe Beiträge vonj. Becker und N. Binh). 
Eine ähnliche Wirkung wie die Auflösung des "afghanischen 
Knotens" zeitigt sicherlich auch Gorbatschows spektakulärer 
Rdormkurs im Innern, hin zur Demokratisierungund Offnung 
des Sozialismus (Menschenrechtsfrage l). Dies zusammen­
genommen erkichterte es dem US-Präsidenten außerordent­
lich, seinen eigenen Kursschwenk hin zur Dialogpolitik ohne 
allzu großen Gesichtsverlust zu rechtfertigen - als Folgeer­
scheinung seiner ureigenen Stärkepolitik und der Selbst ver-
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Erklärungen zum Gipfel von Moskau 

Gemeinsame Ertdärung 
Entsprechend der Vereinbdrung, die ,,-~hrend 
dei sowJctisch'amerikanischen Gipfe:ltrcffem 
in Ge:nf im November 1985 e:rreicht und auf 
dem Gipfeltreffen in Washington im De:ztmbcr 
1987 bekraftigt worde:n ist, haben der General­
sekretar dei Zentralkomitccs der Kommunisti· 
u:hen Partei der Sowjemnion, ~1ichail Gorb;/,t· 
schow, und der Präsident der Vereinigten Stu· 
ten 1'011 Amerih, Ronald Reag;m, "om 29. 'bi 
hit 2. Juni \988 in Moskau ein Treffen durrh· 
j(truhrt. ( ... 1 
Der Geocnbekretär und der Präsident be­
trachten das Modl.auer Gipfe\treften als wich· 
tigen Schrill im Prozeß der Schaffung einer 
produktil'rren und stabileren Grundlage für 
die wwjetisch·amerikani$chen Bel.iehun~ell. 
Die von ihnen gdühne komplexe und griind· 
Ii<:he Di~kuuion umfaßte alle frallen der T;/,· 
gesordnung, die von den beiden filhrenden 
Repräscntante:n bei ihrem eilten Treffen ill 
Genf im !';o\ember 1985 abgestimmt worden 
war und die die Rustungsbcgreru:ung und 
·redUl.ieronR, die MentChenredlte und huma­
nit.lirc haRen, die Beilegung regionaler Kon· 
flikte: i!.lwie die bilater.llen Beüehungen be· 
trifft. Bei wkhtigen fra~n gibt e, immer noch 
ernsthafte Difleren.un, und der zwischen bei­
den Ländern entstandene offene Dialog hat 
na~h wie "or entscheidende Bedeutung für die 
überwindung diestr Differenzen. ( ... ) 
Sie bekräftigten feierlich ihre überzeugung. 
(\.jß es in einem Kern\\-"affenkrit'g keine Sie:!olcr 
geben hnn und daß er niemals entfenelt"·er· 
de:n darf. Sie bekraftigten ihre Ent5chlos.en· 
heit, jeden Joi.rieg zwiu:hen der So .. jetunion 
und deli Vereinigte:n Staaten - sei Ci ein 
nuklear· oder ein kon~'entionell gefUhrte:r - zu 
verhindern, sowie ihren Venieht auf jeghche 
Absichten, militarische Oberlegenheit lU er· 
langen. ( ... 1 
Der Generalsekretiir und der Pr'.i~id .. nt unter· 
lei~hnCien ein Protokoll über den Aunaus~h 
der R..tifikationsurkunden Zum Veruag zwi­
lchen der Union der Sozialistischen Sowjet· 
republiken und den Vereinigten St;l.dten \on 
Amerika ilher lohe Beseitigung ihrer Raketen 
mittlerer und kürzerer Reichweite. Die beiden 
führenden Repr.UenUllIen begrüßten das In· 
ktafnreten die!ICs historis~hell Abkommens, 
das eutmab eine ga.nu Kla~e w"jetiKher 
und amerikanischer Kem"affen beS\"itigt und 
neUe Normen für die Begreru:ung und Reduzie· 
rung der Rmtungen setlt. ( ... ) 
Beide führenden Repräsentanten sind feU ent­
Jehlos.en, dIe strikte Erflillung aller Festlegun­
gen und Auslegunl(cn des Vertrags tU gc ... ähr· 
Ici~ten. Sie betrachten die gemeinume erfolg· 
reiche Arbeit auf diesem Gebiet als wichti8e:n 
Pr .. .t.edenz.fall für künftige Anstrengungen bei 
der Begren1.ung und Reduzierung der Ribtun­
gen. 
Die flihrenden Repr .. S\"manten beider Staaten 
betonten, daß ein gcmein~mer Entwurf fut 
de:n Tcxt eines Vertrags über die Reduzierung 
und Bep;unlung der strategischen Oflenl;v, 
\\-affen erarbeitet ......... rde. Im Erge:bnil dieSC"s 
Pro;:eu;es konnten die Seiten in dem gemein­
Ja,"<:n Vertragsentwl.1rf große und wichtige 
Gebiete festschreiben, bei denen Ein'crneh· 
men herrsdtt, und die Positionen zu de:1I übri· 
gen Fugen, bei denen das Eitwemchmen fehlt, 
detailliert darlegen. ( ... ) 
8ei der Erörterung der strategischen OffenSiv· 

waffen auf dem jet,igen Treffen in Moskau ist 
es gelungen, die BcN!iche der ~reinSlim' 
mung weS\"ntlich ~u erweitern. inlbelondere in 
der frage der luftgestutlten flügtlraketen und 
in bezug auf die Versuche, eioc Losung für das 
Problem der Kontrolle mobiler hllerkonti· 
nentalraketen tU finden und möglichst lU 'er­
einbaren. ( ... ) 
Die Seiten erörterten femeT die Begrenzung 
der ~tationierten seegestiit7len Fhigtlraketen 
großer Rekhwe:itc, die mit Kemladungcn be­
stuckt sind. ( ... ) 
Der GenerlllsekN!tar und der Pr..i~ident erörter­
ten ausführlich einen großen Kreis regionaler 
fragen, eilnchließIi~h des Nilhen Ostens. des 
Kriegs zwischen Iran und lrak, des südlichen 
Afrikas, des norm "on Afrika, MlIttlamerikas, 
Kamputscheas, der korunischen lialbirucl s0-

wie andere fr",en. Sie außerten ihre Genug­
tuung ill Zusammenhang mit dem Abschluß 
der VeN!inbarunge:n zur Afghanistan.Regelung 

im April 1988 in Genf. Obgleich im Ergcbni~ 
der Ikrlltungcn ern5te Meinungs~er$Chieden' 
hdtell sowohl hiMicht!ich der L:r~hen der 
regionalen Spallnun~n als .luch hinsichtlich 
der Millel :cu ihrer ~rwindung lU Tage tra· 
ten, stimmten die flihrendell ReprilS\"ntanten 
duin liberein, daß diese Differenun kein Hin­
dernis fur ein konstruktives Zusammenwirken 
twilchen der UdSSR und den USA leill durfen. 
Die fUhrenden Reprä!>tlltallten bei der Llind~r 
bekräftigten efll<'Ut ihre Absicht, die so­
wjetisch·amerikanischen Konsultationen auf 
aUen Ebenen foruuselLen, deren Zid el Ist, 
den an regionalen Konflikten Beteiligten bei 
der Suche n.leh friedlichen Lölungen tu hel· 
fen, die ihrer Unabhangigkeit, frdheit und 
Sicherheit dit'nlich sind. Sie betonten die 
Wichtigkeit eIner Slarkung des Vennögcns der 
Vereinten N"ationen und anderer internatio­
naler Institutionen, rur Lösung regionaler 
Konrlikte bei~utngen. ( ... ) 

Aussagen MIchali Gorbatschows 
( ... ) Eingehend erotten wurde du Problem der 
regionalen KonOikte. Es stand bei allen md­
nell Treffen mit dem Pra~jdenten und bei den 
heiden Plenartagungen lur Debatte. Und bc­
sonden he:ute wurlk die.e! Problem mit aller 
Grundli<:hkeit behandelt. Ich denke, daß wir 
jetzt eine Situation haben, in der wir feststel­
len mÜISCn, daß lich auch hier, beztiglich der 
Brennpunkte auf un.ert1n PI .. nelen, reale 
~töglichkeiten für eine LOsung dieser regio­
nalen Probleme, für die Lösung auch anderer 
Knoten, und zwar auf der Ba~is eines politi­
schen f lef";/,ngehenl, auf der Ba.i! eines Interes­
senausgleichs ergeben haben. 

Im Prinzip haben wir heute f~uge!tcllt: Da ist 
erstens Afghanistan. Dazu komme ich noch.. 
Zum zweiten ist da der Prolt6 im Nahen 
OltetL Er ist im Gange. E5 gibt eine Annähe­
rung der Po~itionen. Es gibt und reift das Ver· 
standnis rur die Notwendillkeit der Lösung, 
auch auf dem Wege einer internationalen Kon· 
ferem. 03$ wird bereits all,gemein anerkallnt. 
Jent geht es nur 1I0ch darum, wit' diese Kon· 
ferenz zu I'entehen sei. Doch das ist schon eine 
Frag.: der Arbeit, der weiteren Arbeit, all diese 
Fragen zu prä1.isicretL 

Es gibt das Kampuchca·Prohkm. Dank der in 
den letzten Ta!':en von Vietnam und Kam· 
puchea entwickelten Initiative in es in die 

Bahn jener Probleme gelangt, die bereits in 
aUel"llJchuer Zeit gelöst werden können. 
In Mittebmerika ist ein Proleß im Gange, im 
Silden Afrikas "olb:iehen sich reale Proznle 
einer möglichen Löwng und 10 wellcr. leh 
denke, wenn Sie meine Cberlegungen ab un!tC­
re~htfe:rtigtcn Optimismus oder als \\iunsch· 
denken .uffuse:n würden, w~re das bbeh.lch 
möchte Sie daran ennnem. wie es ~'or drei 
Jahren war und \\-ie el heute aUIS,~ht. Die 
Situation h~t siLh wesentlich geander1. Eshie­
ten sich I\löglichkciten zur politischen Lösung 
alle:r dieser Konflikte. Es sind ,owohl inner· 
halb dieser Regionen als auch in der ganzen 
Welt gewaltiRf Krafte in Bewegung geltt;t;t 
worden. 
In meinen Gesprächen mit dem Pra$identen 
und mit allen anderen amerikani$Chen Repra· 
l(ßtanten habe: ich immer wieder den Haupt· 
gedanken betont, daß wir die Ot;.nce ni<:ht 
,enieren, genaucr ge"'gt. niCht verpa5sen 
dw-fen. Im ZU5llmmenhang damit h.be ICh 
dem Pr .. sidenten direkt f(c~~t, daß die L!nter· 
;:eichnunll des Afghanistan'Abkommens ein 
I'razcdenzrall in, dessen Bedeutung liber den 
Rahmen dieses Prublems hinausgeht. Dies ist 
der eilte fall, da die Sowjctunion und Ameri­
ka neben den konkreten Beteiligten;/,n diesem 
Konflikt ein Abkommen unterzeichnet haben, 
da! den Weg zur polit;"chen LÖlung dirlts 
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Problems eröffnet. Wir werden uns bemühen 
und alle! dafür tun. den Vertrag zu erfüllen. 
Das~lbe erwarten wir von den beteiligten Sei­
ten und von den Vereinigten Staaten von 
Amerika. Ich denke, wenn dicscs Mal nichts 
Positives dabei herauskommt und dIeser Präze· 
denzfall keine positiven Ergebnisse- zeitigt,.w 
wird dics weitreichende Folgen haben und sich 
auf das Herangehen an die Lösung solcher 
Problemc in anderen Regionen auswirken. 
Doch wir haben das gt.spiirt. E ~ gibt zwei 
Momente, die uns beunruh~en. Erstens wird 
Kabul beschossen, unsere BOIschaft, umere 
TroPPCll in Kabul. Zweitem sind gestern im 
Bezirk Kandahar Genossen \'On uns ums Leben 
gekommen, mehrere werden vennißt. Wir 
haben gesagt, daß die sowjeti$Chen Truppen 
sich während deI Truppenabzugs nicht an 
Kampfhandlungen beteiligen werden, und 
haben uns auch daran gehallen. Jedoch haben 
wir wr Bedingung gemachI, daß es keine Pro­
vokationen und keine 8anditenangriffe auf 
unsere Truppen g<'bcn darf. Anderenfalls wer· 
den wir reagieren, und zwar gebuhrend. Das 
muß auch klar sein. Vertrag in Vertrag. 
Wir sehen, was Pakistan macht, und das 
Außenministerium hat im ZUl1lmmenh::mg da­
mit eine Erklarung abgegeben. Ich möchte 
nicht näher darauf eingehen, sondern nur un­
ternreichen, daß es Versuche gibt, dieses Ab· 
kommen zu unterlaufen. Das hälle negatIVe, 
ernste negative Folgen. 
Das haben "ir dem Prä~iden!en und der ganzen 
;unerikanischen Delegation in aller Deutlich· 
keit gelagl. Ich denke, sowohl die Vereinigten 
Staaten von Amerika als auch die S .. mjclunion 
können einen konstruktiven Bf,itrag zur Lö· 
sung regionaler Konflikte leisten - auf der 
Grundlage politischer Methoden, auf der 
Grundlage des Gleichgewichts der Intereuen 
aller an dem jeweiligen Konflikt Bcteiligten, 
auf der Grundlage von Realismus. ( ... ) 
Zu Angob. Ich muß sagen, daß wir einen in­
tereSl1lnlen, inhaltsreichen und realiuischcn 
Mclnungsaustaus<;h hallen. Sowohl von unse­
rer als auch von der amerikalllschcn Seite wur­
de festgestellt, daß fortschritte , eine Regelung 
dieses regionalen Konflikts, möglich sind. 
Dab-f,i wurde !iowohl VOn der einen als auch ,·on 
der anderen Seite umerstrichen, daß es um die 
strikte Einhaltung der bekannten Resolutio· 
nen der Vereinten Nationen, des Sicherheits­
rates und derjenigen geht, die eine Einmi· 
schung der ReJlublik Südafrika in die Angele­
genheiten Angola~ ausschließen und daß Nami­
bia die Unabh~ngigkeit gewährt wird. Unserer­
seits habcu '\Ir, wir sind an diesem Prouß 
nicht unmittelbar beteiligt, dcn Prouß der 
Verhandlungen unterstutzt, der zwi!, • .;hen dcn 
Angolanern, den Kubanern und der Republik 
Siidafrika unter Vermittlung der Vereinigten 
Staaten von Amerika geführt wird. Wenn alle 
an diesem Prouß Beteiligten der An~icht sind, 
daß sich die Sowjelunion irgendwtc konkreter 
einschalten soUte, so ~;nd wir dazu bereit. Auf 
alle Fälle fiihrten wir ein Gespr'.ich, das diescr 
Prouß in einem positiven Endergebnis mun· 
den könnte. (, .. ) 
Ja, wir habcn, wie ich schon sagte, über Afgha­
nistan gesprochen, wir haben \iber K;lmpuchea 
gesprochen, und wir haben tlber die Lage auf 
der koreanischen Halbinsel gesprochen. Ich 
habe den Eindruck - wir hatten noch keine 
Zeit, uns d:lriiber auszutauschen, wir haben 
erst heute darüber geredet -, daß die amerika­
nische Seite versteht, daß hier Bewegung not­
wendig ist. Aber sie hat die Haltung Nord­
korea, negativeingeschätzt, wir dagegen haben 
dem Präsidenten die Haltung der Rtgicrung 
Nordkoreas .111 konstruktiv, zum Dialog ein· 
ladend dargeilellt. wobei sie bereit ist, sowohl 

auf bilateraler Grundlage als auch unter Be­
teiligung der Amerikaner den Meinungsaus· 
tausch über die Lage und iil.>cr die Perspektiven 
der Vereinigung zu fuhren, über die Prinzipien, 
auf denen die Vereinigung der Nation erfolgen 
soll. Wir haben diese Fragen also erörtCrt. Und 
wir haben gesagt, daß es bislang ungenutzte 
Möglichkeiten gibt. ( ... ) 
... so muß ich sagen, daß wir auch uber den 
Persischen Golf, gleich na~h Afghrmistan, b-c:ra· 
ten haben. Wir sind der Meinung, daß dicscr 
Konflikt schrernst in, daß man alles unterneh­
men muß, damit er nicht eskaliert. Dort sind 
jetzt starke militärilche KriHte konzentriert, 
und man muß alles tun. damit es dort nicht zu 
eintt Explosion kommt. Deshalb sagen wir: 
Wir setzen uns daftir ein, daß das Potential dcr 
ersten Resolution des Sicherheihrate~ voll aus· 
geschöpft wird, um dem UNO·Generalsekretiir 
oder seinen Vertretern die Möglichkeit zu ge· 
ben, a1lcszu realisieren, um die Kriegshandlun­
gen dort zu beenden, Ich glaube, wir handeln 
richtig, wenn wir zur Zuriiekhaltung, zur Ge­
duld auffordern, obwohl wir der Meinung ~ind. 
daß dieser Konflikt gelöst werden muß, weil 
die Gefahr einer \erhängnisvollen Eskalation 
real iSI. Wir fordern die Amerikaner dazu auf, 
die Golf·Region zu "entlasten" - Wi!.5 ihre 
militärische Priiscnz dOr! angeht - und dort 
heber die Kr'.ifte der Vereinten Nationen zu 
stationieren, damit dieser Prozeß kcine uner­
"'tin<ehtc, gefahrliche Entwicklungnimml. 
FRAGE: Herr Generalsekretär, aI~ Sie in Wa· 
shington waren, haben Sie Herrn RCilgan ge­
sagt, daß die Sowjctunion bereit sei, die Waf_ 
fenlieferungen nach Nikaragua einzustellen, 
wenn die USA die Contra" nicht unger finan· 
zicrelL Spater wurde auf einem Treffen von 
Schewardnadse und Shl.1ltz diese Frage erör· 
tert und uns mitgeteilt, daß sich die sowjeti· 
sche lIaltung in dieser Bniehung nicht ge5n· 
dert hat: Wenn die USA die Lieferungen nach 
Laleinamerika cin5lelen, "ird auch die So· 
wjelUnion nichl mehr an Nikaragua liefern. 
Können Sie bellätigen, daß dies~ neue H~ltung 
richtig i~t? Was h~ben Sie b-f,~iigJjch dieser 
Frage. im Kontext der Diskussion um Mittel­
amerika nörteT I ? 
GOR 8ATSCHOW: Diese Frage, dies~s Pro­
bkm i!it heute lehi aUlO(lihrlich diskutiert wor· 
den. Noch dazu mit I'inem Abstecher in die 
Geschichte, und wenn wir einen Abstecher 
unternehmen, h~bcn wir dabei unterschied· 
liehe Gesichtspunkte und Erklärungen. Ich 
schlug vor, dennoch von den heutigen Rea1it~· 
ten auszugehen. 
Es gibt den Contadora·Pwzeß, e. gibt das 
Guatema!a·Abkomm~n, es gibt den Waffen­
stillstand, es gibt die Suche nach poliuS<;hen 
Regelungen, und man muß diesen Pwzcß un­
terstützen und den siCh in Nikaragua gegen· 
uberstehenden Kr'.iften die Möglichkeit gt'bcn, 
unter Beteiligung lateinamerikanischer Ver. 
treter diese Frage selbst ~u lösen. Ich habe dem 
Präsidenten gesagt, daß ich dazu stehe, "'aS bei 
den Spaziergangen im Weißen Haus geauBen 
wurde, daß wir uns auf Liderungen von Poli­
lciwaffen beschr',tnken soUten. Dieses Thema 
wird weiter auf der Tagesordnung bleiben, und 
"ir haben an die Amerikaner appellien zu 
beachten. daß der Prozeß ein Stadium erreicht 
bat, um ihn zu einem Ilositiven Abschluß ~u 
bringen. Da ist ein Obem noch aus der Somo­
za·Armee aufgetaucht, der Somoza gute 
Dienste geleistet hat und jetzl Amerika dient 
und sehr viel unternimmt, um diescn Prozeß 
zum Scheitern zu bringen. kh ",riß nieht, ,ie!­
leicht .wllte man den Ob-f,rst durch einen Sero 
g~anten enclzen, der dem Volk n~her steht 
und vielleicht eher etWil$ Gutes tut? ( ... ) 
(Quelle: Prawda, Moskau, 2,6.1988) 



wandlung des Gegner NT. I, versteht sich. ' 
Was für die Aussichten des Dialogs freilich zählt, sind weniger 
solche LegitimationSSlrickmuster als die Erkenntnis, daß eine 
Abkehr von der globalen Konfrontationspolitik nur möglich 
wurde durch einen beiderseitigen Positionswandel und Zu­
gewinn an Realismus seitens der USA und Sowjetunion. Dazu 
gehört die Einsicht, daß eine Fortsetzung des atomaren Wett­
rüstens die Gefahr der Selbstvernichtu ng nur vermehrt, daß das 
Ausspielen der "mmütrischen Karte" durch die Weltmächte 
heute an engere äußere und innere Grenzen stößt. Dahinein 
gehört auch die \'on Ronald Regan im Anschluß an das Mos­
kaueT Gipfeltreffen bekundete Erkenntnis, die UdSSR sei rur 
ihn nicht länger das "Reich des Bösen". 5 
Die andere Seite dieses Realismuszugewinns ist die sich teils 
schon konstruktiv auswirkende Positionsveränderung der Rea­
gan-Administration im Umgang mit Regionalkonflikten in der 

Tro tz eines realisti schen 
Trends ble ibt Reag-,llls Weltpo liti k 

in sic h widerspruchsvoll , ka nn von einem 
grundsätzli che n Abrücken von der 

Reagan-Dok trin bislang nich t 
gesprochen werden 

Dritten Welt. Dies trifft neben den erwähnten Krisenherden 
Afghanistan, Kamputschea, Angola auch auf die Golfregion zu. 

In diesem Fall wurde bereits im juli 1987 mit dem vereinten 
Vorgehen Washingtons und Moskaus im UN-Sicherheitsrat in 
Gestalt der Resolution 589 erstmals eine tragHihige Plattform 
rlir eine Beendigung des irakisch-iranischen Krieges gefunden. 
Dies war ein Novum und ein Voranzeichen rur die inzwischen 
herangereiften neuen Möglichkeiten, zumindest in Ausnahme­
rallen zu einer politischen Verhandlungslösung vorzustoßen. 
Die Chance zur Beilegung des Golfkriegs wurde vertan. Sie 
scheiterte an der Unnachgiebigk~it Teherans und am konfron­
tativen Alleingang der USA und anderer Westmächte, durch 
deren Truppenaufmarsch und -Gewalteinsatz in der Olregion 
sich die Lage im Herbst 1987 wieder zuspitzte. 

Demgegenüber gelang in der Krisenregion Mittelamerika ein 
Durchbruch zum Fricdensprozeß, und zwar ohne Zutun der 
führenden Weltmächte. Den Auftakt bildete die Unterzeich­
nung des Friedensabkommens von Esquipulas (Guatemala) am 
7.8. 1987 seitens der Staatsoberhäupter Nicaraguas, Honduras', 
EI Salvadors, Costa Ricas und Guatemalas. Im Anschluß daran 
brachten die regierenden Sandinisten das Kunststück fertig, 
mittels einer breitestmöglichen (über-)regionalen Allianzpolitik 
und e ines nationalen Versöhnungskurses im Innern Nicaraguas 
diesen Prozeß voranzutreiben, obgleich sie auf den massiven 
Widerstand und Gegendruck Washingtons stießen.6 

Selbst nachdem im März 1988 in Sapoa ein erster Waffenstill­
stand zwischen Sandinisten und Contras vereinbart worden 
war, bekräftigte US-Präsident Reagan seinen Obstruktionskurs 
gegen jedwede Friedensgespräche mit Nicaragua. Er titulierte 
das Land am 26. April d.j. in einer Erklärung an den Kongreß 
weiterhin als eine "außerordentliche Bedrohung der Sicher­
heit" der USA , strafte es mit einer Verlängerung des Wirt­
schaftsembargos um ein jahr und drängte die Contras zum 
Verhandlungsbruch. 7 Und dies knapp eineinhalb Wochen nach 
dem Gcnfer Afghanis tan-Abkommen. 

Das Beispiel Nicaragua verdeutlicht :tweierlei: Zunächst einmal 
zeigt es an, daß sich im Zuge des globalen Dialogs und Abrü· 
stungsprozesses die Spie1räume Hir revolutionäre Akteure 
bereits ein Stück erweitert haben und NATO-Interventen enger 
Grenzen zu ziehen sind, sofern erstere, ausgehend von einer 
relativen Position der Stärke, (im Unterschied zum Iran) frie-

densrahig sind und friedensstiftend agieren. 
Zum zweiten signalisiert es, genauso wie im Fall der GoJfkrise 
oder des Nahostkonnikts, daß die Regierung Reagan in Regio­
nalkonnikten teils in alten konfrontativen bzw. kriegerisehen 
Bahnen verharrt. Sie gerät damit immer wieder in Gegensatz zur 
globalen Dialogpolitik. Zum dritten belegt sie auf diese Weise, 
daß von einem grundSätzlichen Abrücken von der Reagan­
Doktrin hin zur generellen politischen Konfliktlösungsstrategie 
bei Reagan bislang ebenso wenig gesprochen werden kann wie 
in Sachen Hochriistung (501, atomare Kurzstreckenwaffen 
usw. ). 
Die bislang in Teilbereichen ncxiblere Außenpolitik dieser 
Administration bleibt (was in Teil I1 noch genauer aufgewiesen 
werden soll) in sich widersprüchlich, besonders gegenüber der 
Dritten Welt. Dennoch geht ihr realistischer Trend den Ver­
fechtern der neuen US- Langzcitstrategie "Abgestufte Ab· 
schreckung" (siehe gesonderten Beitrag) schon viel zu weit. Sie 
kritisieren trotz einer für die USA eher ernUchternden Bestands­
aufnahme der Weh lage impli:tit den "späten" Reagan, um daran 
ihre ultrakonservative Ablehnung sowohl der globalen Ab­
rüstung als auch jeder weiteren Abstriche an der Reagan­
Doktrin zu knUpfen. 

Dies wirft die Frage auf, inwiewei t sich das grundSätzliche 
Herangehen der Reagan-Administration an die Regionalkon­
nikte bereits gewandelt oder auf andere Schliisselproblemeder 
Drit tcn Welt "abgerarbt" hat bzw. "abzurarben" verspricht. 

Wird /o rtgeset z t 

Anmerkungen: 
I ) Gemeinu me Erklärung auf höchster Ebene in MO$kau, Prawda, 

Moskau. 2.6.1988 
2) Ein$Chälzungen zum und Wortlaut des Afghaniltan-Vertragspakeu 

siehe in: DRITTE WELT 6{1988, S. 3ff. 
3) Eine Gesaml$Chau soll in DRrrrE WELT 10 oder I1 {1988 folgen. 
4) Siehe: AlB 4/ 1981. S. 6-1 
5) Nach: Frankfurter Rundschau (FR), 3.6.1988 
6) Siehe: Ikilräge \'on N. Biver in: AlB 10/1987, 3 und 5/1988 
7) Nach: International Herald Tribune, Paris, 27.4.1988 und FR. 

27.4.1988 
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Wolfram Brönner/Gregor WIll 

,,Abgestufte Abschreckung" 
Kriegführung in der Dritten Welt bleibt Programm 
Im Auftrag der Rcagan-Administration erstellte eine 
hochkarätige Expertenkommission ihren ersten Be­
richt, die Studie " Abgestufte Abschreckung" (Discri­
minate DClcrrence"). Sie entwirft und fordert eine 
neue "integrierte Lang-.lcitstrategie" der Weltmacht 
NT. L Mit ihr soll die US-Mi litärpolitik an die veränder­
ten weltweiten Rahmenbedingungen angcpaßt wer­
den. Mittlerweile liegt das am 18. Januar 1988 in 
Washington präsentierte 69-Sciten-Papicr im vollen 
Wortlaut vor und wird von uns auszugsweise doku­
me ntiert. Die begleitende Einschätzung vo n W. 
Brönncr. DRlTIE-WELT-Chefrcclakteur, und G. Witt, 
Bundessprecher der Deutschen Fricdcnsgesellschaft/ 
Verei nigte Kriegsdienstgegner. versucht vornehm lich. 
die ncucn Elcmente dieser Langzeitstrategie heraus· 
zuarbe ite n. 
Zu einem außergewöhnlichen Vorstoß entschlossen sich vor 
und nach dem Moskauer Gipfel zwei ehemalige US·Außenmini·· 
ster, der Republikaner Henry A. Kissinger und der Demokrat 
Cyrus R. Vance. Sie ta ten in einem gemeinsamen Brief an die 
beiden auserkorenen I'räsidentschaftskandidat en George Bush 
und Michael Dukakis ernste Besorgnis kund, und zwar über 
Reagans neuen Kurs der fortsc hreitenden Annäherung an den 
Widerpart Sowjetunion. Sie ha tt en vor dem 29. Mai dJ. im 
Stillen eine Kopie des Briefes auch ihrem Amtsnachfolger 
George Shul\:!.: zugesteckt - vergeblich. 
Ronald Reagan war aus ihrer Sicht in Moskau als "Sponsor" von 
Gorbatschows Reform· und Abrüstungskurs aufgetreten. Da· 
durch noch besorgter geworden, wandten sich die beiden ver· 
hinderten Weltpolitiker am 3. J uni dJ. an die Öffentlichkeit. 
Ihr Auftritt läuft darauf hinaus, den globalen Abrüstungsprozeß 
auszubremscn, und dafür - so ihr Appell - e inen Zweipar· 
teien·Konsens in der amerikanischell Außenpolitik" wieder· 
herzustellen. Abzuwenden gilt es ihres Erachtens vorab die 
wirtschaftliche Schwä.chung der USA, den Rückgang der Aus· 
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landshil fe u nd die Gefahr, daß Washington seinen militärischen 
VerpOiehl ungen nicht nachkommen könne. 1 

Kissinger und Vanee stießen damit ins gleiche Horn wie die 
Verf~sser des Kommissionsberichts "AbgeSlufte Ab· 
schreckung", den e in e Gruppe prominenter, mehrheitlich kon· 
servativer Persönlichkeiten am 11. Januar d J . der Reagan. 
Administration in Washington ausgehändigt hatte. 1>.Iit tonan· 
gebend unter den Autoren der Studie war eben jener Henry 
Kissinger, der e inst unter den I)räsidenten Nixon und Ford im 
Vietnamkrieg seine Sporen verdiente. 
Zwar stehen vie le ahgediente US·Spitzenpoliti ker heute, unter 
dem erhöhten Druck der Friedenskräfte und der öffentlichen 
Meinung, der Erstschlagsstrategie und dem direkten Interven· 
tionismus ablehnend bis reserviert gegenüber, darunter füh· 
rende Demokraten. Doch sympathisieren viele mit den Vorstel· 
lungen, wie sie der Appell von Kissinger /Vance und der Bericht 
der Ikle/Wohlstätter·Kommission widerspiegeln. 

In Auft rag gegeben worden war die Studie .,Abgestufte Ab· 
schreckung" im Oktober 1986 vom Verteidigungsministerium 
(Pentagon) und dem Nationalen Sicherheitsrat. Den Vorsitz der 
dazu gebildeten .,Komm ission über eine integrierte Langzeit. 
strategie" teilten sich Fred C. lkle, bei der Vorlage des Berichts 
noch Staatssekretär fUT Verteidigung, und der Pentagon·Berater 
für strategische Fragen, Albert Woh\stetter. Unter den vorwie· 
gend konservativen 13 Mitgliedern der Kommission ragten 
neben Henry A. Kissinger ferner die ehemaligen Nationalen 
Sicherheitsberater des US-Präsidenten, Zbigniew Brzezinski 
(Demokrat), und William P. Clark, sowie die Generäle J ohn W. 
Vessey und Andrew J. Goodpaster heraus. 
Sie fordern in ihrem Beri cht für die USA eine "integrierte 
Langzeitstrategie", die auf eine erweiterte, flexiblere, den ver· 
ringerten Möglichkeiten der Weltmacht angemessenere Krieg· 
führungsfahig kcit abzie lt. 
Ein wichtiger Streitpunkt ist dabei die eher beiläufige Behand­
lung Westeuropas. Diesem wird als weltpolitischem Akteur 
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keine Vorzugsrolle mehr beigemessen, wohl aber wird es als 
einer der denkbaren Kriegsschauplätze gehandelt. Ursprünglich 
haHen die Verlasser daran den Vorschlag geknüpft, die US­
Truppenkonzentration in Europa aUllzudünnen. Dies abtrwur­
de wieder gestrichen, als London und Paris Alarm schlugen. 
Der Argwohn der NATO· Verbündeten erhielt sodann neue Nah· 
rung, als US·Marineminister jamcs Webb Jr. kurz nach der 
Vorlage dei Berichts eine "Neuüberprüfung" der weltweiten 
Verpflichtungen, insbesondere in Europa, verlangte. 2 Die Kri­
tik alU Wcsteuropa richtet sich einesteils gegen den Washing· 
toner Verlagerungstrend und andemtei15 gegen das in der Studie 
vorgeschlagene Abrücken von der totalen US-Nukleargarantic 
flir Westeuropa. Konkret soll für den Fall eines militärischen 
Konflikts auf europäischem Boden nicht mehr automatisch der 
globale atomare .. Vcrgeltungs"schlag der USA gegen die 
UdSSR angedroht bzw. ausgelöst werden. Der Krieg soll auf 
europäisches Terrain .. begrenzbar" , die Weltmacht Nr. I damit 
unverwundbarer gemacht werden. 

Selbst fUhrende CDU/CSU-Repräsentanten kritisierten daher 
die "Abgestufte Abschreckung" als Anschlag auf die gültige 
NATO-Strategie der "flexiblen Reaktion", fußt diese doch auf 
der atlantischen Nukleargarantie. Lothar Rühl, Staatssekretär 
im Bonner Verteidigungsministerium, verwarf die Studie des­
halb als eine "Konzeption begrenzten Nuklearkrieges in Europa 
ohne Abschirmung durch die urategischen Waffen der USA ".3 
VerlagCTn will die Iklc/Wohlstätler-Kommission künftig das 
militärische Engagement der USA in die DriHe Welt, vor allem 
in jene ihrer Gebiete, in denen die eigenen "Sicherheitsinteres­
sen" am stärksten berilhn sind. Einig wurden sich die Experten 
darin, daß dies Konzentration auf die .,sowjetische Peripherie" 
erfordere. Ob dabei allerdings Südwcstasien (Brzezinskis Op­
tion) oder Ostasien/Wcstpuifik die Priorität im Miueleinsatz 
gebührt, daruber slreiten sich die Geister in Washington weiter_ 
Welche Erwartungen stehen dahinter? Fest steht fUf die Ver­
fasser des Berichts, daß in den kommenden zweijahrzehnten in 
den weltpolitischen Machtverhältnissen .. z ..... eifellos drastische 
Veränderungen bevorstehen wcrden".4 Der Intercssengegen­
satz zwischen den USA und der UdSSR werde weiter die 
Weltlage dominieren, allerdings abgeschwächt. Vorab stehe ein 
wirtschaftlich·militärischer Aufstieg Chinas und japans zu 
Weltmächten, also ein beschleunigter Wandel von einer bipola­
rcn zu einer multipolltren Mächteordnung zu erwarten. 
Ferner dürften der Einsatz neuer (Militär-)Technologien, die 
Entstehung einiger neuer Atommächte und eine absehbare 
Epidemie von "Konnikten niedriger Intensität" in der Dritten 
Weh flir eine veränderte Ausgangslage sorgen. Der von daher 
rührende vermehrte Druck auf die USA gehe einher mit deren 
relativem HegemonieverluJl, was die wirtschaftliche und militä-" 
rische Macht betrifft. Beides erfordere eine zeitige Anpassung 
der westlichen Militärstrategie an die neuen Realitä.ten. eine 
neue Gesaml5trategie Washingtons. 
Für dringend notwendig hlUt die Kommission, daß sich das 
Strategische Iffnken der USA von der Betrachtung der beiden 
"extremen und unwahrscheinlichen Fälle" löse, wonach die 
Hauptgefahren ein atomarer Weltkrieg und ein massiver kon­
.. -entioneller Angriff auf die Zentralregion Westeuropas seien. 
Gefordert sei eine Strategie, die die USA wieder in die Lage 
versetze, jeder militärischen Herausforderung, von Konflikten 
niedrigster Intensität über einen "begrenzten" atomar-konven­
tionellen Regionalkrieg bis hin zum apokalyptischen Schlag­
abtausch, begegnen zu können. 
Europas Bedeutung in der zukünftigen Welt ist flir lkle, Wohl­
stälter, Kissinger & Co. keine Thematisierung wert. Europa 
kommt nur unter solchen Gesichtspunkten vor, wonach z.B. bei 
einem Konflikt in der Golfregion auch in Europa mit Truppen­
verstärkungen und gegebenenfalls auch Kämpfen geantwortet 
..... erden soll. Ganz nach dem schon bekannten Konzept der 
"horizontalen Eskalation" ,die den Sowjets keine freie Wahl des 
Kampfgebietes gestatten soll. 

Aber bei einem Krieg in Europa halten es die Verfasser für 
entscheidend, daß er nicht zum globalen Atomkrieg eskaliert 
und siegreich beendet wird. Du ist neben den geopolitischen 
Uberlegungen ein weiterer zentraler Punkt des Berichts. 
Die Autoren Kehen davon aus, daß die Androhung des Erstein­
satzes von Atomwaffen angesichts des Wachstums der sowjeti­
schen Atomstreitkräfte 51ark an Glaubwlirdigkeit eingebüßt 
habe. Daraus folge, daß sich die USA nicht auf Drohungen 
stützen sollten, von denen zu erwarten stünde. "daß sie unsere 
eigene Vernichtung aUlllösen, wenn sie verwirklicht werden". 
Deshalb wird gefordert, die NATO solle nicht damit drohen, 
Atomwaffen als Kettenglied zu einem umfassenderen und zer­
störerischeren Krieg einzusetlten - obgleich die Gefahr einer 
Eskalation noch vorhanden wäre - . sondern hauptsächlich als 
ein Instrument, das den eindringenden sowjetischen Streitkräf­
ten einen Erfolg venagt." 
Dies bedeutet zum einen, daß Westeuropa sich konventionelle 
Optionen'der Kriegführungsfähigkeit verschaffen soll, die keine 
Eskalation zum großen Atomkrieg vonehen. Den Westeuro­
päern, wie auch den USA selbst wird angeraten, Waffen anzu­
schaffen, die von ho her Wirksamkeit sind, ohne die Gefahr der 
atomaren Eskalation in sich zu bergen: punktzielgenaue kon­
ventionelle Waffen, vor allem Raketen und Marschnugkörper 
mit konventionellem Sprengkopf; nicht nur Luftstreitkräfte 
zum Zerschlagen der Zweiten Strategischen Staffel (FOFA), 
sondern auch Landstreitkr'.ifte, die so ausgerüstet und ausge­
bildet sind, daß sie zu einem Gegenangriff tief in das Territo­
rium des Gegners fahig sind_ 
Dies bedeutet zum anderen, daß die atomare Eskalation be­
herrschbar sein soll. Die Eskalationsgefahr ist den Autoren um 
Ikle und Wohlställer wohl bewußt, wie ihre Feststellung zeigt: 
"Im Atomzeitalter bliebe kein konventioneller Krieg. bei dem 
es zu Kämpfen zwischen amerikanischen und sowjetischen 
Streitkräften käme, von Atomwaffen unberiihrl." Um sie aus­
zuschalten, verlangen sie fur die USA "über1ebensfahige Kräfte, 
die mit abgestuften Angriffen gegen militärische Ziele reagieren 
könnten". 

Die generel le Aufwertu ng 
der Dritten Welt in der US-Militär­

s t~ategie ist mit einer technologisch ausgc­
fc tl teren und verdeckteren "Kriegführung 
nicdr i~er Intensität" verbunden , darunter 

mll " kooperati ve n Streit kräften" 

Sie fordern damit Möglichkeiten, einen solchen Krieg auch auf 
strategischer Ebene in Grenzen;cu halten. und zu gewährleisten, 
daß er lich nicht schnell zu einer Apokalypse entwickelt. Mit 
anderen Worten: Durch selektive und regional begrenzbare 
atomare Kriegführungsfabigkeit soll die als unpraktikabel und 
unglaubwürdig erkannte Drohung mit der atomaren Selbstver­
nichtung überwunden werden. 
Dies bedeutet zum dritten, daß die USA eine stärkere Lasten­
und Arbeitsteilung mit ihren NATO·Verbündeten und denen 
entlang der "sowjetischen Peripherie" bzw. in der Dritten Welt 
anzustreben hätten. 
Einen ganz zentr;llen Stellenwert nimmt in der Studie die Dritte 
Welt ein "(zwei von insgesamt sieben Kapiteln), der in der 
US-Kriegführungutrategie fortan ein größeres Gewicht ge· 
bühre. Aus der Annahme, daß dorl in Zukunft mit einem 
Anwachsen von "Konflikten niedriger Intensität" (L1C) "Zu 
rechnen sei, leitet die Kommission die Forderung nach noch 
mehr "Mobilität" von US-lnterventionsstreitkräften . einem 
ausgedehnteren und ne"ibleren Eng:lgement der US.-\. in diver­
sen Krisengebieten ab . 

Dazu gehört die Verbesserung der lnterventionsfahigkeit in 
entlegeneren Regionen, ohnc sich auf zusätzliche überseeische 
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Landstützpunkte stützen zu müssen. Im Klartext meint dies den 
verstärkten Einsatz von US·SeeSlreilkräften. Ausgeweitet wer­
den soll sodann d er "Sicherheitsbeistand" für die Aufstands· 
bekämpfung befreundeter Regimes und ant ikommunistische 
Contras, welche die Deslabilisierung von Revolutionsregimes 
besorgen. Bei dieser " KriegfUhrung niedriger Intensität" soll 
künftig mehr Augenmerk auf die US-Ausrüs tung und -Ausbil­
dung bewaffneter Kräfte vor Ort gelegt werden. Und gemäß 
dem Modell " Rettung der Demokratie in EI Salvador" sollen die 
USA zugunSlen der Verbünde\en mehr Hochtechnologie ein­
setzen. Konkret heißt dies: moderne informationsverarbeiten­
de Systeme, billige Weltraumsysteme, robuste Flugzeuge und 
automatische Systeme für die Aufklärung, Netze von Sensoren. 
Diese technologischen Vortei le maximal für LIC-Einsätze zu 
nutzen, wird als ein Schlüssel zum Erfolg künftiger Interven­
tionsvorhaben gesehen. 

Der andere Schlüssel, den die IklejWohlstälter-Kommission 
empfiehlt, ist der Aufbau von "kooperativen Streitkräften". Sie 
sollen fortan vorzugsweise in Regionalkonnikten eingreifen 
und sich aus US-amerikanischen und verbündeten Strei tkräften 
zusammensetzen. Direkte Interventionen von US-Truppen 
könnten so für äußerste Notfalle au fgespart , die politischen 
Kosten minimiert werden. 5 

Von daher nimmt es nicht Wunder, daß die Studie jusl fünf 
Wochen nach der Washingtoner Unterzeichnung des Mittel­
streckenraketen-Vertrags einen Gener.tlangriff auf die laufen­
den Abrüstungs- und Rüstungskontrollverhandlungen USA­
UdSS R mitbeinhaltet. Die Verfasser kritisieren vor allem Vor­
stellungen, wonach "der eigentliche Punkt bei der Rüstungs­
kontrolle mehr politisch a ls militärisch sei." 

Diese Perspe ktive hält die Kommission für e in potentiell kata­
strophales Rezept: " Wenn Rüstungskontrollverträge haupt­
sächlich wegen des internationalen guten Willens geschätzt wer­
den, den sie hervorbringen solle n, und erst in zweiter Linie 
wegen ihrer Wirkung auf die Waffen, dann werden unsere politi­
schen Führer ständig unter Druck sein, Abkommen zu errei­
chen, indem sie Konzessionen bei den Waffen machen." 

Der Erwartung weiterer atomarer oder chemischer Abrlistungs­
verträge widersprechen die Autoren unmißverständlich. indem 
sie feststellen: "Für die vorhersehbare Zukunft wird es nicht 
realistisch sein, Abkommen über die Beseitigung aller Atomwaf­
fen oder a ller chemischen Waffen anzustreben." 

Was ist nun, alleszusammengenommen, neu an der Studie? Das 
eigentliCh Neue sind die militärstrategischen überlegungen. In 
dieser Hinsicht ist der Bericht eher ein Verschnitt von Offensiv· 
strategien, die in den jahren der Reagan'schen Konfrontation 
vom Pentagon erarbeitet und teil schon eingeführt wurden: 

AirLand ßattle , Leitlinien-Dokument (1984·88) zur atomaren 
Kriegflihrungsfähigkeit, maritime Offe05ivstrategie, Reagan­
Dok trin, Kriegführung geringer Inten sität" ... 6 

" 

Neu sind eher die politischen Folgen und Wirkungen auf die 
NATO: Als unangefOChtene Weltmacht NT. I brauchen sieh die 
USA nicht um andere Interessen:tU kümmern, Europa wird zum 
Kriegsscha uplatz wie viele andere auch herabgestuft, rur den die 
USA kein hohes Risiko eingehen sollen. Nachdrücklicher denn 
je fordert der Bericht von den Westeuropäern die klare Zustim­
mung zu offensiv.aggressiven Militärkonzepten - weiterge­
hend, als dies mit dem FOF A-Konzept 1 zum Kampf in die Tiefe 
des gegnerischen Territoriums scho n geschehen ist. 
Angemahnt wird von der Kommission nun die übernahme der 
Doktrin, daß Atomwaffen militärisch einsetzbare und damit 
politiSCh verwertbare Waffen sein sollen, eine stärkere prak­
tische Unterstützung bei ~Hlitäreinsätzen in anderen Regionen, 
vorab der Dritten Weh, ulld die verstärk te eigene Aufrüstung 
sowohl mit konventionellen als auch mit atomaren Mitteln. Die 
Dritte Welt soU ab Kriegsschauplatz aufgewertet, künftig eher 
stärker heimgesucht werden_ Die 1987/88 entstandene Chance 
auf eine neue Entspannungspolitik soll auf dem Al tar einer zwar 
flexibleren, aber kaum weniger eskalationsträchtigen Stärke­
politik geopfert werden. 

Die Studie provoziert Gegenstellungnahmen. Aber es ist zwei­
felhaft, ob angesichts derTatsache, daßsie den Umbruch in den 
Beziehungen zwischen den USA und WeSlcuropa widerspiegelt , 
die westeuropäischen Konservativen in einer nur ablehnenden 
Position verharren werden. Die westeuropäischen Reaktionen 
zeigell eher, daß man zwar die politischen Wirkungen vor allcm 
dort fUrchtet, wo die US·Studie die klare Absage an den Ab­
rüstungsprozeß fordert. Gleichzeitig sind aber auch überlegun­
gen und Forderungen für eine Ausweitung der westeuro­
päischen Militärkooperation bis hin zur Schaffung einer "Euro­
päischen Sicherheitsu nion " belebt worden. Sie stand bereits im 
Mittelpunkt eines Ileuen außenpolitischen Sttategiepapiers der 
eDU, das vom Bundesparteitag Mitte jun i d.j. in Wiesbaden 
beschlossen wurde. 

In dieselbe Richtung argumentiert ein Entwurf "Die NATO in 
den 90er j ah ren über den die Nordatlantische Versammlung im 
November 1988 in Hamburg entscheiden soll. Darin wird der 
Aulbau eines "echten " westeuropäischen Pfeilers in der NATO 
gefordert_ 
Vorläufig passen die Vorschläge der Kommission nicht in die 
politische Landschaft. Denn in der Bundesrepublik ·und tei l­
weise auch in den USA besteht dank der Friedensbewegung und 
der sowjetischen AbTÜstungsinitiativen ein anhaltend hoher 
öffentlicher Druck für weitere atomare Abrüstullg, ein welt­
weites C-Waffen· Verbot, das Verbot einer militärischen Nut­
zung des Weltraums und die Beseitigung offensiver Kriegfüh­
rungsfahigkeiten. 
Aber es ist anzunehmen, daß die im Bericht entworfene neue 
US-Langzeitstrategie der "abgestuften Abschreckung" auf den 
Präsidentschafts-Wahlkampf und auf die Ausgestaltung des 
außenpolitischen Konzepts des künftigen Präsidenten Eillfluß 
nehmen wird. Eine Leihgabe dürfte bei Bush zwar größer als bei 
Dukakis ausfallen. 

Anmerkungen: 
I ) International Hcrald Tribune, Paris, 4.15. und 8.6.1988 
2) VgL C. Hallinan. Sneak Strategiel for 21 SI Century, in: Peace Courier, 

Hdlinki, NT. 3/ 1988, S_ 9 
3) Die Wel t, Hamburg, 19_1.1988 
4) Dieses und alk nachfolgenden Zitate entstammen dem Kommissions­

bericht: Discriminate Deterrence, Rep.ort of The Commission on 
Integrated Long-Tenn Strategie, Co·Chainnen: Fred C_ Ikle and 
Albert Wohlstetter. Washington, 11.1. 1988, S. Iff. 

.5) Detaillierter zum Driue-Wdt-Belug und zur L1C·Str~tegie siehe: Th. 
lIorlohe, Kriegführung ohne Eskala tionsrisiko, in' MEDIATUS, 
Stamberg, Nr. 2/1988, S. 3-6 

6) Eingelchätzt und dokumentiert wurden die,e in: AIB-Sonderheft 
211984 zur AirLand· Battle-Doktrin, S. 3ff. und Al B 411987, S. 6· 11 

7) "Follow-on Foren Attack" (Angriff auf die nachfolgenden Starfein) 
wurde gemäß dem sog. Rogers-Plan im Jahr 1984 von der NATO als 
Modemisierung,programm für konventionelle Waffen beschlossen. 



Aus dem Bericht der 
Kommission für eine Integrierte Langzeltstrategle 

Richtlinien für eine "abgestufte Abschreckung" 
I. 

Die sich verändernde 
Sichcrhtiulagc 

Die Vcncidlgungsplanung der Vcn:inigtcn 
Stuten beruht teit vielen Jahren auf einer 
großen Strategie von außerordentlichem glo­
balem Zuschnitt. Die Strategie beueht pnl. 
einfach in der ,'orge.thoben<:n Stationicrung 
amerikanischer Streitkräfte, die eindringenden 
Armeen Widerstand entgegenscuen sollen, 
wobei sie lich auf starke RCJC~einhciten und 
die Fähigkeit stützen können, fall. erforder­
lich, Atomwaffen e[!lWletatll. Die Stl'2tegic, 
die sich auf Bündninc mit anderen dcmoku.ti­
sehen Lindern .tützt, zielt darauf, eine Linie 
Zu ziehen, die kein Aggreuor zu überschreiten ...... 
Die I..angkbigkeit dieser Strategie ist bemer­
kenswert. Arnerikanilche Streitkräfte lind 
nunmehr seit 40Jahren in Mitteleuropa statio­
niert. Sie befinden $ich .-cit 5!i Jahren in der 
Republik Korea. Du AtbnliJehe Bündnis hat 
tm.wilchen aUe in friedenlzeiten gcgriindeten 
multilateraJcn BündniJ.-c der neueren Ge­
schichte überdauert. 
Die Strategie hat einen beachtlichen Erfolg 
gehabt. Alle Mitglieder dei Bündnilsel lind 
noch immer freie Länder. Di~ JOwjetischen 
Streitkräfte haben Westeuro~ nicht angegrif· 
fen, und die nordkoreanilchen Streitkräfte 
haben Südkorea nicht noch einmal angegrif­
fen_ 
Die Strategie hat jedoch auch einige 
Rückschläge gehabt. Di~ IOwjetilche Macht 
hat die von uni gezogenen Linien umgangen 
und ut inl südliche Asi~n, in den Mittleren Wld 
Nahen Ouen, nach Afrika, in die Kanbik und 
nach Mittebmerika vorgedrungen. In einer 
Wc!t, die weniger bipola.r ist, ab si~ einmal war, 
hat ,ich die Strategie im Umgang mit feind· 
lichen Undcrn außerhalb dei ,owjetil chen 
Blockt (beispie~weise Iran) ab wenig hilfreich 
erwiesen_ In Europa selbst gibt es Anzeichen 
für ernste Spannungen. Dem Bündnil ist CI 
nicht gclu~n, mit den IOwjetilchen konven­
tionellen Streitkri ften auf dem Kontinent 
Schritt zu halten, und in uhlre ichen fillen ut 
IUl$Cre Drohl1fl8, Atomwaffen gegen sie einzu­
setzen, angesichts del Anwachsenl der sowjeti­
schen Atomltreitkräfte zUlehench unglaub­
würdiger geworden. 

Die: Kommusion .eMagt nicht vor, die Stra­
tegie zu er.-ctZCTI. Wir vertrauen luf die vorge­
schobene Stationierung amerikani. dler Streit­
kräfte, auf ihn: Unterstützung durch starke 
ReseT1lccinheiten und auf die Beibehaltung der 
nukkaren Bedrohung, um wucre Verbündeten 
\~rteidigen zu helfen. Wir lind aber auch der 
Auffassung, daß die strategilchen Erforder­
nisse mit den gegenwärtigen Realitäten in Ein­
klang gebracht werden mü,sen_ 
Die mit diesem Papier vorgelegte überarbeitete 
Strategie 1011 für viele Jahre, mindestens für 20 
Jahre, als Leitlinie umerer Verteidigungspla­
nung dienen. Wir müllen weit voraunchauen, 
nicht nur, weil Veränderungen in der Politik 
dei Bündnisse. Zeit erfordern. ( ... ) 

Die Komminion betrachtet die Dinge in einer 
langfriltigen Peupcktive und geht nicht davon 

aus, daß die heutige internatio~e Sicherheitl' 
Jage von Dauer sein wird. Wir sind ~iclmehr der 
AuffiWWlg, daß sich diese Sit ..... tion drama­
tisch verändern kann. In 20 Jahn:n könnte 
Amerika mit einer wesentlich kompJcxen:n 
Situation konfrontiert sein, einige neue Groß.­
mächte und neue Waffenarten JOwic Bündnisse 
inbegriffen_ 
Einige mögliche Veränderungen uichnen sich 
an verschiedenen Punkten der nrategi.chen 
Landschaft bereits ab, und einige Icheinen ei · 
ner besonderen Beachtungwert zu scin: 
Der Aufs tieg Japans und Chinu: Die militäri­
sche Macht spiegelt in gewisser Weise die wirt­
schaftliche Macht widcr.Jap:ul.s Wirtschaft ilt 
derl.eil zweitstärkSIe der Welt , und el ist mit 
einem weileren Wachstum zu rechnen. In den 
vor uns Hegenden Jahrzehnten wird eine 
Schlüsselfrage im Zusammenhang mit dem 
strategischen Gkichgewicht darin beliehen, 
ob Japan seine Option wahrmacht,eine militi · 
rische Großmacht zu werden. ( ... ) 
Die chinesische Wirlllchaft wird in den nieb­
sten 20 Jahn:n wohl ein noch IchncUen:1 
Wachuum ab die der Ven:inigten Staaten, Eu· 
ro~s oder der Sowjetunion aufweisen.lmJah· 
re 2010 wird China vielleicht die zweit- oder 
drillgrößte Wirtschaflllmacht sein (di~ Sowjet­
union ist derzeit die dritte). EI könnt~ in mili­
tirischer Hinsicht durchaus eine Supermacht 
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_ ....... -­_ASo_ _ . ...., 
werden, aIlcrdings hinter der Sowjetunion und 
den Vereinigten Staaten liegend_ Was Chinas 
Zukunft angeht, 10 bleibt sie weitgehend uno 
gewiß. 
Eine Welt mit dn:i oder vier militärischen 
Großmächten würde die amerikan1JChen Stra­
tegiepJancr mit einer .... eit komplizierteren Si· 
tuation konfrontieren aiJ es der \'CTtraute bipo­
lare Wellstreit mit der Sowjetunion tat. In 
jeder derartigen multipolaren Welt müßten die 
Ven:inigten Staaten Beziehu~n mit mehre­
n:n untenchiedlichen Weltmächten geua1t~n 
und cntspn:chende Koalitionen mit ihnen 
schließen. Zwischen mächtigen, nicht mit den 
Ven:inigtcn Staaten verbündeten Nationen 
könnten Kriege ausbrechen. Bündnil!C 
kännten sich verlagern. Die nichllen 20Jahre 

.... erden eine Periode deI Obcrgangs zu dieser 
neuen Welt mit mehn:ren Großmächten sein_ 
Wirtschaftliche Schwierigkeiten der So .... jet­
union: Die anhaltenden wiruchaftlich~n 

Schwierigkeiten dcr Sowjet union und die An­
strengungen des Regimes, mit Hilfe der "Um· 
ge,taltung" damit fertig zu werden, stellen iUr 
die US-Verteidigungsplaner große Unwägbar· 
k~itendat. ( ... ) 
Wie steht es um die Möglichkeit, daß eine 
anhaltende wirtschaftliche Schwäche mög­
licherweise eine n:dulieTle sowjetische Bedro· 
hung bedeuten könnte? falls die Wirtschafts· 
reform scheitert, würde es den sowjetischen 
führern auf lange Sicht schwerfallen, die ge. 
genwärtige militärische Position des Landes 
aufrechtzuerhalten. ( ... ) 
V~rändcrungen in &r Militärtechnologie: In 
den nächsten 20 Jahn:n ,ind bedeutsame Ent­
wicklungen der Militärtechnologie möglich. 
Sie werden in erster Linie durch die weitere 
Nutzung der Mikroelektronik, vor allem rUr 
5<:nJOren und Informationsverarbeitung, und 
die Weiten:ntwieklung dcr Richtenergit voran­
getrieben werden. Diese Ent .... icklungen 
könnten großangelcgte Revisionen in den Mili­
tärdoktrin~n und den Streil.lr.riftestMturen 
erforderlich machen. Bei der Entwicklung 
vieler releulnter Technologien sind die USA 
führend, wal rur die Sowjets ein Grund zur 
Beunruhigung sein könnte. Aber das militi­
rische Establishment der So"ietunion unter­
nimmt bereits große Anstrengungen, sich über 
die mililirilche Verwertbarkeit ncuerTechno­
logien Klarheit zu verschaffen, und es scheint 
zu der Schlußfolgerung gelangt zu !Cin, daß sie 
zu revolutionären Veränderungen im We!Cn 
eines Krieges rUhren ,,·erden. Die weit größere 
Präzision, Reichw~ile und Vemichtungskraft 
de r Waffen könnten bewirken, daß sich ein 
Krieg über ein weit größeres geographisches 
Gebiet erllreckt, daß sein Tempo und !Cine 
lnten,ität größer werdcn. (._.) 
Die Hochtechnologie ist aber kein amerikani­
Ichel MonopoL Seit Mille d~r 6Ot:r Jahr~ holt 
die Sowjetunion b~i Atomwaffcn auf und 
bringt uni allmählich Um den strat~gisch~n 
Vorsprung, der uns als Ausgleich rUr den so­
wjetischen Vonprung bei den Weueuropa be­
drohenden kom"CntioneUen Kriften dien· 
t~_ (. __ ) 

Die Verbreitung modemer Waffen in der Welt: 
Das Verhältnis zwischen großen und kkinen 
Michten wird sich eingangs de$ 2l.Jahrhun­
dertl \"CTändem. ( ... ) 
Die Arsenale der kl~ineren Mächte ,,~rdcn eine 
Einmischung der Supermächte in regionale 
Kriege rilkanter und komplizierter machen. 
Dal Vermögen der USA, ihre Verbündeten 
rund um die Welt zu unterstützen, wird damit 
zunehmend in Frage geitcUt. Da, wo das Ein­
greifen der Vereinigten Staaten notwendig 
ersch~int, wird genereU eine ausgedehntere Zu­
sammenarbeit mit Ländern der Drinen Welt 
als bisher erforderlich sein. Darüber hinaus 
werden die Anstn:ngungen der USA, den mili· 
tärischen Ausgang regionaler Kriege zu beein­
nu,sen, den Einsatz unserer höchstentwickel­
ten Waffen erfordern, !Clbst wenn dadurch 
ihrc Wirklamkeit in einem amerikanilch­
JOwjetilchen Krieg aufs Spiel gesetzt würde. 
Der lieh verschJ~chtemde Zugang rur die USA: 
Eine rur die Vereinigten Staaten ungiinstiRC 
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Iangfrutige Tenden,,- betrifft die sich für uns 
\'erschlechternde Möglichkeit, rechtzeitigen 
Zugang - das heißt zum Beupiel Stüt~punkte 
und Oberflugrechte - zu Gebieten zu erlan· 
gen, die von einer sowjetuchen Aggression be· 
droht sind. Für um wurde es immer schwieri· 
ger und politisch kosupieliger, Stützpunkte in 
der Dritten Welt aufrechtzuerhalten. ( ... ) 

Das Entstehen neuer Bedrohungen in der west· 
lichen Hemisphäre: Das Ausbleiben von be· 
deutenden Sicherheiubedrobungen in der uno 
mittelbaren Umgebung der Vereinigten Staa· 
ten trug mit dazu bei. daß sie: in den Jahren seit 
1945 eine globale militärische RoUe spielen 
konnten. Diue Situation könnte sich ändern, 
wenn in unserer Hemisphäre weitere pro· 
kommunistische Regimes an die Macht gelan· 
gen. Falls das sandinistische Regime in Nic..n.· 
gua seine Macht festigen kann und weiterhin 
sowjetische Untelltützung erhält, könnten 
auch anderswo in Mittelamerika - zum Bei· 
spiel in EI Salvador, Honduras und Panama­
allmählich feindliche kommunistische Regi· 
mcs errichtet werden. Es muß damit gerechnet 
werden, daß jeder derartige Trend die Kon· 
trolle über den Panamakanal gerahrdet und die 
politische Stabilität Mexikos bedroht. Im Fall 
derartiger Entwicklungen würden sich die Ver· 
einigten Staaten gezwungen lehen, einen weit 
größeren Anteil ihrer außcnpolitischcD Kraft 
W1d Verteidigungsmillel für den karibischen 
Raum aufzuwenden, was zu einer reduzierten 
Rolle der USA in der NATO führen wiirde. 
Eine herausragende Botschaft bei all diesen 
Unwägbarkeiten in die Forderung nach Flexi· 
bilität in der Verteidigungsposition der USA. 
Wir werden voraunichtlich auch weiterhin mit 
sowjetischen Herausforderungen an venchie· 
denen Punkten der Peripherie der UdSSR kon· 
frontiert werden, aber wir müuen auch mit 
einer breiteren Streuung von lIerausforderun· 
gen in der Dritten Welt rechnen. Die Anforde· 
rungen an die US'Streitkräfte können ,ehr 
wohl zunehmen in einer Zeit, das der Umfang 
diescr Streitkräfte durch Budgetkürzungen be· 
grenzt wird. Die Herausforderung wird darin 
bestehen, unsere Intereuen in vielen ","chie· 
denen Gebieten zu verteidigen, obgleich wir 
nicht über die Mittel \'erfligen, unseren Verbün· 
deten und Freunden dort in Friedenszciten 
viel Unterstützung zu gewähren. Es iSl offen· 
sichtlich, daß das Pentagon mobilen und viel· 
:;eitig einsetzbaren Streitkräften den Vorrang 
geben muß - Streitkräften, die mit ihrer 
Fähigkeit, schnell und abgestuft auf ein breites 
Spektrum von Angriffen zu reagieren, eine 
Aggression abschrecken können. 

11. 
Konflikte in der Dritten Welt 
u nd die Inlere$5en der USA 

Fast alle bewaffneten Konflikte in den vergan· 
genen 40 Jahren haben sich in Gebieten zuge· 
tragen, die vage als Dritle Welt bezeichnet wer· 
den: den versehiedenen Ländern A5iens, dei 
Mittleren und Nahen Ostens, Afrikas, Latein· 
amerikas und der östlichen Karibik. ( ... ) 

Diese Konflikte in der Dritten Welt sind offen· 
sichtlich weniger bedrohlich als e, jeder so· 
wjetisch'amerikanilche Krieg sein würde, ob· 
wohl sie bereits einen nachteiligen Einfluß auf 
den Zugang der USA zu kritischen Regionen, 
auf die amerikanische Glaubwürdigkeit gegen· 
über Verbündeten md Freunden und auf das 
amerikanische Selbstvertrauen hallen und ihn 
in "-unehmendem Maße haben werden. Wenn 
die:;er sich ventärkende Effekt in Zukunft 
nicht unter Kontrolle gebracht oder umge· 
kehrt werden kann, wird er die Fähigkeit der 
USA, ihre Interessen in den lebeniwichtigen 
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Regionen, wie dem Peuuchcn Golf, dem Mit· 
telmeer und dem Westpuifik, ~u verteidigen, 
nach und nach untergraben. 
In den kommenden Jahrzehnten werden die 
Vereinigten Staaten besser darauf vorbereitet 
sein mtissen, mit Konfliktcn in der Dritten 
Welt um~ugehen. Die Vorbereitungen werden 
nicht k05lspiclig sein. Aber sie erfordern eine 
neue Art der Planung, da häufig Einsätze, 
StreitkräfteJ!rukturen und gerade nicht im Be· 
stand der USA vorrätige AusfÜnungen erfor· 
derlich sind. ( ... ) 

Die Gewalt in der Dritten Welt bedroht unsere 
Interessen auf vielfältige Welse. Sie kann eine 
junge und unerfahrene Demokratie (wie in EI 
Salvador) bedrohen, den Andrang einer um· 
fangreichen Auswanderungsbewegung in die 
Vereinigten Staaten verstärken (wie bei den 
Kriegen in Miuelamerika), wichtige Stütz· 
punkte der USA gefährden (wie auf den Philip· 
pinen), lebenswichtige Seewege bedrohen (wie 
im PeTlischen Golf) oder der Sowjetunion und 
ihren Stellvertretern giinstige strategische Ge· 
Iegenheiten verschaffen. 
Die Sowjetunion und ihre Verbündeten haben 
häufig Terrorismus und Aufstände in der gan· 
zen Welt gefördert. ( ... ) 
Viele un~erer Probleme mit der Drillen Welt 
beruhen darauf, was jetzt "Konflikt mit gerin· 
ger Intensität" genannt wird. Der Begriff be· 
zieht sich auf Aufstände, organiliierten Ter­
rorismus, paramilitärische Verbrechen, Sabo· 
tage und andere Formen \'on Gewalt in einer 
Grauzone zwischen Frieden und offener 
Kriegf"lihrung unter Einbeziehungen großer 
Einheiten. Um ihre Interessen in der Drillen 
Welt angemessen verteidigen zu können, wer· 
den die Vereinigten Staaten einen Konflikt mit 
geringer Intensität viel ernster nehmen müs' 
sen. ( ... ) 
Wenn man an Konflikte mit geringer Intensität 
denkt, sollte uns dies zu einer Reihe von Ver· 
änderungen führen. Wir werden absichern 
müssen, daß unser Sicherheitsbeistand auf 
Länder ausgerichtet ist, die sich langanhahen· 
den Bedrohungen gegenübersehen, und wir 
werden bei der Bereit$lellung stabiler Hilfelei· 
"ungen über einen gewis«:n Zeitraum hinweg 
ab verläßlich gelten mÜS:;en. 
Wir müssen auch hinsichtlich der Konflikte mit 
geringer Intensi tät bedenken, daß sie als Fonn 
der Kriegführung nicht nur Sache des Verteidi· 
gungsministeriums sind. In vielen Situationen 
werden die Vereinigten Staaten nicht nur Per· 
sonal und Materialien des Verteidigungsmini· 
steriums, sondern auch Diplomaten und Infor· 
mationsspczialisten, Landwirtschaftschemi· 
ker, Bankiers und Ökonomen, Hydrologen, 
Kriminologen, Meteorologen und eine ganze 
Reihe weiterer . ·achleute benötigen. ( ... ) 
Die hier angeführten strategischen Konzepte, 
die sich mit Konflikten geringer Intensität be· 
schäftigen, könnten mit etwa 4%des Vertcldi· 
gungshaushaltes finantiert werden, womit sie 
sich auf jährliche Ausgaben von etwa 12 Mrd $ 
belaufen würden. Dieser Betrag könnte im 
Rahmen des gegenwärtigen Budgetumfangs 

des Verteidigungsministeriums zur Verf"ugung 
gesteUt werden, ohne daß damit unsere Fähig­
keit, Kriege höherer IntelUität zu rlihren, ent· 
scheidend beeinträchtigt werden .... i.irde. In der 
Tat WÜTdejede solche Verlagerung der Prioritä· 
ten auf lange Sicht unsere Situation gegenüber 
der Sowj~tunion stärken. 
Obgleich Konflikte in der Drillen Welt künftig 
viele unterschiedliebe Erwiderungen der Ver­
einigten Staaten erforderlich machen werden, 
ist es dennoch möglich, einige Richtlinien ftir 
die US·Strategie zu spezifizieren: 
1. US·Streitkräftc werden im allgemeinen lu:i· 
ne Kampftruppcn sein. Eine kämpfende Rolle 
für die US·Strcitkräfte in der Dritten Welt muß 
als Ausnahmeereignis gesehen werden. Einige 
Ausnahmen, wie 1983 in Grenada und 1986 in 
libyen, werden zweifellos vorkommen, und cs 
käme für die Vereinigten Staaten einer Selb!!· 
aufgabe gleich, eine Doktrin des "Nichtcin· 
satzes" für ihre Kräfte in der Drillen Welt 
aufzustellen. Doch die prinzipielle Aufgabe 
unserer Kräfte dort wird darin bestehen, die 
Programme der US-5icherheitshilfe auszu· 
bauen. Dies bedeutet hauptsächlich die Be· 
reitstellung militärischer und technischer Aus· 
bildungshilfe und die Unterstützung bei dcr 
Aufklärung und Logistik. 
2. Die Vereinigten Staaten soll ten :ultikom· 
munistiKhe Aufstände untelltützcn. In sorg· 
sam ausgewählten Situationen, bei denen 
wichtige Ziele der USA gewahrt wiirden und in 
denen die US·Unterstützung den Ausgang 
giinstig beeinflus.sen könnte, sollten die Ver· 
einigten Staaten antikommunistischen Erhe· 
bungen Hilfe leisten, besonders jenen gegen 
Regimeli, die ihre Nachbarn bedrohen. ( ... ) 
3. Die Sicherheitshilfe erfordert eine neue Ge· 
scugebung und mehr Mille!. Die Wirtschafts· 
und Sicherheitshilfe der USA - die Auslands· 
hilfeprogramme zur Unterstützung von Freun· 
den und Verbündeten der USA mit dem Ziel, 
grundlegende Ursachen der Instabilität abzu· 
bauen - hat sich als ungenügend und infle"-ibel 
erwiesen. Der Kongreß hat wiederholt die For· 
derungen der Regierung herabgestuft und 88% 
der Militärhilfe ftir nur ftinf Länder bcstimmt. 
Zum Beispiel hat der Kongreß von den 5 Mrd S 
aus dem Haushalt rur 1987 fUr weltweiten 
Sicherheitsbeistand 62% für Ägypten und 
Israel, 17% für Griechenland und die Türkei 
und 6% für Pakistan bereitgestellt. 
Da es offenbar notwendig war, Millel für EI 
Salvador, Honduras und die Philippinen bereit· 
zustellen, halle die Regierung weniger als 10% 
ftir den Rest der West zur Verfügung. Und 
sogar hier schränkte der Kongreß die Flc.:ibili· 
tät des Präsidenten bei der Behandlung von 
Konflikten, die die Interes:;en der USA be­
drohen, ein. 
Gewöhnlich ist die wirksamste Militärhilfe, die 
wir bieten können, die Ausbildung. ( ... ) Die 
Zahl der amerikanischen Miiitärangehörigen, 
die in befreundeten Ländern der Dritten Welt 
tätig sind, ut stark zuriickgegangen. Die So· 
wjetunion haI heute wesentlich mehr Militär· 
berater in der Drillen Welt als wir. ( ... ) 



4. Die Vereinigten SI:uten müssen mil ihren 
Dritle-Welt·Verbündeten an der Entwicklung 
,,koopentiver Streitkrifte arbeiten. Bedauer· 
Iicherweise müssen wir diesbe:l;üglich viel VOn 
der Sowjetunion :l;ulcrnen. ( ... ) 
Einige Verbündete haben subnanticJle Gründe 
für eine Beteiligung am Programm der koope­
ntiven Streitkräfte. Sie können auf UnKr ge. 
meinsamesInteresse an offenen Gesellschaften 
und an der Eindämmung oder Umkehrung so­
wjetischer Positionsgcwinne in der Dritten 
Welt verweisen. Sie werden davon die Verbes· 
serung ihrer eigenen militärischen Fähigkeiten 
und möglicherweise eine Verstärkun,g ihres 
regionalen, politischen und wirtschaftlichen 
Einflusse, erwarten. Wir könnten hierdurch 
die Fonnierung einiger mobiler Einheiten er­
hoffen, die in bestimmten Regionen - oder 
sogar auSertoalb von ihnen - für Einsli t:tc ver· 
fügbar sind, etwa nach dem Moden der Trup· 
pen Südkoreu oder der philippinischen Ein­
greiftruppc, die den Vereinigten St:uten in 
Vietnam half. 
5. In der Dritten Welt soil le die Suategie der 
USA - in ebenso starkem M;Uk wie in den 
entwickelten Ländern - danach trachten, uno 
serr technologischrn Vorteile muimal zu nut· 
:l;en. In einigen Fällen werden Tedmologien, 
die für die Bekämpfung der Sowjets entwickelt 
wurdrn, außerordentlich nützlich sein. Auch 
hier woUen wir inteUigentr Raketen einsetzen, 
die in abgestufter Art und Weise wirken und 
mit denen begleitende Zerstörungen tur die 
Zivilbevölkerung vermieden werden können. 
FOrjgeschrittene Ausbildungsmethoden wer· 
den uns weitere wirksame Möglichkeiten bie­
ten, Freunden bei der Bekämpfung von Ter­
rorismus und Aufständcn:l;u helfen. 
Bestimmte Technologien können bei der Uno 
terstützung der taktischen Aufklärung beson· 
ders nützlich sein, die in Konflikten in der 
Dritten WcJt ausschlaggebend ist. Dies schließt 
ein: 
• fortgeschrittene informationsverarbeitende 
Systeme, die uns und unseren Freunden die 
Speicherung, Ordnung, Suche und Zusammen­
stellung außerordentlich großer Mengen von 
Daten über auhtändische oder terroristische 
Organisationen und einzelne Saboteure und 
Terroristen ennöglichen: 
• billige We!tmumsysteme. robu,te Flugzeuge 
und automatische Aufklärungsvehikel, mit 
denen man Tag und Nacht. bcijedem Wetter 
und in jedem Terrain große Gebiete beobach· 
ten kann und die den zusätzlichen Vorteil bie· 
ten, daß man sie in gewissem Umfang als Ersat:l; 
für Flugzeugbesatzungen verwenden kann, die 
umkommen odu ab Geiseln genommen wer· 
den könnten: 
• Netzwerke "on Sensoren und anderen 
mikroclektronischen Ausriistungen, die bei der 
Oberwachung der Bewegung feindlicher 
Kräfte eingesetzt werden; 
• bio· und mikromechanische Sensoren mit 
stark erweiterten Möglichkeiten :l;ur Auffin· 
dung ,'on Sprengköpfen (und auch Narkotika): 
• naturgetreue digitale graphische Darstellun· 
gen von gefahrlichen Gebieten (oder für USo 
Bemter unzugänglichen Gebiuen) zur Auf­
klärung, zur Erprobung vOn Planen und fürdal 
Tnining "on Sonderopcntionen. 
Hochtechnologie in jedoch nicht immer die 
Lösung. Für viele Verbündete sind einige 
Tmnsporter der Air ForCl: und Hubschnubcr 
der Landstreitkräfte viel zu groß, zu teuer 
und zu schwierig. ( ... ) 
6. Die Vereinigten Staaten müsscn Alternati· 
ven zu Stützpunkten im Aulland entwickeln. 
In verschiedener Hinsicht werden Stützpunkte 
aUerdings ..... eiterhin äußerst wichtig sein, ins­
besondere dann, wenn wir uns gegen eine 
mögliche sowjet ische Aggression verteidigen 
müssen. Wir sollten jedoch bei der Verteidi· 
gung unserer Interessen in der Dritten Weh 

nicht generell auf Stützpunkte zurilckgreifen. 
Stützpunkte in diesen Gebieten aufrecht:l;uer­
halten, ist Hit uns zunehmend schwieriger ge­
worden und fordert immer höhere politische 
Kosten. 

Hier kann uns wiederum unsere Technologie 
helfen. Billige Satelliten im Weltall können bis 
zu einem gewissen Grade die Kommunika· 
tions· und AufldäTUngsfunktionen von über­
seeischen Stützpunkten übernehmen. Wir 
können sehr langlebige - bemanme oder unbe­
mannte Flugzeuge zu Überwachungs­
zwecken herstellen. Wir verfilgen auch über 
eindrucksvolle Optionen auf See. Unsere Ope· 
ntionen können, außer Reichweite von inter· 
nationalen Gewbsern oder von Hoheitsgewäs­
sern unsc",r Verbündeten ausgeführt, vicJ 
sicherer sein als die von Landsrutzpunkten aus 
unternommenen. Zu den interenantesten un° 
tersuchten Möglichkeiten gehört die Nutzung 
von gewöhnlichen Containef$chiffen der Han· 
delsflotte zur Unterstützung besonderer Ein· 
heiten, wobei in den Conta inern aUe benötig· 
ten militärischen Ausriiuungen mitgeführt 
werden. 

111. 
Kriege an der Peripherie 

der Sowjetunion 

Ebenso wie die Atomstreitkräfte der Sowjet­
union stellen ihre konventionellen Kräfte eine 
furchurrcgende Macht dar. ( ... ) 
Oie Nachbarn der Sowjetunion im Femen 
Osten ,ind in einiger Hinsicht im Vorteil.Ja· 
pan ist durch seine geographische Lage begün· 
stigt (und durch die relative Mäßigung der 50-
wjetischen amphibischen Kricgführungsfähig· 
keiten), Die Republik Korea ist stark ge. 
schützt, und ihre Fähigkeiten, konventionellen 
Angriffen \IOn Nordkorea aus standhalten :l;U 
können, sollte noch ,'C rstärkt ..... erden; doch 
wird die Verteidigung Südkorcas im Schatten 
einer möglichen sowjetischen Inten'ention ge­
sichert werden mimen. Die Hilfe der USA wird 
weiterhin erfo rderlich sein. um eine solche In· 
ten'emion von außen zur Unterstützung eines 
nordkorcanischen Angriffs abzUJChrecken. 
An anderen Punkten der Peripherie wird lieh 
das konventionelle Kräfteverhältnis weiterhin 
zugunsten der Sowjets verlagern. Sie wären 
t.B. bei einem Angriff auf Nordchina oder bei 
einem auf die nördlichen Gebiete Europas be· 
grenzten Angriff im Vorleil. Ein breiter An­
griff auf Westeuropa wäre problematischer. 
Doch fällt auch hier das konventionelle Kräfte· 
verhältnis zum Vorteil der Sowjetunion aus. 
Der Vorleil der Sowjetunion wäre bei einem 
Angriff im Gebiel des Persischen Golfes sogar 
noch größer. 
Es wird zu ..... eilen angenommen, daß die So· 
wjetunion niemals allein nur in der Golftegion 
angreifen würde, daß ein solcher Angriff mit 
Sicherheit Teil eines breiter gefächerten An· 
gTiffs auf Europa wäre, oder daß er unweiger· 
lich auf Europa übergreifen würde. Diese An· 
nahme ist unhaltbar. Die Turbulenzen der Re· 
gion, die auf absehbare Zukunft fortdauernde 
Wiclltigkeit ihres öls fili- die westlichen Län· 
der. die für ihre Gegenkräfte in der Region 
ernsten Einschränkungen - dieser gesamte 
Komplelt \'on Faktoren macllt es wahrschein· 
lich. daß die führenden sowjetischen Repräsen· 
tanten eine Gelegenheit zur Intef\'Cntion auf· 
greifen könnten - beispielsweise, indem sie 
eine "Einladung" zur Unterstützung eines 
neUen Re\'olutionsregimes ausnutzen könn· 
ten. ( ... ) Die Fähigkeit des Westens, Bedro­
hungen in der Golfregion abzuwehren, hat sich 
seit den 50er Jahren wesentlich "erringert, ob· 

wohl die strategische Bedeutung des Gebietes 
gewachsen ist. ( ... ) 
Nicht alle Trends sind ungünstig. In den ver· 
gangenen sieben Jahren ist die Kapazität tUr 
den Transport auf dem Luft- und Seeweg der 
USA um etwa 50% gestiegen. Es gibt rur uns 
Möglichkeiten, auf dieser Verbesserung aufzu­
bauen und unsere Fähigkeit zur Verteidigung 
des Golfs zu erhöhen. Die Verteidigung wird 
jedoch maßgeblich davon abhängen, ob wir 
zU"erlässige Luftstreitkräfte in der Region 
haben. Wenn wir über Stützpunkte in der Nähe 
des Golfs ,·erfi.ig<:n, wird unsere Fähigkei t stei­
gen, takt ische Luftstreitkräfte zusätzlich :l;U 
jenen zusammenzuziehen, die von unseren 
Flugzeugträgern bereitgestellt werden könn-
len. 
Die amerikanische I.:uftstreitmacht wäre tat­
sächlich eine wirksame Bedrohung für die in 
einen Golfst3llt einfallenden sowjetischen 
Truppen. die notwendigerwcise an verschiede· 
nen Punkten, im Iran. Afghanistan oder ihren 
Stützpunkten im Tmnskaukasul, zusammen· 
gezogen würden. 
Das wichtigste Problem für uns ist, daß wir­
abgesehen \'on trägergestülzten Flugzeugen 
und bodengestützten Langstreckenflugzeugen 
- keinen gesicherten rechtzeitigen Zugang für 
unser Luftwaffenpotemial haben. Die Auf­
gabe lautet, UnS diesen zu verschaffen. 
Die Türkei, die NATO·Mitglied ist, schließt 
geographisch an das gToße militärische Gebiet 
der Sowjetunion an, von dem aus die Region 
bedroht wird. Der Ausbau des türkischen Ver· 
teidigungspotentials, insbesondere der Luft­
streitkräfte, würde jede sowjet ische Planung 
\'on Operationen in der Golfregion wesentlich 
beeinträchtigen. Sofern die anderen NATO· 
Verbündeten deutlich ihr Vermögen und ihre 
Fähigkeit demonstrierten, einen sowjetischen 
Angriff gegen die Türkei zurilckzuschlagen. 
könnten sie dieses sowjetische Dilemma noch 
verstärken. 
Außerdem 5Oll!en wir andere Freunde in diescr 
Region - beispielsweise Saudi·Arabien - wei· 
terhin ermutigen, mit dafur zu soTgCn, daß den 
USA der Zugang erleichtert wird und daß der 
einzigen Macht , die sie in einem Katastrophen­
fall verteidigen kann, Stützpunkte zur Verfü· 
gung gestellt werden. In den jiingslen Jahren 
sind diesbezüglich beachtliche Fortschritte er­
zidt worden, aber es ist noch mehr erforder­
lich. Die Gefahr, der wir uns in dieser Region 
gebenübersehen, besteht darin , daß die Sowjet· 
union in der Lage sein wird, sehr schnell, bC"or 
wir die geringste Chance haben, sie daran zu 
hindern, enorme Streitkräfte dorthin zu brin­
gen. ( ... ) 
Bei der Entwicklung einer Strategie für den 
Umgang mit de r konventionellen Macht der 
Sowjetunion hallen wir eine Binsenwahrheit 
fest: Im Atomzeitalter bliebe kein konventio­
neller Krieg, bei dem es zu Kämpfen zwischen 
amerikanischen und sowjetischen Streitkräf­
ten käme. von Atomwaffen unberührt. Ocr 
Krieg würde unweigerlich im Schatten der ato­
maren Bedrohung geplant und geführt. 
Bei den Strategien ftir einen konventionellen 
Krieg in Europa kommt man wiederholt auf 
dieses Thema zurilck. ( ... ) 
Selbst wenn die NATO dramat ische Verbesse­
rungen ihrer konventionellen Verteidigung 
vornimmt, wird du Bündnis dennoch zumin­
dest aus zweierlei Gründen Atomwaffen (ein­
schließlich in Europa stationierte Waffen) be· 
sitzen wollen. Erstens. weil Atomwaffen ver­
eiteln, daß bei einem Angriff Streitkräfte mas· 
siert ..... erden. Zweitens. weil die Fähigkeit der 
NATO. mit kontrollienen und wirksamen 
atomaren Schlagen :l;U reagieren, die sowjeti· 
sche Versuchung gering halten würde, selbst 
50lche Waffen bei abgestuften Angriffen auf 
Schlüsselelemenle des konventionellen Poten' 
tiab der NATO einzusetzen. 
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Die Natur dieser Abschreckung sollte jedoch 
weniger ;tweideutig sein. Da! Bündnis solhe 
nicht damit drohen, Atomwaffen als K.:tten· 
glied ;tU einem umfas.senderen und zerstoreri· 
sehen Krieg einzuset;ten - obgleich die Gefahr 
einer Eskalation noch vorhanden wäre - , son· 
dern hauptsächlich als ein Instrument, das den 
eindringenden sowjetischen Streitkräften 
einen Erfolg versagt. Die Atomwaffen würden 
beispielsweise abgestufl bei Angriffen auf 50' 
wjetische Befehlszentralen oder Truppcnkon· 
zemrationen eingesetzt, Das nukleare Poten· 
tial des Bündnisses wird, genau wie sein Poten· 
tial fUr einen konventionenen Krieg, durch 
neue Technologien, bei denen Präzision und 
Kontroll<' im Vordergrund stehen, an Ab· 
schreckungskraft gewinnen. ( ... ) 
Obgleich die militärische Macht der Sowj<'t· 
union in Ostasicn w<,niger furchterr<'gend als in 
der Golfregion oder in Europa ist, hat sie doch 
zugenommen. Und sie st<,Ut, zusammen mit 
den Strei tk räften Nordkoreas, eine Gefahr für 
Südkorea dar. Diese B<'drohung beunruhigt 
auch japan und andere Länder, Die zund.· 
mende militärische Präsenz d<'r Sowjetunion in 
SUdvictoam, ZUSl!mm<,n mit der Ungcwißheit 
um die Zukunft der US·Stüt;tpunkte auf den 
Philippinen, wirft die Moglichkeit einer größe· 
ren strategischen Verlagerung in Südosta,ien 
auf, 
Die Präsenz der US·Streitkräfte in dieser Re· 
gion stellt eine wichtige Abschreckung eincs 
Angriffs dar. Sie trägt zur Vereitelung einer 
sowjetischen Aggression in anderen Regionen 
bei, und sie hat den Vorteil, nicht besonders 
kostenimensiy zu 5I"in. Unsere besondere 
Stärke besteht in den flexiblen, an jedem 
Schauplatz einsetzbaren Seestreitkräften. G<'· 
nau wie die Streitkrafte rur Europa werden 
auch sie durch inteUigente Distanzwaffen, die 
auf neuen Technologi.:n basieren, erganzt wer· 
den, 

IV. 
Oie extremen Uedrohungell 

Die Verteidigungs planung der Vereinigten 
Staat<,n ist lang<' von zwei utremen Bedro­
hungell beherrscht worden. Die erste ist e in 
massiv<,r konventioneller Angriff des War· 
schauer PaktS auf die NATO, der in erster Linie 
auf die Eroberung .... 'esteuropas gerichtet ist. 
Di<' Zweite, noch apokalyptischere Bedrohung 
ist ein massiver sowjetischer Atomangriff auf 
strdtegische Krafte der USA und andere militä· 
rische Ziele im Westen, von denen sich viele in 
oder nahe von Städtcn befinden. Die erste 

Bedrohung bietet im Grunde k<'inem Verbün· 
deten die Chance, sich herauszuhalten, die 
zweite bietet den Vereinigten Staaten keinen 
Anreiz, sich zuriick;tuhalten. ( ... ) 
Eine Strategie, die auf diesem "atomaren 
Schlagabtausch" beruht, hat ernste Nachteile. 
Sie ist bestenfalls fü r diese bei den extremen 
Bedrohungen geeignet. Eine zu narke Konun· 
trat ion darauf hält die Verteidigungsplaner da· 
von ab, sich mit vielen anderen wich tigen und 
weitaus wahrscheinlicheren Situationen zu be· 
faSlen, in denen die Drohung mit einer atoma· 
ren Vernichtung nicht glaub ... 'Ürdig wäre, (n.) 
Die Betonung massiver sowj<'tischer Angriffe 
fUhrt bei den Verteidigungsplanern zu einer 
eingeengten Sicht weise. Ausgehend davon, 
daß jeder Angriff schnell wcltw<'ite Dirnen· 
sionen annehmen und zwangsläufig die mei· 
sten unserer Verbündeten einbezi<,hen würde, 
haben die Planer das Probl<'m der Uneinigk<'it 
d<,r Allianz in der Frage eines selektiven An· 
griffs (das Problem des Rückzugs) außer acht 
gelassen, Sie haben unsere Aussichten, die 
Spannungen innerhalb des sowjetischen Im· 
periums auszunutzen (und den Osteuropäern 
Gründe zu lief<'rn, <'inen Rückz:ug in Erwägung 
zu ziehen), nicht genügend beachtet. Sie haben 
den Krieg an E\lropas zentraler Front, wo di<' 
Gefahr des Einsatzes von Atomwaffen glaub· 
hafter sein mag, überbetont, und es versäumt, 
die Möglichkeit sowjetisch<,r Angriffe an den 
Flanken, in Norwegen oder der Tudei, einzu· 
kalkulieren. ( ... ) 

Was sollten die Vereinigt<'n Staaten tun, um 
die Wahrscheinlichkeit so gering wie möglich 
zu halten, daß der extrem<, Fall - der atomare 
Rundumangriff - näheniicken wird? Die Ant· 
wort liegt auf der Hand. Di<' Abschreckung vor 
einem solchen Angriff erfordert das garantier· 
te Oberleben nicht nur starker Streitkräfte ftir 
den Vergeltungsschlag, sondern auch des Be· 
fehls· und Kommunikationssystems zu deren 
Führung, (n,) 
Um j<'doch vorsteUbare sowj<'tische Atom· 
angriffe ainuschrecken, müssen wir in d ... Lage 
sein, nicht nur abgestuft zu antwOfi<'n, son· 
dem wir müssen auch über einige Möglichk<,i· 
ten "erfUgen, um einen solchen Kri<,g in Gren· 
zen ;tU halten - zu gewährleisten, daß er sich 
nicht schneU;tu einer Apokalypse entwickelt. 
Oie Revolution in der Mikroelektronik (und 
Photonik), ,-erbunden mit FortSchritten in be· 
stimmten Welt raumtechnologien, haben die 
Arten der Telekommunikation für die Kom· 
mandozentralen vervielfacht und generell die 
Möglichkeit einer überlebensfahigen Führung 
und Leitung eher erreichbar gemacht. (n.) 
Sie haben die Schaffung ein<,s Kommando· 
systems auf der Grundlage mehrCTCT Zentralen 

<'nnöglicht, deren Schutz in ihrer Vielzahl 
liegt. Das Bild einer "enthauptet<'n" Atom· 
streitmacht saUte der Vergangenheit ange· 
hören. Di<' Annahme, daß in einem Atomkrieg 
die Führung und Leitung sofort zusammenbre· 
chen würden, hat dazu geführt, daß einige Ver· 
fechte r der "Stabilität" durch gegenseitige 
V<'rwundbarkeit da>;u gebracht, den Start uno 
serer strategischen Raketen befürwonen, 
sobald ein Warnsystem d<'r USA einen sowjeti· 
schen Raketenstart signalisiert. Dieses Kon· 
zept beinhaltet ein leichtsinniges Spiel mit 
dem Schicksal. Es muß aus unserer Langteit· 
strategie verbannt werden. ( ... ) 

VI. 
Bewälligung der Technologie 

Obwohl sich die Strategie der USA seit dem 
2. Weltkrieg stets weitgehend auf unsere tech· 
nologische Oberlegenheit gestützt hat, in die 
Überlegenheit der amerikanisch<'n Technolo· 
gie heute geringer als si.: sein sollte. Sogar 
einige Länder der Dritten Welt entwickeln sich 
jetzt Zu se lbständigen l'roduz':nlen und Nut· 
zem von Hochtechnologie. Di.: Sowjetunion 
ist in e iner Reihe von Bereichen im Vor· 
marsch, ( ... ) 
Die USA könnten bei einer wachsenden Zahl 
von Grundtechnologien mit wichtigen militäri· 
sehen Anwendungsmöglichkciten ihre Über· 
legenheit an die Sowjetunion verlieren. Üb.:r· 
dies ist die Sowjetunion bei der Umsetzung 
wissenschaftlicher Erkenntnisse auf Slationier· 
t.: militärische Systeme in jüngster Zeit viel 
erfolgJeidler gewesen als wir. ( ... ) 
Wir können jetzt entscheiden, welchen Pro· 
grammen in der neuen Langzeitstrategie 
höchste Priorität gegeben werden sollte. Im 
allgemeinen zählen daZU Programme, die unse· 
re Fähigkeit stärken, durch kontrollierte, abge· 
stufte Gewaltanwendung auf Aggressionen zU 
reagieren. Außerdem schlkßt dies Programme 
ein, die auf untcrschicdliche Weise die Flexi· 
bilitat erhöhen und die Auswahl der Optionen, 
die künftige Präsidenten haben, erweitern. Wir 
soUt<'n auch den Ausgaben fiirGrundlagenfor· 
schung und fortg<'schrittenste Entwicklung 
eine hoh.: Priorität beimessen - eine höhere ah 
in den vergangenenjahre, 
Unter den Programmen, auf die diese Kriterien 
zutreffen, scheinen folgende vier besonders 
dringend zu sein: 
I. die Einbeziehung von Systemen mit "gerin' 
ger Entdeckungswahrschcinlichkeit" (Sleahh) 
in die Anordnung unsere r Streitkflifte; 
2. "inteUigente" Waffen - gelenkte Präzisions· 
waffen, die hohe Trefhicherheit mit großer 
Reichweite verbinden: 
3, Abwehrsysteme gegen ballistische Rake ten; 

""d 
4. Weltraumsyste m<" die rur Operationen in 
Kriegszcitcn benötigt werden. ( ... ) 
Bei einem konventione llen Angriffwürdendie 
Sowjets ihre e igenen Satelliten als wcsentliche 
Unterstütwng ihrer militärischen Operationen 
benutzen. Deshalb benötigen wir die Mittel, 
Um die Funktionstüehtigkcit sowjetischer 
Satelliten ;tU beeinträchtigen, und zwar nicht 
nur als Reaktion auf sowjetischc Angriffe auf 
unsere Satelliten, sondern weil sie ihre Satel· 
Iiten ;tur Unterstiitzung von Land·, Sec· und 
Luftstre itkräften beim Angriff auf unsere 
Luft·, Land· und Seestreitkräfte zur Erlangung 
und Wcitergdbe vOn Informationen benutzen 
würden. ( ... ) 
(Quelle: Oiscriminate Deterrence. Report of 
The Commission on Integrated Long·Term 
Strategy, Co·Chairmen: I'red C. lkle /Albert 
Wohlste tte r, Washington, januar 1988, S. 
!I.55) 
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Joachlm Becker 

Eine Verhandlungslösung 
scheint greifbar nahe 

Presseberichte deuten daritufltin, daß internationale Verhand­
lungen iiber die Unabhiingigkeit Namibias auf Basis der UN­
Sicherheitsratsresolulion 435 aus dem Jahr 1978 (sie sieht eine 
Unabhängigkeit des von Siidafrika besetzten Landes nach freien 
Wahlen unter Aufsicht der UNO vor), über eincn Abzug der 
südafrikanischen Truppen aus Angola und - unter diesen Vor­
aussetzungen iiber einen Abzug der kubanischen Truppen aus 
Angola weil voranl!uchritten sind. Bisher hatte Südafrika, mit 
Unterstützung der Regierung Reagan, den Abzug der Kubaner 
aus Angola zur Vorbedingung der Unabhängigkeit Namibias 
gcmacht und unter diesem Vorwand die Entkolonisierung 
blockiert. 
Die Initiadve rur eine Verhandlungslösung dieses " Regional­
konfliktS" ist von Angola ausgegangen. Mit verheerenden sozia­
len und wirtschaft lichen Folgen ist Angola seit seiner Unab­
hangigkeit ( 1975) einer massiven militarischen Destabilisierung 
ausguetzl. 
Die I-Iauptdutabilisierer sind Südafrika und seit 198 1 erneut die 
USA. Ein wichtigu Destabilisierungsinstrument dieser beiden 
Staaten sind die konterrevolutionären Banden der Nationalen 
Union rur die totale Unabhangigkeit Angolas (U1'\ ITA). 
Mitte 1981 trat die von der Volksbewrgung rur die Befreiung 
I\ ngolas (M I'LA) geruhrte Regierung sowohl militärisch als auch 
diplomatisch die Gegenoffensive an. ~lilte 198; begannen die 
angolanischen Regierungnruppen (FAPLA) eine erneute 
Offensive gegen die UNIlA- I'r.uenz im SildoSlen des Landu. 
Im September geriet die UN ITA durch die FAPLA-Offensive 
gegen ihre Stellungen bei Mavinga in ärgste Bedrängnis. 
Ziel der Regierungsoffensive war es. Mavinga, das ein fiir den 
Nachschub wichtiges Flugfeld hat, einzunehmen und die 
UNITA im Südosten des L.tndes verstärkt einzuschnüren. Eine 
Eroberung von Mavinga hätte rur die FAPLA auch die Perspek­
tive; einer Erobcrung des UN ITA-"lIaupl<luartiers" in J amba 
eröffnet. 

Wie in der \'ergleichbaren Situation im September 1985, ließ die 
Reaktion Siidafrikas nicht <iuf sich warten. "Vier südafrikani· 
sche Ballailone haben ihre Angriffe auf unsere Streitkräfte: 
entlang des Lomba- Flusses (bei Mavinga: d. Verf.) seit dem I. 
Oktober intensiviert", berichtete die angolanische Nachrichten-

agentur ANGOP Anfang Oktober 1981. 1 Auch die südafrika­
nische Luftwaffe flog zahlreiehe Einsätze gegen Südost- und 
Siidangola. Am 3. Oktober gab Südafrikas Verteidigungsmini. 
ster Magnus Malan im üblichen Understatement "eine begrenzte 
Prilse:nz" südafrikanischerTruppen in Angola zu. 2 

In heftigen Gefechten konnten Verbände der SADF. der South 
Wut Africa Territorial Forces (SWATF), das sind namibische 
Marionettentruppen Südafrikas, und die U1'\ITA die FAI' LA· 
Offensive stoppen. Wie ge:wohnt heftete sich die UN ITA den 
Sieg auf die Fahnen. 3 
Desavouiert wurde diese: Behauptung diesmal von Pretoria 
sc:lbst. Südafrika habe vor der klaren Entscheidung gestanden, 
erklärte Verteidigungsminister Malan am 12. 1'\o\'ember 1987. 
"die Niederlage Or. Sa\'imbis I.U akuptieren oder die russische: 
Aggression zum Halten zu bringen". Stidafrika habe sich dann 
lUm Handc:ln entschlossen. 4 Gegt'niibe:r der südafrikanischen 
öffentlich keit gab General J annie Geldcnhuys zwei zentrale 
Gründe für die Interve:ntion an: eine Einnahme der Bastion der 
UNITA in Südostangola hätte der Südwestafrikanischen Volks· 
organisation (SWAPO) in 1'\ordostangola \·erbesserte Opera­
tionsmöglichkeiten gegeben und den stidafrikanischen Gueril­
leros des Afrikanischen Nationalkongresses (AXe) neue Infit­
trationsrouten \'on Lagern in Angola nach Südafrika eröffnet. 5 
Tatsächlich ging es Südafrika haupts;i,chlich um die Erhaltung 
der U~ I TA- l nrraSlruktur und die Stilrkung der eigenen Position 
in den laufenden internationalen Verhandlungen. Ein wesent­
licher Grund rur das bemerkenswerte Interventionseingeständ· 
nis Südafrikas waren seine beträchtlichen Verluste in den 
Kämpfen gegen die angolanischen Regierungstruppen. und 
nicht kubanische und "russische" Truppen, wie l\lalan log. 
Allein von Septeluber bis Mitte November 1987 fielen nach 
offiziellen siidafrikanischen Angaben 31 weiße südafrikanische 
und namibische Soldaten in Angola. 6 Zahlen zu den Verlusten 
ihrer schwanen Soldaten veröffentlichten die Südafrikaner 
nicht. 
Der FA I'LA·Stabschef Antonio Frant;a "Ndalu " gab die Ver­
luste Südafrikas :1111 I O. November mi t 230 Personen an, Süd­
afrika habe auch erhebliche ~lalerial vC'rluste erlillen. Besonders 
hohe Verluste an MenscheIlIeben mußten die schwarzen süd-
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afrikanischen und namibischen Truppen hinnehmen. "Mehr als 
400 Mitglieder des 101. Bataillons der SWA Territorial Force 
(SWATF) haben gemeutert, indem sie sich weigerten, innerhalb 
Angolas auf der Seite von Savimbis UNITA-Bewegung zu 
kämpfen", berichte te die progressive südafrikanische Wochen­
zeitung "Weekly MaH" Olm 20. November 1987. Es sei zu 
Verhaftungen und Dienstquitlierungen gekommen. 7 
Angehörige des 101. Bataillons wurden in UN ITA-Uniformen 
gesteckt, bevor sie nach Angola entsandt wurden. Sie seien als 
"UN ITA-Söldner gegen unseren Willen " eingeset:tt worden, 
klagte ein Mitglied des 101. SWATF-Bataill ons. das den Dienst 
quittierte. "f APLA nutzt hoch entwickelte Waffen, während 
wir nur mit leichte n bewaffnet sind", Hihrte er seine Klage 
wdter. D ie SADt- sei "feige", da sie hinter den SWATF-Solda· 
ten kämpfe. 8 
Ahnliches berich tete auch der kriegsgefangene UNITA-Offizier 
Sebastkio de AlmeidOl über das Verhältnis SA DF-UNIT A: "Sie 
kämpfen in fah rzeugen. während die UN ITA-Soldaten hinter 
ihnen herlaufen müssen." Die hohen Verluste hätten in der 
U;": IT A "politische Probleme" geschaffen, Higte er hinzu. 9 In 
dieser Phase der Kämpfe erlitten auch die FAPLA hohe Ver­
luste. 
Ganz deutlich Flagge im Ango[a-Konnikt zeigte das Apartheid­
regime im ;":ovember 1987 mit einem Besuch von Staatspräsi­
dent P.W. Botha und mehreren Ministern im südangolanischen 

-. vom 15.11 .1.7 bk zum 30. 4. 1988 , 

« 
'" ::E 
« 

~~~N 
NAMIBIA 

Kriegsgebiet. Statt sich, wie vom UN-Sicherh eitsrat gefordert, 
zurückz uziehen, verstärkte Südafrika seinen Aggressionsdruck 
weiter. Präsident dos San tos drohte daraufhin, "noch einmal 
auf internationali stische Hilfe unserer kubanischen Verbün­
deten und Freunde. die in Angola sind", zurückzugreifen, um 
die vollSländige Kontrolle über das angolanisehe Territorium 
wiedcrhcr.:ustctlen. lO 

Während sich der Hauptstoß der Aggression gegen Südostangola 
richtete, wurden UN ITA.Gruppen ~ und anscheinend auch ein 
kleines südafrikanischcs Kontingent ~ in der Gegend um 
Cuemba an der Benguekl-Bahn aktiv, um eint:n Weg nach Nor­
den zu öffnen. das Zentrum des Landes leichter destabilisieren 
zu können, die fortgesetzte Unterbrechung der Bengue1a·Bahn 
sichertustcllen und ansehdnend um die angolanischen Veuor· 
gungslinien in den Südosten zu unterbrechen. Sie konnten 
jedoch keinen strategüchen Punkt erobern. 
Unter weiterhin bedcutsamt:n Verlusten an Menschen lind 
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Malt:rial bemühten sich Sudafrika und die UN ITA in mehr­
monatigen Gefechten darum, das strategisch bedeutsame Cuito 
Cuanavale in der südöst lichen Provinz Cuando Cubango einzu­
nehmen und die angolanische Veneidigungslinie von Namibe 
über Lubango und Cuito Cuanavale bis zur sambischen Grenze 
:tU durchbrechen. Mehrfach wurde der Fall der Stadt bzw. ihr 
bevorstehender f all von der UNITA bzw. südafr ikanahen 
Quellen gemeldet. In einer krassen Fehleinschätzung des 
Kräfteverhältnisses erklärte Südafrikas Schützling Savimbi 
Ende März den" Freis taat Angola", komplelt mit Kabinett und 
Premi erminister. 
.. Aber die Dinge liefen nicht gut fUrdie SADF und die UN ITA ", 
schrieb Godwin Matatu am 16. Mai 1988 in der Londoner 
Zeitschrift" West Ar rica ": "In ihrem vierten Versuch, die Stad t 
(Cuito Cuanavale; d. Verf.) am 23. Märt einzunehmen, erlitten 
sie ihre wohl ernstesten Verluste im Krieg in Angola. Eine 
mechanisierte SADf-Kolonne, die von UN ITA·Kundschaftern 
begleitet wurde, \"urde von der angolanischen SchuBkraft zu· 
rückgeschlagen, als sie in ei nem Minenfeld 7 km östlich von 
Cuito Cuanavale in die Falle gingen. Sie zogen sich hastig zurüc k 
und ließen mehrere Centurion-Panzer .. . und viele Panzerwagen 
zurück. Sie ließen mehrere Tote zurück (und die Südafrikaner 
sind immer vorsichtig, ihre Toten nicht zurückzulassen ) und es 
gab mehrere verv.·esende Körper \'on UNITA·Rebellen , als ich 
die Szene besuchte." 
Die angolanische Armee wurde bei der Verteidigung von Cuito 
Cuanavale nun auch von kubanischen Truppen unterstütz\. Zu 
diesem Zeitpunkt stockte Kuba in Übereinstimmung sein Trup. 
penkontigent in t\ngola auf. Sein starkes Engagement bedeutet 
rur Kuba auch eine beträchtliche wirtschaftliche Belastung. 
"Kuba erhält weiterhin keine materielle Entgehung für den 
Internationalismus, den es auf militärischem Gebiet in Angola 
in solch einer exemplarischen Weise praktiziert", sagte Präsi· 
dent dos San tos auf einer Parteikonferenz Olm 14. Januar 1985 
und fUgte hinzu, Kuba "entschied vor mehr als einem Jahr, 
aufzuhören, vom angolanischen Volk eine Bezahlung zu erhOlI · 
len." l1 Angola trägt allein die lokalen laufenden Kosten der 
kubanischen Truppen. 12 
Nach der erfolgreic hen Verteidigung vo n Cuito Cuanavale sind 
die t' APLA und die kubanischen Truppen ,",'eiter in Richtung 
Namibia vorgestoßen. Anscheinend haben die südafrikanischen 
Truppen in Angola, die von gut 3.000 Mann im November 1987 
auf etwa 9.000 im März 1988 aufgestockt wurden, im Frühjahr 
1988 außerordentlich hohe Verluste an Menschen und Kriegs· 
ma terial erli tten. ll 

Parallel zur militärischen Offensive ging die MPLA-Regierung 
Mitte 1987 auch diplomatisch in die Offensive. Heide Seiten ~ 
Angola und Südafrika - wußten hierbei. daß ihre Verhand· 
lungsposition wesentlich von ihrer militärischen Position ab· 
hing. 
Aus einer militärisch gefestigten Position nahm die MPLA­
Regierung im J uli 1987 den Gesprächsfaden mit den USA über 
eine regionale friedenslösung wieder auf, der nach dem offenen 
US·Engagement auf seiten der UNITA abgerissen war. Am 4. 
August 1987 erklärte die angolanische Regierung, kubanische 
Truppen könnten schneller und in größeren Kontingenten aus 
Südangola abgezogen werden, als Angola dies in dem Briefvon 
Präsident dos SantO! an den UN·Generalsekretär Javier Perez de 
CueHar vom November 1984 vorgesehen hatte. Eine derartige 
größere t'lexibilität hatten Angola und Ku ba bereits in einer 
gemeinsamen Erklärungvom I. August 1987 angekündigt. 
Unverändert blieben jedoch die Bedingungen Hir einen Abzug 
kubanischer Truppen aus Angola: Unabhägigkeit Namibias auf 
Basis der UN·Sicherhei tsratsresolution 435 / 1978, Abzug der 
südafrikanischen Truppen aus Angola, Beendigung der süd­
arrikanischen Aggression und Wahrung der nationalen Inte· 
gri tät Angolas, was konkret ein Ende ausländischer Unterstüt­
zung Hir die UNITA beinhaltet. 14 Verhandlungen mit der 
UN ITA, Wunschtraum Pretorias und Washingtons, schloß Präsi-



dent dos San tos nach einmal nachdrücklich aus. 
Während seiner Westeuropareise, auf der er rur die angolanische 
Friedenspolilik warb, betonte Präsident dos San!os Ende Sep­
tember 1987 in seiner Rede vor der portugiesischen National­
versammlung: "Wir teilen unsere Macht nicht mit unseren 
Verleumdern und Leuten, die im Dienst der Apartheid stehen". 
und "eine Versöhnung zwischen dem Opfer und dem Mörder ist 
nicht ~öglich."15 Während Angola in den Gesprächen mit den 
USA gewisse Fortschritte erzielte, erwies sich Siidafrika als 
größu:s Hindernis ftir eine diplomatische Friedenslösung. 
"Wir werden jedoch nicht mi t unseren Bemühungen aufhören, 

Die Initiative 
für eine Verhandlungs· 

lösungdieses RegionaJkonOikts ist 
nicht von den USA, sondern 

von Angola ausgegangen 

ein e globale Lösung zu suchen, die der kolonialen Besetzung 
~amibias dureh das rassistische Südafrika ein Ende setzt und 
unserem Volk Frieden bringtn könnte", betonte Präsident J osc 
Eduardo dos San tos in seiner Neujahrsansprache für 1988. "Wir 
werden u nsere Gespräche mit den USA fortsetze n und schlie­
ßen direkte Verhandlungen mit der südafrikanischen Regierung 
nicht aus, wenn sie ihre Streitkräfte aus Angola abzieht. 
Der allgemeine Trend in der Weltpolitik ist heute die schritt­
weise Ersetzung der militärischen Konfrontation durch die 
Suche nach poli t iSChen Verhandlungslösungen, und ich glaube, 
daß früher oder später auch Südafrika diesen Weg einschlagen 
lVird. Das jüngste Abkommen zwischen der Sowjetunion und 
den USA und die Entspannung in den Ost·West-Beziehungen 
eröffnen neue Aussichten rur die friedliche Koexistenz und die 
Lösung sog. Regionalkonnikte durch friedliche Mittel, ent· 
weder mit der gegenwärtigen US-Adminislral ion oder mit einer 
anderen." 16 
Am 28. und 29. JanUaT fand in Luanda eine erneute angola­
nisch-US-amerikanische Gesprächsrunde SIal t, in die auch J orge 
Risquet Val des, Politbüro-~Iitglied der Kommunistischen Partei 
Kubas, einbezogen wurde. Angola und Kuba erklärten sich nun 
prinzipiell zum Abzug aller kubanischen Truppen aus Angola 
bereit, stellten jedoch rur den Truppenabzug dieselben Bedin­
gungen wie zuvor. 
Vom 9. bis 11. r. lärz 1988 fanden erneut angolanisch·kuba­
nisch-US-amerikanische Gespräche in Luanda statt. Bei dieser 
Gelegenheit legten Angola und Kuba der US-Dclegation einen 
gemeinsamen Entwurf - zwischen Angola, Kuba, Südafrika 
und der SWAI'O - vor, der, so das Kommunique des angolani. 
schen Außenministeriums, "es möglich macht, die Sicherheit 
Angolas, die Unabhängigkeit Namibias und Frieden in beiden 

Ländern zu erreichen ". Der Entwurf enthielt einen Zeitplan ruf 
den Rückzugder kubanischen Truppen, die südlich des 13. Brei­
tengrades stationiert sind, in den Norden und ihre schrittweise 
Heimkehr nach Kuba bis zu ihrem völligen Abzug. 
"Diese Geste der Flexibilität und des guten Willens durch die 
angolanische und kubanische Regierung" hänge, so das angola­
nische Kommunique. von einer Beendigung der US-amerikani­
schen und südafrikanischen Unterstützung der UNI TA. dem 
Rückzug der südafrikanischen Truppen aus Angola, der Wah­
rung der nationalen Integrität und Souveräni tät Angolas und 
der Umsetzung der UN-Sicherheitsratsresolution 435fJ 978 
über die Unabhängigkeit Namibias ab. 11 
Die Einleitung der Entkolonisierung Namibias auf der Grund· 
lage der einschlägigen UN- ßeschlüsse ist rur Angola eine ganz 
zentrale Voraussetzung rur den schri ttweisen Abzug der kuba­
nischen Truppen aus Angola, weil allein ein freies Namibia rur 
Angola ein Ende der umfassenden südafrikanischen Aggres· 
sionen garantieren würde. Wenige Tage später legte der Unter­
staatssekretär rur Afrikanische Angelegenheiten im US-Außen­
ministerium, Chesler Crocker, dem südafrikanischen 
Außenminister Roelof Botha die angolanisch-kubanischen Vor­
schläge vor. Dieser lehnte die Vorschläge als unzureichend ab. 
Um diese Zeit verdeutlichten die höchsten südafrikanischen 
Staatsspitzen, Präsident P.\\'. Botha und Verteidigungsminister 
Malan, daß Südafrika nicht bereit wäre. die UN-Sicherheitsrats­
resolution 435/1978 über Namibia umzusetzen. Der Grund ist 
einfach: Die SWAPO würde - mit den entsprechenden psycho· 
logischen Folgen in Südafrika - freie und faire Wahlen in 
.'Iamibia gewinnen. 
Malan machte deutlich, daß Südafrika außerdem eine Regie­
rungsbeteiligung der UNITA in Angola wolle. 18 Großmäulig 
verkündete Malan Anfang März d.]., auf dieser Linie sei Süd­
afrika bereit, mit der Sowjetunion(!) einen Handel abzu­
schließen. 19 Selbst konservative südafrikanische Beobachter 
hielten diese Positionen rur völlig unrealistisch. Lnd in den 
darauffolgenden Wochen revidierte das südafrikanische Regime 
seine Position. 
Gründe rur die zunehmende Verhandlungsbereitschaft Pretorias 
waren anscheinend einerseits schwere militärische Rückschlage 
in Angola. andererseits die ~\ussicht auf eine weniger apartheid­
freundliche US-Regierung nach Reagan. 
Am 3. und 4. Mai 1988 fande n in London erstmals vierscitige 
Gespräche zwischen Angola, Kuba, Südafrika und den USA 
statt. Die SWAP<? sei von "ihren treuen Freunden'·, Angola und 
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Kuba vertreten worden, sagte Risquet Va!des. 20 Details tiber 
den Inhalt der Gespräche wurden nicht bekannt, laut der Lon­
doner "West Africa" sollen si<, explorativ<,n Charakter gehabt 
haben. Berdts am 13. Mai d.J. fanden dann zwdseilige ango­
lanisch·südafrikanische Gespräche in BrazzaviHe (VR Kongo) 
über den Rückzug kubanisch<' r Truppen aus Angola und die 
Unabhängigkeit :\'amibias slatl. Der hohe Stell<'nw<'Tt der Ce· 
spräche wurde durch di<, Teilnahm<' von V<'rteidigungsminister 
Malan und Außenmin;ster Rodor Botha auf südafrikanischer 
Seite unterstrich<'n. 21 
Am 19. Mai dJ. führten dann auch der Unt<,rstaalSs<,kretär fur 
Afrikanische Ange1egenh<'iten im US-Außenmi nisterium, 
Chester Crocker, und der sowj<,tisch<, Viu-Außenminister Ana-
101i Adamaschin in Lissabon Gespräche über das Südliche 
Afrika. Die Sowjet union gab bekannt, sie sei bereit ein regio­
nales t"r iedensabkommen mitzugarantieren. Es gab jedoch aus 
sowjetischer Sicht noch einige Hindemisse auf dem Weg zu 
einem Verhandlungsfrieden. 
Ein Problem stellte ftir Vladillen Vasev, Abteilungs!eiter im 
sowjetischen Außenministerium, die zeitliche Abstimmungdes 
Abzugs der Südafrikaner aus Namibia und der Kubaner aus 
Ango!a dar. "Er kann nicht synchronisiert werden, wie es die 
Südafrikaner wünschen", sagte er. .,Die !.inkage pur und simpel 
ist für die Angolaner nicht annehmbar." Während die UN-Reso­
lution 435/1978 einen südafrikanischen Truppenabzug inner­
halb von 7-12 Monaten vorsieht, wollen die Angolaner die 
Kubaner für ih re Sicherheit noch 48 Monate im Land behalt<'n. 
Vasev führte weiter aus, daß Angola eine Einbezichung der 
UNI TA in eine internationale Lösung nicht akzeptieren würde: 
"Sie betrachten das als eine innere Angelegenheit." 
Ob und wann die Verhandlungen für Angola den ersehnten 
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Durchbruch zum Frieden bringen würden, war im Mai 1988 
noch nicht absehbar. 
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Norodom B1nh 

Bewegung in der Kamputschea-Frage 
Mit der Ankündigung Vietnams vom 25. Mai d.].. es 
werde bis Ende 1988 50.000 seiner Soldaten aus 
Kamputschea abziehen, sind die Aussichten für eine 
Lösung des Konflikts gewachsen. Darauf deuten auch 
weitere Positionsveränderungcn der beteiligten Par­
teien hin. 

Die gemeinsame Vereinbarung zw ischen Hanoi und Phnom 
Penh vom Mai d.J. über den Truppenabzug wird eine Halbierung 
der vic tnamesischen Einheiten zur Folge haben. 
Seit 1982 hatte Vietnam in sechs Teilabzügen die Zahl seiner 
Soldaten bereits auf 90.000 verringert . 1985 wurde von den 
indochinesischen Staaten Laos, Kamputschea und Vietnam ver· 
einbart, daß alle Einheiten bis Ende 1990 das Land verlassen 
sollen. Dies wurde jetzt erneut bekräftigt. Die heute noch 
\"t:rb leibenden Truppen sollen außc:rdem dem Oberkommando 
Phnom Penhs unterstellt werden und sich der thailändischen 
Grenze auf höchstens 30 km nähern. 1 
Diese einseitige Geste Vietnams und KampulScheas, die das Zid 
hat, die festgefahrenen Friedensbemühungen voranwbringen , 
wurde durch weitere Zugeständnisse ergänzt. So erklärte Viet­
nam am 26. Mai dJ. seine Bereitschaft, im Rahmen einer sog. 
"Cocktail Party", die vom indonesischen Außenminister A1i 
Atalas erneut rur juli dJ. vorgeschlagen wurde, an indirekten 
und informellen Gesprächen mit der kamputscheanischen 
Regierung und den drei Fraktionen der Gegenregierung des sog. 
"Demokratischen Kamputschca" (DK. Anhänger Norodom 
Sihanouks. Son Sanns und die Roten Khmer Pol Pots) teilzu­
nehmen, wenn Indonesien als Vermiuler fungiere. 
Die kampULScheanische Regierung hat zudem ein Angebot Siha­
nouks akzeptiert, eine dritte Verhandlungsru nde durchzufUh­
ren, diesmal unter Beteiligung nichtpaktgebundener Staaten . 
Phnom Penh hat die Staatschefs Kubas, Indiens und Simbabwes 
gebeten, daran leilzunehmen. 2 

Diese Maßnahmen belegen erneut den Willen Kamputscheas 
und Vietnams, zu einer politischen Verhandlungslösung zu 
kommen. was auch durch dcn bereits erfolgten Abzug der 
Hälfte der e twa 40.000 vie tnamesischen Soldaten aus Laos 
deutlich wird. Für Vietnam stellt der Konflikt in Kamputschea 
und der wegen der Feindseligkeit Chinas notwendige Erhalt 
einer starken Verteidigung eine schwere wirtschaft liche Be­
lastung dar. 
Dieses Intereue Hanois an einer wirtschaftlichen Entlastung ist 
umso größer in einer Situation, da aufgrund schlechter Ernten 7 
Mio Vietnamesinnen durch eine Hungersnot bedroht sind. 
China, die USA, japan und die meisten westlichen Staaten 
lehnen Aufbauhilfe, Kredite, Im'estitionen und selbst die \'on 
Hanol erbetene Nothilfe ab, solange die vietnamesischen Trup­
pen nicht aus Kamputschea abgezogen sind. l 

Dazu ist Vietnam bereit, jedoch nur unter der Bedingung, daß 
die USA, China und die VereinigungSiidoSlasiatischer Nationen 
(ASEAN) garantieren, daß die Roten Khmer nicht erneut d ie 
Macht übernehmen und es erneut zu übergriffen kommen 
könnte, wie es vor dem Sturz Pol POts 1979 der Fall war. Zwar 
hat die Regierung in Phnom Penh ihre Macht gefestigt und die 
Kampl'kraft ih re r Streitkräfte gesteigert - ein Grund für den 
jetzigen Truppenabwg - , aber nach einem Rückzug Vietnams 
und anhaltender Unterstützung Chinas könnten die Roten 
Khmer wieder Auftr ieb bekommen. Diese Frage hat sich als 
Hauptproblem ftir eine Friedensregelung erw iesen. 
Bei den zwei Gesprächsrunden im Dezember 1987 und januar 

1988 in Frankreich zwischen dem kamputscheanischen Mini· 
sterpräsidenten Hun Sen und dem Präsidenten des DK, Siha, 
nouk, konnten dennoch einige Fortschritte erzielt werden, 
auch wenn Sihanouk Teile davon später wieder in frage stellte 
(siehe AlB 1-2/1988, s, 63ff.), 

Beim ersten Treffen einigte man sich darauf, daß eine Lösung 
des Konflikts nur auf politischem Wege \'om kamputscheani­
sehen Volk durch Verhand lungen zwischen allen Konfliktpar­
teien geregelt werden kann. Man einigte sich darauf. ein .,unab­
hängiges, demokratisches, souveränes, neutrales und nicht­
paktgebundenes Kamputschea" anzustreben. Erst nach einer 
innerkamputscheanischen Vereinbarung solle eine internatio­
nale Kon ferenz einberufen werden, um das Abkommen zu 
garantieren. 
Auch beim zweiten Treffen konnte eine Annäherung der Posi­
tionen erreicht werden. Sihanouk stimmte zu, notfalls nur eine 
Zweierk oalition aus seiner J-' raktion und der in Phnom Penh 
regierenden Revolutionären Volkspartei zu bilden. Und dies 
noch bevor alle viet namesischen Truppen das Land verlassen 
haben. 
Er forderte jedoch deren Ersetzung durch eine intemationale 
Friedenstruppe und die Bildung einer gemeinsamen Regierung 
bevor Wahlen stattfanden. Dies wurde von Hun Sen jedoch 
abgelehnt (siehe Interview mit Hun Sen).4 
Sihanouk, der die Verhandlungen gegen den Willen seiner Koali­
tionspartner und Chinas gefUhrt hatte, trat Ende februar dJ. 
von seinem Posten ab Präsident deli DK 'Zurück. erk lärte die 
Gespräche rur beendet und forderte Vietnam zu direkte!! Ver· 
handlungen auf. Nachdem Hanol dies ablehnte und China sowie 
die Roten Khmer ihm erneut ihre Unters tutzung zusicherten. 
machte er am 16. Februar d.]. seine .. endgültige Entscheidung". 
die Präsidentschaft aufzugeben, wieder rückgängig. Die Bestä­
tigung seiner Führungsrolle dürfte damit der Hauptgrund für 
dieses Manöver gewesen sein. 
Während die Roten Khmer und China auf ihn als Galionsfigur 
nicht verzichten können, um de m DK, in dem die Roten Khmer 
die stärkste Kraft sind, einen demokrat ischen Anstrich zu ge· 
ben, braucht Sihanouk andererseits ihre Unterstützung, um 
seine Position zu festigen. Mit dem Verweis auf die Stärke der 
Roten Khmer und auf die Gefahr ihrer Machtübernahme nach 
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einer Konflik tlösung bat cr deshalb die USA, China, Frankreich 
und die südostasiatischen Staaten um Hilfe zum Ausbau seiner 
eigenen Truppen. 
China bemüht sich unterdessen, die militärische Stärke der 
Roten Khmer durch umfangreiche Waffenlieferungen zu er­
höhen. In Erwartung einer Verhandlungslösung legen sie inner­
halb Kamputscheas Waffenlager an. 5 Damit wird eine Friedens· 
regelung weiter erschwert. Ptmom Penh ist zwar bereit, mit den 
Roten Khmer unter Ausschluß von Pol Pot und leng Sary, den 
Hauptverant ..... ortlichen rur den Völkermord 1975-78, zu ver· 
handeln und sie an einer Regierung zu beteiligen, jedoch erst 
nach ihrer Entwaffnung. Um dies zu erreichen, ist jedoch ein 
Einlenken Chinas erforderlich. 
Beijing hat bisher die geringste Bereitschaft erkennen lassen, zu 
einer Friedensregelung beizutragen, da der Konflikt zur 
Schwäthung des Gegners Vietnam beiträgt. Zusätzlichen Druck 

,übt China durch die Schürung des Konflikts an der gemein­
samen Grenze und durch die jüngste Besetzung einiger der 
vietnamesischen Spratley- lnseln im Südchinesisehen Jl,leer aus. 
Es beharrt weiterhin auf dem sofortigen Truppenabzug Viet­
nams und lehnt jegliche Verhandlungen mit Hanoi ab. Der jetzt 
angekündigte Truppenabzug wurde von Beijing erneut als 
"Trick" abqualifiziert. 
In Detailfragen hat es jedoch auch in der chinesischen Position 
Veränderungen gegeben. So soll Beijing jetzt die Verhandlun­
gen Sihanouks mit Hun Sen nicht mehr ablehnen. Außerdem 
soll China gegenüber sowjetischen und US·amerikanisehen Ver­
handlungspartnern angedeutet hauen, keine Notwendigkeit zu 
sehen, daß Pol Pot die Macht wieder übernimmt. 6 

Diese neuen Tendenzen durften neben dem "RücktriII" Siha· 
nouks vor allem darauf zuriickwftihren sein, daß China die 
guttn Beziehungen mit den ASEAl'l·Staalen nicht aufs Spiel 
setzen will. Diese sind mittlerweile kompromißberdter, da eine 
militärische Lösung sich nicht abzeichnet und die Regierung in 
Phnom Penh sich konsolidieren konnle. Sie haben zudem kein 
Interesse daran, daß die Roten Khmer wieder die Macht über· 
nehmen. 
Ihre Beftirwortung einer Lösung des Konflik ts wird nieht nur in 
Gestalt der Vermittlungsbemuhungen Indonesiens und Malay­
sias deutlich. sondern auch in der neuerdings konzilianteren 
Haltung 1l1ailands, das bisher ähnliche Posi tionen wie China 
bel1:ogen hatte. So erklärte je tU der thai ländische Außenmini­
ster Savetsila im GegenS31l1: zu China und den Parteien des DK, 
daß der angekimdigte vietnamesische Truppenabzug die Frie­
densaussichten verbessere. 7 Ein Sprecher des Bangkoker 
Außenministeriums erkläne. daß der Abzug vietnamesiseher 
Truppen "keine Lösung" sei, wenn es nicht zu einer inner­
kampulseheanischen Regelung komme. 8 

Auf ein Abgehen von der bisherigen kompromißlosen Linie 
deutet auch der Besuch des thailändischen Premiers Prem Tin-

V,<,n . m"",.;h< SoldalO" und I".n'ru"h~.n,>c~ \tili"Qn,l"ntl<n 
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sulanonda Mitte Mai d.]. in Moskau hin. Prem soll sich bereit 
erklärt haben, sich bei China fw- eine Lösung des Konflikts l1:U 

verwenden. Gleichzeitig forderte er die Sowjetunion auf, 
stärker aktiv l1:U werden. 
Dies hatten auch bereits China und die USA getan mit dem 
Hintergedanken, Moskau solle Druck auf Vietnam ausüben. 
Dieses Ansinnen wurde von der SowjelUnion zwar abgelehnt, 
jedoch erklärte sich r.lichail Gorbatschow gegenüber Prem 
bereit, altes ftir eine politische Losung zu tun, um ein .. neutra­
les, unabhängiges" Kamputsehea zu erreichen. 9 

Bereits kun: nach dem Abschluß des Genfer Afghanistan­
Abkommens am 14. April d.J. halle Moskau seine Initiativen 
zur Lösung des Kamputschea-Konfliku verstärkt. Vom Erfolg 
dieser Vorstöße hängt u.a. der Ausbau der Beziehungen zu den 
ASEAN-Staau:n und eine Normalisierung des Verhältnisses zu 
China ab. 
Beijing bezeichnete bisher die Anwesenheit vietnamesischer 
Truppen in Kamputschea, die Stationierung sowjetischer Sol­
daten in Afghanistan und entlang der gemeinsamen Grenze als 
die drei lIaupthindemiue rur eine Normalisierung der Bezie­
hungen l1:ur Sowjet union. Nach dem Afghanistan-Vertrag und 
einem Teilrüekwg sowjetischer Truppen aus der Mongolei 
bleibt Kamputsehea als das Haupthindernis. Im Falle einer 
Konfliktbeilegung kÖnnte die UdSSR außerdem vor allem die 
militärische Hilfe ftir Vietnam verringern. 
Bereits im Vorfeld des Moskauer Gipfels hatten Gespräche mit 
den USA über eine Lösung staltgcfunden. Der sowje t ische 
Vizeaußenminister Igor Rogatschow sprach sich dabei fUT eine 
innerkamputscheanische Regelung aus, die von China, der 
UdSSR, den USA und anderen Ländcrn garantiert werden 
könnte. 
Um diesen ProzeS voranzubringen, schlug er ähnlich wie im Fall 
der Verhandlungen zwischen Afghanistan und Pakistan Ge­
spräche zwischen Thailand und Kamputschca vor. Als kilrzcsten 
Weg fur eine Konfliktlösung betrachtete er die .. Aufnahme 
direkter Gespräche zwischen China und Vietnam".lo Diese 
scheitern jedoch nach wie voran der Haltung Chinas. 
Da die USA jedoch inzwischcn von ihrer kompromißlosen 
Haltung abrücken, indem sie sich zu Verhandlungen mit 
Vietnam bereit erklärten und den Abzug der vietnamesisehen 
Truppen erstmals begrüßten, II könnte sich auch China, das 
sich immer mehr isoliert, zu substantietleren Zugeständnissen 
bereit finden. 
Bei ihren diplomatischen Kontakten mit Beijing versucht die 
UdSSR in diese Richtung zu wirken. ErSI wenn es bezüglich der 
Ausschaltung der Roten Khmer zu }--ortschritten kommt, 
kÖnnen \'on Phnom Penh und Hanoi - etwa in der Frage der 
Bildung einer Koalitionsregierung vor der Abhaltung von W .. h­
len und der Entsendung einer internationalen }-'riedenstruppe ­
neue Zugeständnisse erwartet werden. 
Vor dem Hintergrund des sowjetischen Truppenabzugs aus 
Afghanistan und der Entspannung zwischen Moskau und Wa­
shington sind die Chancen für eine politiSChe Lösung größer als 
jemals zuvor. Auch wenn mit einem schnelleIl Ergebnis nicht zu 
rechnen ist, könnten bei den sowjetisch-Chinesischen Verhand­
lungen und bei den ftir Juli 1988 geplllnten informellen Ge­
sprächen in Djakarta emscheidende Fortschritte erzieh werden. 
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Interview mtt Hun Sen 

Grund zum Optimismus 
In einem Interview, das nach der 
zweiten Gesprächsrunde mit Noro­
dom Sihanouk geführt wurde, er­
läuterte der kamputscheanische 
Ministerpräsident Bun Sen d ie 
Positionen se iner Regierung fur 
eine ßcilegungdes Konfliktes. 

FRAGE: Was wurde durch die Friedens· 
gespräche bisher erreicht? 
HUN SEN: Wir haben den toten Punkt, 
an dem wir uns neun jahre befanden, 
überwunden. Unsere beiden Parteien 
sind an den Verhandlungst isch gekom· 
men. Das ist Grund zu einigem Optimis· 
mus und auch zu einigem Pessimismus, 
weil die beiden anderen Fraktionen (die 
Roten Khmer und die Nationale Befrei· 
ungsfront des Khmer·Volkes (KPNLF» 
versuchen, die Verhandlungcn zum 
Scheitern zu bringen. 
FRAGE: Kann es irgendeine Lösung 
ohne die Beteilung der Roten Khmer 
geben? 
HUN SEN: Wir können cine umfassende 
Lösung oder eine Teillösung aushandeln. 
Eine Teillösung ist das Ab kommen zwi· 
schen der Volksrepublik Kamputschea 
(VRK, seine von Vietnam unterstützte 
Regierung) und Sihanouk. 
FRAGE: Haben Sie der Bildung einer 
Koalitionsregierung zugestimmt? 
HUN SEN: Wir sind nicht über den Zeit· 
punkt ihrer Bildung übereingekommen. 
Wir stimmten einer Koalition nach allge. 
meinen Wahlen zu. 
Wenn (wie Sihanouk forden) die VRK 
aufgelöst werden soll, muß das ein Er­
gebnis allgemeiner Wahlen sei n. Wenn 
wir uns ihrer Forderung anschl ießen, ge· 
ben wir ihnen alles, was sie nicht durch 
Kampf auf dem Schlachtfeld crringen 
konnten. Sie würden drei Viertel des 
Kuchens bekommen. 
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Das ist keine Gerechtigkeit, deshalb 
müssen wir eine andere Formel finden. 
FRAGE: Was schlägt die VRK vor? 
II UN SEN: Unsere Formel ist die: Wir 
werden eine gemischte Kommission 
schaffen, um die Bestimmungen rur Wah­
len mit allen vertretenen Parteien zu dis· 
kutieren, (um dann) allgemeine Wahlen 
unter Aufsich t einer internationalen 
Körperschaft durchzufUhren. Nach der 
Wahl werden wir eine Nationalversamm· 
lung haben, die dann die Entscheidung 
darüber treffen wird, welchen Typ von 
politischem System wir einführen. 
FRAGE: Ist die VRK bereit, umfassende 
Änderungen in Betracht zu ziehen , ein· 
schließlich des möglichen Endes eines 
Ein· Parteien·S ys terns? 
HUN SEN: Wir haben sehr große Zuge· 
ständnisse gemacht. Das wird ein Land 
mit einem Mehrparteiensystem sein ... 
und andere Parte ien können in fried· 
licher Koexistenz leben. 
Wenn irgendeine Partei sich der Un ter· 
stützung der Mehrheit des Volkes er· 
freut, werden wir diese Entscheidung 
respek tieren müssen. 
FRAGE: Was ist mit den verschiedenen 
beteiligten Armeen? Sihanouk hat eine 
vierseit ige Koalition aller vier Lager vor· 
geschlagen. 
tlUN SEN: Wir wollen die Auflösungder 
Roten·Khmer·Pol·Pot·Annee. Nicht nur 
rur uns. Das ist die Forderungder Völker 
rund um die Welt. 
Wif akzeptieren die politischen Parteien 
der Roten Khmer und Son Sanns. Wenn 
es vier Armeen gibt, die sich hier in der 
Stadt (Phnom Penh) gegenseitig be­
kämpfen, so ist das keine Lösung. Wenn 
das Land in einen zweiten Libanon ver· 
wandelt wird, dann ist es besser, über· 
haupt kein Abkommen zu haben, (als 
eines), das einen Bürgerkrieg zur Folge 

hat. 
FRAGE: Werden Sie eine internationale 
Friedenstruppe akzeptieren? 
HUN SEN: Wir haben zugestimmt, daß 
Indien den Vorsitz einer internatio nalen 
Kontrollkommission führen sollte. Aber 
Wif können keine Friedenstruppen ak· 
zept ieren. 
FRAGE: Wie wird sich ihre Außenpoli· 
tik verändern, wenn eine Koalitionsre· 
gierung nach den Wahlen gebildet wird? 
HUN SEN: Wir sollten gute Beziehungen 
mit allen unseren Nachbarn haben -
sogar mit Thailand. Wirbetrachten Prinz 
Sihanouks neutralistische Linie der 50er 
und 60er j ahre als korrekt: Nichtpa kt· 
gebundenheit und freundschaftliche Be· 
ziehungen mit allen Nachbarn, ohne Be· 
rücksichtigung ihres politischen Regi. 
meso 
FRAGE: Wie lange noch wird Ihre Re· 
gierung von vietnamesischen Ratgebern 
abhängen ? 
HUN SEN: Ich kann Ihnen sagen, daß 
wir lieber das Essen genießen wollen, daß 
wir uns selber zubereiten, als das, was 
von anderen zubereitet wird. 
j etzt sind nur noch wenige vietnamesi· 
sche Berater übrig. Wif können selbst 
kochen. 
FRAGE: Wann werden in Ihrem Szena· 
rio die vietnamesischen Truppen abzie· 
hen? 
tlUN SEN: Da gibt es zwei Gesichts· 
punkte. Rückzug vor 1990 als Teil einer 
politischen Lösung oder aber einseitiger 
Rückzug 1990. 
Wenn d ie Lösungdurch uns selbst gefun· 
den werden muß, dann kann keine Partei 
ankommen und irgendetwas mit uns tei· 
len. 
fRAGE : Wenn es keine Regelung gibt, 
können die Streitkräfte der VRK die 
Roten Khmer alleine stoppen? 
HUN SE N: Ocr Zeitplan (flir 1990) wur· 
de nach einer genauen Analyse aller 
Eventualitäten festgesetzt. Der Feind 
kann uns nicht durch militärische Mitte! 
stünen, auch nicht nach einem viet· 
namesischen Rückzug. 
FRAGE: Was ist, wenn Sihanouk seine 
Meinung ändert und die Gespräche auf· 
gibt ? 
HUN SEN: Er ist sehr sprunghaft, aber 
künlich hat er eine große Entscheidung 
getroffen, daß die einZige Lösung eine 
politische Lösung ist. 
Er ist sehr mutig, da er weiß, daß China 
und Thailand Verhandlungen mit mir ab· 
lehnen. 
FRAGE: Wie stehen die Chancen rur ci· 
ne erfolgreiche Friedensregelung? 
I-J UN SEN: Eine politische Lösung ist 
nur eine Frage der Zeit. Aber wenn sich 
die andere Seite nicht beeilt. wird das 
Kamputschea.Problem 1990 durch uns 
selbst gelöst sein. 
(Quelle: Far Eastern Economic Review, 
Hongkong, 3.3.1988) 
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Contra läßt 
Verhandlungen platzen 
Die dritte und vierte Verhand lungsrunde über einen endgültigen Waffen­
stillstand zwischen der nicaraguanischen Regierung und den Contras vom 
26.-28. Mai und 7.-9. Juni d.] . in Managua haben zu keinem Ergebnis 
geführt . Der Grund hierfür beste ht darin, daß der Contra· Flügel, der auf 
eine Fortsetzung des Krieges drängt, sich mit Unterstützung der USA in 
der Führung durchsetzen ko nnte . 

Den Gesprächen in Managua war ein teils 
mit militärischen Mitteln geführter 
Machlkampf innerhalb der Contra vor­
ausgegangen (siehe DRITI'E WELT 
6/ 1988, S. 56f.). Der Flügel um den mil i· 
tärischen Führer der Contras, den ehe­
maligen Oberst der Nationalgarde Somo­
zas. Enrique Bermudez, hatte schon das 
Abkommen über einen vorläufigen Waf­
fenstillstand von Sapoa (23.3. 1987) ab­
gelehnt. 
Eine offene Rebellion gegen Bermude:t 
umer Führung der Kommandanten 
" Tonio" und " Fernando", die das 
Sapoa-Abkom men mitunterzeichnet 
hatten , konnte jedoch durch Druck der 
Reagan-Administfation uiedergehalten 
werden. Der CIA drohte die Sperrung 
aller Gelder an, wenn Bermudez abge. 
setzt würde. Und die honduranische Re­
gierung zeigte, daß sie fahig ist gegen die 
Contras vorzugehen, wenu dies in Wa­
shington gewünscht wird . 
Sie ließ acht der Rebellen. darunter 
" Tonio" und "Fernando" festnehmen 
und am 6. Mai d J . nach Miami aus­
weisen. Calero wurde praktisch kaltge­
stellt, nachdem der zweite Mann der 
politischen Führung, der eher gemäßigte 
Al fredo Cesar, sich auf die Seite Bermu­
dez' geschlagen hatte , um nach Aussagen 
des Beraters der Sandinisten, Hans­
J ürgen Wischnewski, diesem die Bedin­
!!,ungen zu dikticren. l 

Damit dürften cie Widersprüche inner­
halb der Contra jedoch nicht beigelegt 
sein. Die nach Miami Ausgewiesenen ver­
sicherten vor dem Contra-Direktorium, 
sie würden 80% der Mannschaften kon-
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trollieren. 
Den USA is t es jedoch erstmals gelungen, 
die Vormach t dcs militärischen somozi­
nischen Flügels, der durch einen Frie­
densschluß nichts zu gewinnen hätte, an 
der Contra-Spitze zu sichern und damit 
den Abschluß eines Friedensabkommens 
sehr unwahrscheinlich zu machen. Da­
mit wahrt Washington die Option, die 
Contra erneut mit MilitärhiJfe zu unter­
stützen. I m Falle einer Spaltung der Con­
tra wäre cs rur die Reagan-Administra­
tion zudem leichter, den Bermudez· 
Flügel als d ie legitime Führung der Con­
tras hinzustellen und damit ein Druck­
mittel gegen die Sandinisten zu behalten. 

Daß es Washington darum geht, wie es 
der ehemalige Contra-Kommandant 
"Alfa Uma", der Ende Mai d.J. die 
Amncstie in Anspruch nahm, darstellte, 
die Verhandlungen fortzusetzen, aber 
jedes Abkommen zu verhindern, um da­
rur die SandinisUn verantwortlich zu 
machen,2 zeigten die beiden lelZten Ver­
handlungsrunden. Zwei Tage vor dem 
dritten Treffen stimm te die Contra­
}-' ühru ng die Marschrichtung nicht nur 
mit dem Staatssekretär für la teinameri­
kanische Angelegenheiten, Elliot 
Abrams, sondern auch direkt mit Außen­
minister George Shuhz ab. Die Verhand­
lungsdelegation, der Cesar und erstmals 
Bermudez, aber 8 der 11 Unterzeichner 
des Sapoa-Abkommens nicht mehr an­
gehörten, legte der sandinist ischen Re­
gierung einen Forderungskatalog vor, 
der mehrere bereits im Abkommen von 
Sapoa (siehe AlB 5/1988, S. 6) verein­
barte Punkte in Frage stellte. 3 

Zwar erklärte sich die Contra jetzt 
bereit, die Waffen abzugeben, jedoch 
erst bis zum 31.1. 1989. Sie verlangte 
innerhalb von flinfTagen nach Erzielung 
eines Abkommens die freilassung aller 
Contras und Somoza-Gardisten (im 
Sapoa-Abkommen sollte dies großteils 
erst nach der Entwaffnung der Contras 
geschehen); unbeschränkte Pressefrei­
heit einschließlich Zulassung von Privat­
fernsehen; Aussetzung der Wehrpflicht 
und Gestaltung der Contra·Versorgung. 
Letzteres is t bisher daran gescheitert, 
daß die Contras sich nicht in die verein­
barten Waffenstillstandszonen zurück­
gezogen haben und es ablehnen, wie ver­
einbart durch eine neutrale Organisation 
mit humanitären Gütern versorgt zu wer­
den. 
Zudem forderte die Contra Demokrati· 
sierungsmaßnahmen, die innerhalb von 
60 Tagen in Kraft treten sollten: politi­
schen Pluralismus, Trennung der Staats­
gewalten, Gleichheit der Bürger vor dem 
Gesetz, Meinungs- und Organisations­
freiheit, Trennung der Armee VOll jeder 
politischen Aktivität, Streikrecht und 
ein plur.i1istisches und gerechtes Wahl­
system. Bis zum 31. J anuar 1989 sollten 
außerdem eine neue verfassungsgebende 
Versammlung gewählt wt.'rden, was so­
wohl dem Abkommen vom Sapoa als 
auch dem von Esquipulas widerspricht. 
Da die meisten Demokratisierungsfor­
derungen ohnehin in der geltenden Ver· 
fassu ng enthalten sind, stimmte die Re­
gierung dem Croßteilzu und forderte die 
Contra auf, am Nationalen Dialog mit 
den anderen legalen Parteien teilzuneh­
men. Dort sollen Maßnahmen vereinbart 
werden, die die Einhaltungder einzelnen 
Punk te garantieren. 4 

überrascht von der Kompromißbereit­
schaft der Regierung, brach die Contra 
d ie Verhandlungen ab, um sich mit ihren 
Geldgebern zu beraten. Bei der Fortset· 
zung der Cespräche vom 7.-9. Juni 
schien am zweiten Tag nach Angaben 
beider Seiten ein Abkommen unter­
schriftsreif zu sein. Die Regierung legte 
dann einen Zeitplan vor, der bis zum 12. 
Juli die Zusammenfassung aller Contras 
in dell sieben Waffenstillstandszonen 
und zu diesem Zeitpunkt den Beginn des 
Nationalen Dialogs der Parteien und acht 
Contra-Vertretern über demokratische 
Reformen vooah. 
60 Tage später sollten diese Reformen 
wirksam werden und bis zum 28. Sep. 
tember d ie Contras in vier Zonen ent­
waffnet sein. Bis dahin sollten schrill­
weise auch alle gefangenen Contras und 
Somoza-Gardisten freigelassen und bis 
zum 10. Oktober der letzte Contra ent­
waffnet sein. 5 
Obwohl die Regierung mit diesem Vor­
sch lag ein groSes Risiko einzugehen be­
reit war, da die Zugeständnisse der Re­
gierung vor der Entwaffnung der Contra 
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in Kraft treten würden, trat die Contra 
am letzten Tag der Verhandlungen über­
raschend den Rückmarsch an. Sie legte 
ein neues Papier vor, in dem nicht nur die 
Forderungen wiederholt wurden, die 
innerhalb von fUnf Tagen erfüllt sein 
müßten (darunter eine Generalamne­
stie), sondern in dem u.a. auch eine Er­
laubnis verlangt wurde, innerhalb von 10 
Tagen ein Contra-Büro in Managua zu 
eröffnen. Innerhalb von 50 Tagen sollten 
außerdem ein neues Wahlgesetz erlassen 
werden, der Rücktritt aller Richter des 
Obersten Gerichuhofes, die Rückgabe 
allen Eigentums der Contra-Mitglieder 
und die Entlassung aller Rekruten erfol­
gen. Ihre eigene Entwaffnung sollte je­
doch erst am 31. Januar 1989 beendet 
sein. 6 

Verteidigungsminister Humberto Ortega 
bezeichnete den Vorschlag als "einen 
Sieg des kriegerischen Sektors der nord­
amerikanischen Administration, die von 
Oberst Bermudez vertreten wird·'.7 Die 
Contra willigte nicht einmal ein, einen 
neuen Verhandlungstermin zu bestim· 
men. Sie lehnte auch eine Verlängerung 
des Waffenstillstands ab. 
Sie erklärte jedoch, sie werde keine of­
fensiven Operationen durchführen. Wie 
wenig von diesen Versprechungen zu hal­
ten ist, zeigt die Tatsache, daß die Con· 
tras allein in den ersten 50 Tagen des 
Waffenstillstands 144 Angriffe durch­
fUhrten, bei denen es auf nicaraguani· 
scher Seite 44 Totegab. 
Das selbstinszenierte Scheitern der Ver­
handlungen nutzte das Weiße Haus, um 
die sandinistische Regierung dafür ver­
antwortlich zu machen und ToU erklären, 
eine Wiederaufnahme der MilitärhBfe für 
die Contra bleibe eine r-.'1öglichkeit. 
Eine Fortsetzung der Gespräche scheint 
damit wenig wahrscheinlich, da die san­
dinistische Regierung sich der Grenze 
ihrer Kompromißmöglichkeiten nähert. 
Es bleibt allerdings abzuwarten, wie die 
Obstruktionspolitik aus Washington sich 
auf die Auseinandersetzungen innerhalb 
der Contra auswirken wird. 
Sollten sich die kompromißbereiten 
Kräfte nicht durchsetzen können, 
könnte HumbertO Ortegas Aussage nach 
dem Abbruch der Verhandlungen Wirk­
lichkeit werden; "Wir werden die Frie­
densfahne weiterhin auf dem Schlacht­
feld verteidigen. "8 

Anmerkungen: 
I) Vgl. die tageszeitung, Westberlin, 

11.6.1988 
2) VgL ann, Woch~nbulletin. Zürich, Nr. 

l44f7.Juni 1988 
!I) Siehe: EI Pai, (EP), ~hdrid, 27.5.1988 und 

International H"rald Tribune:, Paris, 27.5, 
1988 

4) Vgl. EP, 29.5.1988 
5) Vgl. EP, 10.6.1988 
6) VgI.EP,Il.6.1988 
7) Ebd, 
8) Ebd. 

Mosambik 

Joachlm Beckor 

Die Strategie des Terrors 

"Um die Zerstörung des gesell­
schaftlichen Gefüges der Nation" 
gehe es Südafrika in Mosambik, 
stell te der Sekretär der regierenden 
Frelinto für Auswärtige Beziehun· 
gen, Jose lui Caba'Yo, fest, Mit d ie­
ser Zielsetzung und se iner noch 
verstärkten militärischen Destabili­
sierungspoli t ik schießt Südafrika 
gegenwärtig über das Ziel west­
licher Regieru ngen hinaus. 

Mit dem 1984 abgeschlossenen Nicht­
angriffsvertrag (Nkomati-Abkommen) 
zwischen Mosambik und Südafrika und 
den von Maputo beschlossenen wirt­
schaftspolitischen Kursänderungen hat 
der Westen wesentliche Ziele erreichl. 
Durch seine grobe Mißachtung der Ab­
machungen mit Mosambik hat Siidafrika 
die Vertragspolilik im Südlichen Afrika 
in völligen Mißkredit gebracht - sicher 
nicht zur Freude ihrer westlichen Spon­
soren. Sie gegenwärtige Version der 
südafrikanischen Destabil isierungspoli­
tik in Mosambik läuft auch dem west­
lichen Interesse und jüngstem Engage­
ment zuwider, den im Inland gelegenen 
Frontstaaten rur den Fall einer verschärf­
ten Krise des Apartheidstaates Notaus­
gänge zum Meer offenzuhalten. 
Protagonist einer Politik, Mosambik mit 
Destabilisierungsdruck und Hilfsangebo-

ten zu einer Kurskorrektur zu bringen, 
ist die Regierung Reagan gewesen. Als sie 
jedoch den Nkomati-Venrag und die 
Wirtschaftsreformen Mosambiks mit 
Hilfe belohnen wollte, geriet sie in das 
Störfeuer der extremen US·Rcchten. 
Unter Berufung auf den Kampf gegen 
den "Kommunismus" lehnte sie jede 
Hilfe ruf das sozialistisch orientierte 
Mosambik ab und forderte stattdessen 
eine Unterstüemng des von Südafrika 
ausgehaltenen Nationalen Mosambikani­
sehen Widerslands (RNM). Wie Vertreter 
der US-Regierung mehrfach verdeutlich­
ten, sehen sie im RN~'I keine politische 
Alternative zur Frelimo-Regierung. 

Im Zusammenhang mit diesen Ausein­
andersetzungen zwischen flexibleren 
und rechtsextremen Kräften konnten 
die weitsichtigeren politischen Kräfte im 
Apri! d. J. mit einer "Consultant Study" 
von Robert Gersony über die Situation 
in Mosambik punkten, die ftir das US­
Außenministerium erstellt wurde (siehe 
Kasten). 
Gersony legte, gestützt auf die Aussagen 
mosambikanischer Flüchtlinge, die Ter­
rorstrategie des RNM dar. Er kam zu 
dem Ergebnis, daß der RNM etwa 
100.000 mosambikanisehe Zivilistinnen 
innerhalb eines Jahres ermordet habe. 
Dies sei sogar noch eine konservative 
Schätzung. Die Studie erregle internatio-
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nal eine große Aufmerbdmkeil. 
Auf einer Konferenz in l\'laputo am 
26.(27. April d .J ., bei der sich 26 Län· 
der. 40 Nichtregierungsorganisationen 
u nd 8 UN·Organisationen verprlich­
teten.l\ l osambik mit 270 1\Iio S Nothilfe 
;o;u unterstii\;o;en, erklärte der stellvertre· 

tende US-Sta,tlSsekretiu für Afrika. Roy 
Stacy. daß der RNl\1 für "einen der 
schlimmsten Holocau.ts seit dem 
2. Weltkrieg" verantwortlich sei. Ohne 
Sudaf rik.l explizit zu nennen. forderte er 
jene auf. die den RNl\1 unterstiitzen, so­
fort jegliche Unterstiiaung rur diese un­
wah rscheinli.:;he Gewalt zu beenden:' Er 
kündigte ludem an, daß l\losambik 1988 
der lIaup tnutznießer US·amerikanischer 
Hilfe in Afrika sein werde. 

A uch die ehemalige Kolonialmacht Por­

tugal artikuliert deutlichen Unmut über 
Südafr ikas Destabilisierungspolitik in 
l\losambik. Und das hat einen beson· 
deren Grund: Das von Portugal en ich· 
tete Kraftwerk Cabora n ,lssa. Portugal 
muß hier für Schuldenbedienung und 

Unterhalt sorgen. ohne d<!ß es wegen der 
mehrjäh rigen Unterbrechung der Strom­
\eitun!>en durch den RNl\1 Einnahmen 
be k omm t. 

Das G,lllze h,lt Portugal schon 1.2l\lrd S 
ge kostet. und Lissabon ist nicht berei t , 
diesen Zustand länger hinzunehmen. 
Ende letzten jahres signalisierte die Re· 
gierung dem :\partheids\;,tat, wenn es 
nicht zu Fortschritten beim Betrieb \·on 

Durch 
Oe5tabilisicmngs­

druck lind Hilfsa ngebote 
will die Regierung Reagan Mo ­

sa mbik zu einer Kurskor­
rektur bringen 

Cabora Bassa komme, werde sie ihre 
I3remserrolle in der Sanktionsfrage im 

Rahmen der EG überdenken. 
Siidafr ika. das der Hauptabneh mer der 
Elek trizität eines - wieder ausgelasteten 
Kraftwerks Cabora Ba.ssa wäre, scheint 
hier zum Einlenken bereit. Selbst sild­
afrikanische l\'lilitärhilfe für mosambika· 
nische Truppen , welche die Hochspan­
nungslinien schützen würden, ist in der 
Diskussion. 

Ende April d .J . en tsandte :-"Iosambik das 
Frei imo· Pol i t büro·l\ I i tgl ied J aci n 10 

Velosa zu Gesprächen n;,tch Pretoria. Am 
25 . ~[ai wurde bekanntgegeben, d~Iß die 
geme insam e stida f rika n isch ·mosam b i k 3 -

nische Kommission zur überwachung 
der Einha!tung des Nkomati·Abkom­
mens wiederbelebt werde, die von 
"Iosambik 1985 nach nagranten Ver· 
t rags \·crletzungen Südafrikas suspen die rt 
worden war. 
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Bericht des U5-Au8enmlnlsteriums übe< den RNM 

Mord, Zerstörung und Zwangsarbeit sinl 
Dcr folgende Berich t, der im Aurtrag d es 
U5·Außenministeriums von Roben 
GerSOll Y, Berater im Büro rur I' lücht­
lingsprogramme verfaßt wurde, ana· 
Iys iert den Terror des Mosambikan i· 
schell Nationalen Widerstands (R 1\'M) 
gege n die Zivilbevölkerung. Er stüt z t sie h 
auf Berichte von l' luchtlingen , von d e­
nen 1, 7 Mio in Lagern in Mosambik, 
Ta'lsania, Malawi. Simbabwe und Süd· 
afrika leben. 

ß~ridlh· 'on Fluehtli"g~n las!<'n auf drei typi· 
sch~ Anen ,·on R:\'~I·Opaationrn schli,·ß,'n. 
Z",,,r entspricht in ~Ios"mbik hin g,·ogrJphi· 
schn G~biet g,·nau d,'r lkschr,'ibung der ein· 
zdnen O\ltrationnl, doch scheint dies d,'r 
bc~tc Weg Zu sein. di l· du·i untusch~tdbaun 
\'orglh .. ns", .. is,'n .\Uvinandc17uh:oI!<>n. um si<' 
Zu aklil.rm. Di< dr"; "Oll Fluchtlingcn be­
schrid)('n,'n GI·bk!< sind: L Abgab{'npflich· 
tig,· Ccbi~ tc; 2. kontrollintc Cebi,·te: J. zur 
Zerstörung '·orgesdl<'n~ C,·bi<,!<'. 

I. Abg;tbenpflicht ige Gebie le 

G.·h",t", in dnl{ll Ab)t~bnl ,.ing,·uid}<'n w,·r· 
den. sind m,·iSI lil.ndlich, G,'bide. in denrn d ito 
Bn·olkn1.lug in s,:hr ,' .. rstn'ut li<'g.'nd<'n Ein· 
hcit l"ll kbt . ( ... ) 
R."~[-Kämllfl'T b{'w~~rn sich in solch~n G.·· 
bi,·ten frr i uod seall,'n den Bauern ~gdm~ßige 

(wöchrntlidl<' odrr monatlichr) Bt"Suche ab. 
Si<" ,alang"n "incn Beilug in Form \on f..rtig 
zubn<' it("t,'n und /oder g,· lrockn,·t,n L .. bens· 
mittt:ln (G,·trcidl" od<'T ~lthl). lIuhnnn und 
Zicg<.n. \idkicht auch Kkidung. ein Radio 
od, randere Bnitzttim<T. Zur Bdri.·digung ih­
rer s,'xudltn Bedürfni s:;<.· wrlang,'n sie nach 
Lust und Laun,' ,' in jung,'s Mädch,·n od~ r .. inl" 
\rrht"irat \" te Frau. 
In "in Transport drr ,'rprl'ßtl'n 1'Oahrungsmit· 
td und and, Tl'n Ding'· nfordl"Tlich,.o wird dit­
ßnölkr rung 'or Ort gczwung,·n, als Tr~g"r zu 
di .. n~n (offenbar "<'Tfugt du R:\'~l nirg"ndwo 
in ~ I osambik üb,. r m'·ehanisch,· Transportmit· 
t<'l). Doch dk ~lärsche sind mdst \on kurur 
DaU<' r ( c h~r Stundl"n als Tage I. 
Im allg.· m~inen I;.ßt m~n die Trager nach llau­
St· zurtic!;hhren. wenn sie ih ... · Aufgabe <' rfülle 
haben. Di,· Marsch,· sind kurl und nicht so han 
wi.:- j",,,,. di~ ;n atHlt- rtn Arten \'On G,'bid,·n 
durchg,.führt wnd,n: Btricht<" daß di.· Tnig<"1 
gt'Sehla~n wad<"!" bildl'n , ha ,'ine Ausnah· 
m<:-. \\' l'ig,'rt si~h die Famili.-, die Ford,' rung<,n 
zu ,rfulkn. Laufe si, Cd:ohr, mit dichn 
Stöcken oder Ctw<'hrkolb,·n zusamm,·ng("· 
sehbg,'n zu w,·rd , n. 
Aus Fluchtlingsbf'riehtr n geht hl"T"or, daß man 
der r inhdmisch .. n n,·\·ölkrrung r in t Flucht 
aus dem C"bitt nicht nJaubt. Doch d;" Bda· 
Stung,·n, die ihr aufnlegt ",erd,'n . sind nicht so 
t'Tdrückend wk dk, d{'n~n dito B,·\·ölk.:rung 
and('f("r C,·bi<,!<" ;' Usg'·'CIZI "ird. E. scheint 
Politik dt"S Rl'\~l 7.U vin. Abgab"n uod Miß· 
brdUlh ~uf \"in ~ l aß zu b'-gn' nz rn. das di r 8,'· 
·~ölknuog noch d,,,·o r zuri.t(; kschn,cl;. ~n laßt, 
di.· Gdahr,'n, ökonomisch<" n Ri,ihn und 
sozial\" Entwurz,.]ung, di,· ,·im· Fluche bdnhal· 
I("n würde, auf Jich zu ,1< hm,'n. 
Dk bmordung l irHS Zi\"i li5lrn durch d,·n 
R:>"~l ist in solch~n G~bict<· n rh"r di ,· Au!· 

nahme als die R,·gel :\'icht~d<"Stow,'mger gibt 
es Berichte übn Angriff .. \'on RN"~I·Kil.mpfem 
auf Personen, di .. ub<'r Ding,· ,",'rfügen. dnen 
lkrkunft si .. , in d,·n Köpf~n di.·s(" r Kdmpfn. 
mit d<:-n Regi,'rung.streilkril. ft .. n in Verbin· 
dung bring,·n. I)<'r lksitz neurr Kkider, dnn 
Radios, irgend,·im's Kkidungsstückn aus 
Armc,'bcs eand~n "k rin GUrtd oder eine 
Müt l<' - vielleichI dueh schon ,' in Sad Salz ­
könncn An!aß genug für Folter und F.rmur­
dung sein. Doch zu solchen Vorf:ilkn scheint 
es nur sporadisch zu kommen. ( ... ) 
Dic Beziehung zwischen dem RN~I und der 
Ik"ölk,·rung b<'schränkt sich offenbar ~u,· 

schließlich ~uf da.lkrauiillressc- n \"()Il Rnsour· 
c,'n, und zwar 51l'\s mie G .. wah. ohnc irgend· 
,,"dche Erklärungen. ohn,' Nachsicht. w<"nn 
sich j,·mand w<"i~,· rt. und ohne j .. d",,·de G,·g~n · 

kistungen. 

2. Kontrollierte Gebiete 

Etwa ,· in Funfed dn brfrdgtcn Flu~ht!iog, RaQ 
an, in G,bkl <" n gekbt ~u hab,n, di e Unl\"1 dir 
maßgeb .. nd,"" Kontroll" \on RN~I-K<impf,rn 
standen. Einig .. di~ s<·r Flüchtling, h.ltt,' n ,;.-]' 
~Ionate dort R,·wohnt. andere vidl' j ~hrc . Ein, 
b .. tr.ichtlich~ Z:ohl ,·on ihn<'n schildr r l<" delail· 
liert, wie di,'S<· Cd,ict .. H·""dllrt w,'rd,·n. 
Aus d,n Ikrichun d<r F!ü,ht!ing'· g,·ht h,·"or. 
daß es Z\\'t'i llauptgrul'p'·n zi\"iler Ik\"ölk, rung 
gibt. di<" in di,'S< n Gr bit-ten 1 .. 1><11: di,· ,· ing,·· 
bor .. n,· B,·\"Ölk prung. Juf I'ormginisch als 
.. n.lIur.tks" ba,·ielmet, und ~knschnl. di ~ aus 
and<"f~n G.,bic!<'n ,'ntfuhrt wurdr n und di, 
unfr.-iwillig in dito kontr",lli .. rtcn Co bi r t, 
kam",!. N"ach AU<;Sdg, d,'r Fluchtling,· 5ind b,'i· 
d,· di"5l·r Bn·olkerunllsgrupp,'n G..rallg~n~ . 
Die ~h'nsch,· n ",rden g("g~n ihrtn \\'ilkn fes t­
g<'lldhen, und l"S Ist ihn<,n verb"tcn zu ver· 
such"lI, das Ccbi<:e w \',·rlasvn. 
j ,·dcs dieser ,·on den Flüchtling, ,, g,·schildcr· 
trn kontrolliat ,'n G<'bitte schkn ,·in !'\"~dS 

and,'n·s Organi<.uionssystem ~u hab"n. All· 
gemtin laßt sich aufgrund ihr<r S.richt,· kll· 
halt<,lI, daß "in kontrolliatl"l C,·bit·t mdu in 
drei l 'nt"rkJtcgorit-n untl"Ttdl t lu srin 
sch.int: 1\ ) Stut1.pullkt,· fur KäOlpfu: ß) Land· 



jie Regel 
wirtschaftliche Geb;"(~; Cl Abhal'lgig.· Go'bk· 
t ~. 

A) SlUupul1k l~ rur K:'mpffr 
Nach drn Schildrrungrn gibt \"5 zwei A.tln \01"1 
Stunpunlt .. n rur KJmpkr: sol<:h<', d; .. in n· 
Slrr Lmir st.ndig durt lt-bcndrn Klimpfc'm \,<>r· 
brh.dlrn sind, und 5Olch~, in den.-n sich haupt· 
.... chlich Kampf, r aufhalt"n, di<' sich auf dtm 
Durchmarsch dur.;h dn ethin bdinrlrn und 
dOS ir~nd\>'rlchrn Grund~n "orub,·rg.-hrnd 
dort sl~lionial iind. 
Bddr G,bi.'lr ...... rd,-n im !(T0ß.n und g.LIllun 
~uf dir gldcllr Art und Wl'iJ.<' \ern'altrl. SI< 
w,nkn ,on auu(.hlkßlich au~ mannlich.'" C,-, 
fangTn"1l b,·urh.'nd.'m Paso"al VHiOTgt, d.u 
sich um :\'ahrung, Wassa, \\' ischr" und Sau· 
b<-rm;tch~n und ander<' Dknsll .. islung,'n zu 
kilmmcrn haI. 
Frau .. n wndrn bd Brdarf aus andrrn. G,"g, n­
d.'n du kontrollku('ß Gebir!! h,·rbdgt"· 
sch.lffl. ( ... ) 
,\1,1$ Mn B,-richten g~ht hn .. 'or, d~6 di<' mei_ 
sten di~s.:r :' I :mn~r durch Zwangsr~krutinunl< 
zum Milil l",di<nst g<'zwungt'n wurden. ( ... ) 

8 ) Landwirhehaftlkh~Geb~le 
An z..-dl<'r 51dk u~hrn auf Dauer landwirl­
schaftlich gn'ul"'''' I.anden-i,-n. 1L'-:;\ I ·F~m ... n 
od ... Plantagcll \'on b.·triichtlich<m ,\ u~maß. 
Dir Arb(itrrlnnrn auf dksen Farm<'n ~i nd G .. -
fang~ll<', di~ na,h cinrm ft'strn Z"itplan arbd· 
I.'n, und z"ar fur gt'wöhnJieh $~chs Tal(" in d'-r 
\\oche "on ",org~ns bis abmds.. Si .. ziehen 
Irainen /IOutzen aus dieS('r land,,~rtschaftl;'.:ht n 
Produkllon. 51'- werden bd d,r Arbeit streng 
I,Ib,rw.lcht, und körp.-rlich~ Zuchligung 111 

Form 'on Schlagtn wird .. ingnltZI, um di,'· 
j.-.,ig,'n zur Arb";l anl.utrrib,n, di .. un .. rlaubt 
d m- PauS(' mach,-n otkr sich wrig, rn w('i,,-r­
zu~rb,'itrn. I)i~ ;ulx-itrnd<:" B"\-Qlknung I1l di,· 
I,n G,-binen §Ol! sich haupts~chlich ~us alh" 
r,-n Kmdern bdderlri GnchJcehu JQW'" ,'r· 
waeh'''''''n Männrrn und Frau .. n ,,-krull<' rl'll. 
N,-bfn ihrn Aru"il in der Produktion wird 
dkJt Altt·l'5gt"Uppr auch als Trilg.-r ringrsrlzt. 
Im Unterschied zu den Tragrrn in drn auga­
~npnichligen Grbirlen, (b.urrn die Marsch ... 
die di"$< Tr .. gnzu machrn hau .. n, meisllangn 
_ hin und zurück m~nchmal eine Woche und 
mehr. ( ... ) 

In "Iunehmendem :' IJßc "ird den Tragern auf 
diesen :'Ian;<;hen Nahrunll 'erweIgert. und sIe 
dunen nur Irinken. ,,-~nn sIe an emem Bach 
,0r~lkommen. E'lUge bcr'lhlen. d .. ß Jie nichl 
ofl Irinken durfen, da d,cR' PauR'n \on man· 
lhen zur Fluchl genutzt werden. I)ie Laslen 
smd loChwer. da~ MarloC htempo hoch. D,e 
Trager wmsporlieren Nahrungsmillel zu den 
größeren Stulzpunk len: F!eIS~h "on wildleben­
den Tieren "Iuriick tu den SliJlzpunklen in 
ihren je"eiligen "kontrollierten Gebielen". 
Sie Ir~nsporlieren auch \\'Jffen. Munilion so­
"ie i't' .. ehschub und Ausnmung 'on mihlJri· 
$t.hcn Einheilcn. wenn die>C uber große Enlfer· 
nun~n zwischen Pr()\1nzen 'erlegl "er· 
den. ( ... ) 
Oie Flochllinge. die ab Tr~~er einge~1Z1 ,,-... 
ren, berichten uberemSlimmend. daß duf die­
~n l.,.ango;m .. rsch~n .. uBerst strenge Di~"Iiplin 
herl"Kht. Wer meht Sehnll halten kann, wer 
ohne Genehmigung eIne RaJl einkgl, die Lo~1 
abselzl oder sich "cigul "eiterzugehen, wird 
ublichel"\,eise brulal tU$ammen·. manchmal 
SOj;ar IOlgeschla1(ell. Ouer die 1I .. lfle dcrjcni· 
Ken. die als TrageT elllgesetzl w .. ren ..... j.!len aus, 
sie hallcn mil eigenen Augen 1(cschcn, WIe 
TrJRcr IOI~schlagcn oder .. 1,1' den oben ge­
schildenen Grundcn e~ckutleTl wnrden '\eien. 
Wenn die Gd .. ngtnen nr~hl .. I. Tr .. ger cinge' 
settt "erden - und die!iC." Zl'll , .. riieTl.je na ... h· 
dem, ob sie Voll"l~II' oder Teil"leitlTJgcr Slnd ­
"erden sie fur Ilewohnli<.h auf die R:-'::'I·ko n· 
trolIie rten Feldcr zu .... cl.l;eschlCkl. In emiRen 
Gebieten, die ni ... hl Iß großen R:-':~I · k onlrol­

lierten Feldern or)(aniJlert ,ind. iSI es den Ge· 
rangenen erl .. ubl. elgenn Land tU besitzen, 
dut;h wird ihnen cin großer Teil der E.rnle 
..bgeprcßI. :\'ur ein ~eringer Anleil wird ihnen 
und ihrer bmilie lum überleben lIelassen. 
Eine "eilere .·\uf,l(abc der jungen ~ I.dchcn und 
er"dchscß<:n Frauen Ix-suht dMin. dIe sc"uel· 
len Bedurfnissc: der Kampfe r tu hdriedigen. 
Aus Berichten .-on FI ..... hllin,l(cn ,l(ehl he .... or. 
d~ß ,-on diesen F",uen \erlangl wird. sich 
~Cll uel!en Forderungen "IU beugen. d.h. skh 
haufig und fort" .. hrend Hrlle"Jhil;en l .. s­
sen. ( ... ) Junge Mad<;hen und trJuen. die lieh 
welgem. werden brutal geioChl.l:en. E,ne wlche 
Be'lrafung kann auch den Ehemann oder 
V .. ter du Frau b"l". desM .. d~hens trcffen, die 
,ich <';ur Wehr setzen. AUl.h Exekulionen wer· 
den u. U. al.. Bnlmfung ,orJo;enommrn. 

C) Abhangigc c.,bicl~ 
I)ie drille l·nlcrk .. le"ori,· inncrh .• lb dn kon· 
trollierlen Gebielc bilden die JbhJnlli~en c.,. 
biele. Don leben die .lheren Men\Chen. die 
keine anderen. ~nslrenJtendel'tn Auf,;:aben 
mehr ü~rnchmen konnen. und kleine Kinder. 
:-':;o.<;h den St:hilderungcn dtr Fl ..... hthng~ ob­
liegl offenbar den .. Ileren Frduen dic Be!rcu' 
un,l( der kleinen Kinder, " .. hn·nd die .illeren 
M .. nner d~fo.ir zUllandig smd. Il .. ~h.lroh Zu 
sammeln und lI~u ser tur d'e K~mpfer zu 
uaucll. ( ... ) 
ü ber leben \"on Gdangenrn in kontrollierten 
Gt:biclen 
Die Gcf~ngenen werden für ihre Arbr;t weder 
mil Geld noch in N~tur~hen enllohnl. Slall· 
dessen ist es den Fcltilrbeilulnncn 1I:<'slallel, 
in ihrer Frei"lel l :\',lhrung.millel fur si ... h selbsl 
~nl.ubJuen. Ihre .• Fr.,iteil" beSIeht aus einem 
Tag in der Woche, drnn wahrend der dnderen 
sc:chs T ~ge arbeilen sie \orn flUhen Morgen bis 
~ur Dunkelhdt dUr den Fcldl'rn, und die Voll· 
~ei\lr.iller hdbell besondere I~nl(e. zermurbtnd(' 
Arbeitszeiten. 
Wo Leule nach dem ~hern;ui'cII S~stel1! -
dem mit hot!<'n Al,g:lhrn hde1(ten indi> idud­
Icn Pmdoktionss)'.tem - ... beilen. scheinl die 
Dorrc die BelaSlu ng nOlh lu erhnhen. In Ge· 
genden .... 0 i't'~hrun,ltSmill'" b",onders knallP 
sind (und diese si",t ni<;hl unerheblilh), sam­
",.-lt der gcf~ngene "rbeller auf eigenl' Ini· 
ti~li,e ... ild ,,~~hsende Pilze. SI.iller und 

Beeren, um tU uberlcben. Einil;e Ftu~hl"nge 
berichteten. d .. ß selbst dItose XJhrunll;<mlllel 
\on d,'r 1I.:-':~I,VCT,,~ltum; konfiuicn "ur· 
den. ( ... ) 
Dlejeßlgen HJ,hllinl(e. die ~h Tral:er ein,;:c­
' <-\l.[ ..-dren. beridUeten. d~ß ihnen lunch· 
mend untel>J~1 "urde. wahrend der :'I .. r$t.he 
el" .. s tU es,en. S,e behauplelen. einiR(' sclen 
,l(e'lUrben. ,,"eil ihnen l'ahrunR 'erweigcrl wur· 
de. Oie Rl'M-\\' .. chen und Polizislen. die dlr.c 
Tr .. nSllUrtkolunnen Ix-waehen. essen regel· 
maßill: und sollen. '0 erklaren einige, Feld· 
ku ... hen milfiJhren. ~:inige Trailer lermutelen. 
d .. . I:.ssen und Trinken sei Ilmen 'erbOIen wor· 
den. d~mil .ie I.U leh,,~eh ,,-~n·n. um emen 
flul.hl.ehu (-h tU "~ICC'l. 
Kbr ... heinl Indes tU .... m. daß - ,,,e "n~urei· 
chcnd dIe :-;.hrunll,mitlehersorgunll au<;h sc", 

m"l( der ube'" iegende Teil der produ~lcflCn 
Lrbemmilll'l fur den IL"\;~I und scine K""'pfer 
,er..-endel "Inl. \\'enn :-':~hrunl:'millel k .... pp 
,ind. n\t'n tlie\(' immer I.Ul·rst. On :-;~hrunjl;I· 
cnl/.ulI:, '<ln dem dlt' FIU\.hllinl:c bni~hlcn. 
erklarl offenkundi~ die mi<er .. blc kÖrperli<.hc 
Ve·rLI""un,l( dcr ~Ianner. Frauen und Kind~r. 
die tu lJu~en(kn n,llkl und ermlli~h untcr· 
ern~hrt In .\" Ildndem .. nkommen. 
Sicherhe il und Clx-r"achungin kontrollierten 
Gebielen 
( ... )Im I.mumlhc·rten Gdllel hai der RX\J 
nach .\u~R'· der Flu,hllin~e. di .. in dic~n 
Gebi,·ten j!Clrbl h .. bcll und ~paler enlko,"m~n 
~.nd - eIn crfekli,es Si ... hcrhcits- und Clx-r· 
"d,hunjl;'s~ SI,'m Juf~cbaul. 
";,·rn'lu,,1. de~ S\ ,Iem~ ~ind d;,' .. m~jub~" odel 
"mujlbJ" .t:en .. nnlen R:-':~I·Po!iti<len. :-':~,h 

.-\u)l.llte der t ludl\lin~e la"en .i('h dicse '" 
lln'; KJtegonen einleikn: 
a) ehrm.lliltr SI"uenin\reiber und k leine 
Beamle. leih,ei ... · ~I s "rrgulos" bezeichnet. dIr 
fruher mll der pOTlugie~i .... hen Koloni .. hc .... ,al· 
lunll zu~, .. n'"eng(·Mbeilel hJIU'n und lu ... h 1'.(­
langunI( dcr t.:n .. bhdn~i~kcil ,un Portugal 'on 
der ~rrlimu-lI.l·JClfrun'l: enll .. sscn worden "' ... 
rell. wwic eine kll'ine z...hl \on fruheten Frcti· 
n" .. ~hlg"edern. die SI<.h 'on der t-rrlrmu .Ibge­
"andllubrn; 
b) Grr.",~nc. die ''''Tl RX:'I.t:e~wun~en "',,. 
den. d,eu- ~-unkl ion ~u uhernehmen. (),Coe Ge· 
falljl;CIICn I.onncn dnef"'ih rlurch Ik"rdfunl: 
,l(di'1(il: gcm .• ~ht ",·rdell. sollle·tl .i,· sid, diner 
Aufjl;abe I('r" .. igt·'" oder ~ie n;c-hl l"ffekti. er· 
rullen, Jndcrc~eih du,-dl ~in j(l'\\W;CI M .. ß "n 
be.-ortugter Ih·h .. ndlun~. Au, dcn IhmH"lsen 
der Fludulinl:l' ~hl her",r. dJß d;c~: Poli­
tislen m der RC,l(d eh ... mit Sehneid',,·rl.· 
teU,l(en t i\.l ~lhl·tc". i\.Ie ~ern. lI .. jon.:Itrn, 
""Ien) .. Is mil !khuß" .. ffl·n JU<I:Cru~ll'l ~md. 

I···) 
Fluchl\er<ulhe .,1,1, emen! l.ontru lhellel1 G," 
b'''1 "erdrn h .. ufiR ,lIs Kdpil .. hnbrn-h,·n bc· 
h.lntlcll. ( ... )1), •. ~Iehn.thl der Fludillin,ltc ... hc 
111 eInem kunlrnlllcrlrn Gebict leiHen. ul'ri, h· 
Irn. d~1l ~il' selbsl g<:!\Chen haben. "ie GdJIl' 
lIenc. die hei Cllll'm t'Ju.;hl'Crsuch !:ebßI wur· 
den. hart be'tr~fl oder sogJr geIniet wurden. 
Gdingl es .l:.tn~elnen. lalsachlich ~u nieht·n. '0 
"erden u.V. die zurut.kgelassenen Ehcfrduen 
un,! Kmder .. 1s Vergeltung e,"ekUllerl. Flu,hl' 
Iin~ berichlen. d~ß die RX~I·lknk~r di,' Be· 
Slr.ofun ,"'C'n 1111 JUgcmeinen .. 11 ~bSl.hrnl.endes 
Beispiel cinS('ILen. um Ander<' ,on .. inl·r 
flulht ab"luh .. heIL (.~) 
1:::$ $t.he"'l ,km II.:\~I """nig Schwi<'TiRkeiten ~u 
b.:reilell. Personen. die ermordel wurden, an 
Hunger st .. rben. tU ~<.h,,~~ h ~ur Arbeil o,kr 
!{dl ohen SInd. zu c"e["Icn. Die Hauptquelle 
Ill'u,'r GcfJnll('ner .ind offenh;lt I:::ntfuhrun· 
)l;en. ( ... ) 
Dn L'nlculhied ""ischen "komrollierten" 
Gehil·trn und .. ~b\i:'lhcnp[Jichli)l;en" Gebieten 
hestehl d .. nn. d .Iß die Bnöll.erung IInwungcn 
,,-ird. 111 starkercm :'IJfk Arhell~kr~fl und /IO.lh 
nJng~millcl LUr V<:rfugung LU slellrn. D,e 
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Flüchtlinge beschreiben dieses Maß an Ausbeu­
tung als unerträglich. Und die miserable kör­
perliche Verfassung derjenigen, die entkom· 
men und in Sicherheit gelangen konnten, ist 
der lebende Beweis für diese Behauptung. Wie 
in den "abgabenpflichtigcn" Gebieten, scheim 
auch hier diese Ausbeutung die einzige Bezie­
hung zwischen dem RNM und den Gefangenen 
zu sein. Es gab keinerlei Hinweise darauf, daß 
der RNM sich mit Schutzmaßnahmen, Ent· 
lohnung, Unte rstü twng in Fonn von Natura· 
lien, Verwaltung (außer Sicherheits· und Ober· 
wachungsmaßnahmen), Sozialteistungen, 
malerieller Hilfe oder irgendeiner anderen 
Form revanchiert. ( ... ) 

3. Zur Zerstörung vorgesehe ne Gebiete 

Gebiete, die niCht als "abgabenpOichtige" 
oder "kontrollierte" Gebiete ausgewiesen 
sind, falle n u.U. unter eine dritte Kategorie, 
die man als zur Zerstörung vorgesehene Ge­
biete bezeichnen könnte. Zu solchen Gebieten 
gehören oft "Dörfer" von 400dermehr Fami­
lien, die in einem kleinen Weiler leben - aber 
manchmal zählen dazu auch Dörfer mit meh· 
rerenhundert Familien. 
Als "Siedlungen" bezeichnete Dörfer, "or al­
km jt~, die \'on der mosambikanischen R. e­
gierung für aus Nachbarländern zUrUckgo:kthr­
te Fliichtlinge errichtet wurdtn, scheinen in 
einigen Fällen bevol7.ugte Ziele zu scin. Ganze 
geographische Regionen können als "Zerstö­
rungszone" vorgtsehen sein, manchmal wer­
den aber auch nur die größeren Dörfer inner­
halb solcher Zonen als zu zerstörende Zide 
ausgewählt. ( ... ) 
Der Zcrstörungspro:teß kann bis zu drei Phasen 
durchlaufen. Zunäch" scheim man in einigen 
Dörfern, die 7.erstÖrt werden sollen, sorgfältig 
Infonnationen ~u sammc:ln. Diese Informatio­
nen werden nach AUlS3.ge der Flüchtlinge 
durch Besuche von RNM·Kämpfern bei Bau­
ern vor On auf ihren Feldern beschafft - oder 
durch die Entführung ~on ein oder :<wei Dorf· 
bewohnerinneIl, die einem Verhör unterzogen 
werden und manchmal nicht ins Dorf zurück· 
kommen. Die Fragen beziehen sich auf die 
Stellungen ~on Regierungssoldaten undloder 
Mili~en im Dorf - sofern überhaupt welche da 
sind; die Art ihrer Bewaffnung, die Identität 
der zivilen Regierungsbeamten _ die Iden tität 
des DorfvoT$tehers, des Sekretärs und anderer 
prominenter Einwoh~r lnnen - und die Lage 
ihrer Wohnungen; die Idemität ,'on Personen, 
die übe r wertvolle Besitztümer - wie neue 
Kleider, ein Radio usw. verfUgen; und die Ge­
wohnheiten der BewohnerInnen. 
Dann kann, je nach Gebiet, ein "politischer'" 
Besuch \'on RNM· K1impfern folgen (gelegent­
lich fallt diese zweite Phase mi t der Angriffs· 
phase zusammen). Während dieser Phase drin­
g<:n RNM·Kämpfer u.U. direkt in die Häuser 
von Regierungsbeamten - wie dem Dorfvor· 
steher und Sekretär - ein, nehmen sie und 
manchmal auch ihre F rauen, Kinder und viel· 
leicht auch Verwandte, d ie sich in der Woh· 
nungaufhalten, gefangen. 
Flüchtlinge berichten, daß solche Personen in 
der Regel exekutiert werden, in einigen Fällen, 
nachdem zuvor alle Dorfbewohnerlnnen zu­
sammengerufen worden sind. um de r Exeku· 
tion beizuwohnen. Ein Flüchtling berichtete, 
eine Gruppe VOll Beamten, ihre Frauen und 
Kinder seien bei lebendigem Leib in ihren Häu' 
sem "erbfallnt worden, nachdem der Ehemann 
durch einen Axthieb ausgeschaltet worden 
war. Die Dorbewohnerlnnen waren gezwun­

.gen worden zuzusehen. ( ... ) 
Die dritte Phase fUr zur Zcrnörung vorge· 
sehene Dörfe r und Gebiete besteht im eigent· 
lichen militärischen Angriff. Solche Angriffe 
finden nach übereinstimmenden Angaben 

mein in den frühen Morgeß5tunden statt, uno 
mittelbar vor oder nach Tagesanbruch. In eini· 
gen Fällen scheint die Angreifergruppe in ei· 
'nem ausgewählten Gebiet von Dorf zu Dorf 
gezogeIl zu sein und in jedem die gleiche 
Operalion durchgeführt zu haben. Die An· 
griffe wurden anscheinend auf die gleiche An 
und Weise vorbereitet und durchgeführt, 
gleichgültig ob das Dorf ~on Regierungssolda­
ten oder Mili:.:en ~erteid igt wurde oder nicht. 
(Zivilisllnnen !:tuilzen im allgemeinen keine 
Schußwaffen).) Sind keine Regie rungssolda· 
ten oder Milizen anwesend, erfolgt der Angriff 
also auf unbewaffnete Zivilisl innen. 
In den meisten der kkinen Dörfer gibt es nach 
Aun age der FlUchtli~ eine Handvoll von 
Regierungssoldaten oder Milizen, die von den 
zahlenmäßig überlegenen Angreifern oft rasch 
überwäl tigt und entweder gelötet oder bald 
nach Beginn des Angriffs gezwungen werden 
~u niehen. Größere Dörfer verfügen manchmal 
über stärkere Kräfte zu ihrer Verteidigung, und 
dort wird längerer, manchmal auch erfolg­
reicher Widerstand geleistet. (.n) 
Nach Aussage der Flüchtlinge zielen die Regie­
rungssoldalen bei der Verteidigung der Dörfer 
auf die Angreifer, während die Rt"\M·Soldalen 
wahllos in die Dörfer schießen. Den FlUchtlin­
gen fiel in einigen Fällen auf, daß sich die 
angreifende Truppe in drei Abteilungen auf· 
gespalten hatte: eine Whrt den militärischen 
Angriff durch; eine zweite dringt in Häuser ein 
und nimmt wertvolle Dinge - haup tsächlich 
Kleidung, Radios, Lebemmittel, T öpfe und 
andere~ - mil; eine dritte geht mit brennen­
dem Snoh durch die geplünderten Häuser und 
zünd<:1 sie an. 
Es gibt mehrere Berichle, aus denen hervor· 
geht, daß Schulen und Krankenhäuser bevor­
zugte Ziele der Zerstörung sind. J)ie Zerstö' 
rung des Dorfes als lcbcmfahigc Einheit 
scheim das l-laup tziel solcher Angriffe zu 
sein. ( ... ) 
Diese Angriffsan verursacht mehrere Typen 
von Opfern unter der Zivilbevölkerung. Wie 
gewöhnlich bei der Gucrillakriegfuhrung, ster· 
ben einige Zivilisteninnen im Kreuzfeuer der 
gegnerischen Kräfte, obwohl dies nach Anga· 
ben der Flüchtlinge nur eine Minderheit der 
Todesfälles veru rsacht. Eine größere Zahl von 
Zivilistinnen wurde nach den Berichten bei 
diesen Angriffen und in anderen Zusammen­
hängen Opfer von absichtlichen Todesschüssen 
und Hinrich tungen, von Axthieben, Messer­
und Bajonetlstichen, wurden lebendig ver­
brannt, ertränkt und erstickt oder kam durch 
audere Mordarun ums Leben, bei denen es 
keinen bedeutenden Widerstand oder Verteidi· 
gunggibt. ( ... ) 
((Quelle: Summary of Mo:tambican Refugee 
Accounts of Pri ncip~lly Conflict-Rciated 
Expcrience in Mozambique, Washington, April 
1988 (memeo.), S. 15-32) 
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Südafrika 

Ialn Galbralth 

Stand und Wirkung von Sanktionen 

~una wovon $Ollen Oie kle<rl8n Schwarlen lellen, wenn ICh mll dem Furte", aulhöre!? 

Zwar behält die Ma.ximalfordcrung der weitweiten Anti-Aparthcid-Bcwe­
gung nach umfassenden und bindenden Sanktionen gegen den Apartheid­
staat weiterhin Gültigkeit. Gleichzeitig dürfen aber die Wirkungen bis­
heriger Teilmaßnahmen nicht unterschätzt werden. Umgeke hrt, aus einer 
Untersuchung der Auswirkungen bisheriger Maßnahmen auf die süd­
afrikanische Wirtschaft kann die Maximalforderung der ßewegungdurch­
aus an überzeugungskraft gewinnen . Die im folgenden ßeitragaufgeführ­
leo Daten basieren - falls nicht anders angegeben - auf Forschungsergeb­
nissen der britischen Anti-Apartheid-Bewegung. 1 

In der öffentlichen Debatte der letzten 
J ahre über die Effektivität von Sanktio­
nen entstand oft der Eindruck, daß 
Sanktionen höchstens eine Sache der Zu­
kunft seien. Ihre Wirkungen auf die Ge­
sdlsehaftsstruktur in Sudafrika sden 
noch nicht abzusehen. So konnten Ein­
wände leicht an Boden gewinnen, wie sie 
von denjenigen Kräften in Wirtschaft 
und Poli tik, die vom Fortbes tand der 
Apartheid profitieren, sowohl innerhalb 
wie auch außerhalb Südafrikas fabriziert 
werden. 
Diese Gegenargumente sind uns hinrei­
chend bekannt: Sanktionen wiirden ge­
gen einen wirtschaftlich so starken Staat 
wie Südafrika keine Wirkung haben; 
Sanktionen würden die Lage der Schwar­
zen nur \'erschlechtern; Sanktionen 
würden in der BRD Arbeitslosigkeit her· 
vorrufen; Sanktionen würden die Front· 
staaten am härtesten treffen usw. Solche 
Einwände sollen vor allem der Ab­
schreckung dienen . 
Sie haben zunächst gemeinsam, daß sie 
von einem hypothetischen Zuku nfts­
szenario ausgehen, in welchem eventuell 

zu praktizierende wirtschaftliche Maß­
nahmen gegen das Regime in l'retoria 
negative Folgen haben könnten. Und 
zwar träfe dies nicht ftir die Apartheid 
selbst. sondern entweder rur die 
BRD·Bevölkerung oder für die Mehrheit 
der Menschen im Südlichen Afrika zu. 
Demzufolge dürften Argumente, die von 
einem positiven Beitrag von San ktionen 
sprechen, ebenso bloß spekulativen 
Charakter haben: Mangds Beweisen 
schien also die Debatte häufig - zumi n­
dest was ihr Bild in den bürgerlichen 
Medien der BRD betrifft - eine Kon­
frontation der Hypothesen zu sein. in 
der Tat trifft dies auch rur die Argumen­
te der .-ürsprecher von Sankt ionen oft zu 
(wodurch sie keineswegs an Korrektheit 
einbüßen mußten!). 
Das Plädoyer rur Sanktionen steilt die 
wirtschaftliche und militärische Ver­
flechtung mit den imperialistischen 
Ländern dar und leitet daraus die Not· 
wendigkeit von Sankt ionen ab. Dieser 
logische Schritt ist rur die meisten Apart­
heid·Gegner auch einsichtig. Er hal f aber 
oft dann nicht, als es darauf ankam, einer 

lIon den Medien und herrschenden Poli­
tikern geschürten und damit in der BRD 
noch weitverbreiteten Skepsis entgegen­
zutreten. 

Seitdem es jedoch in den letzten 30 
Monaten infolge einer zunehmenden 
Ächtung der Apartheid seitens der inler­
nationalen Gemeinschaft sowohl zu 
Sanktionen verschiedener Art und ver­
schiedener Wirkung wie auch zu anderen 
nicht zu unterschätzenden Maßnahmen 
gekommen i~t, wird die Auseinanderset­
zung um die EffektiviÜi.t von Sanktionen 
sich zunehmend auf der konkreten Basis 
schon erreichter Wirkungen stützen und 
sich damit auf ein qualitativ höheres 
Niveau begeben können. 
Als Problem der bisherigen Debatte kam 
außerdem hinzu: Apartheid·Gegner 
können ein ßeispiel rur die positive, d_h. 
im Sinne der Träger oder auch Förderer 
effektive Wirkung von umfassenden un d 
bindenden Sanktionen in der neueren 
Geschichte vergeblich suchen. I\ueh 
wenn Sanktionen Ländern wie der So· 
wjetunion, Kuba oder Nicaragua erheb­
liche Schwierigkeiten bis hin zu dem 
Hervorrufen von Krisenerscheinungen 
bereiteten, kann von einem Erfolg im 
Sinne der Träger keine Rede sein. 

In den Fällen, in denen umfassende 
Sanktionen bisher praktiziert wurden, 
handelte es sich um Versuche , schon be­
gonnene StTukwl"veränderungen einer 
Gesellschaft zu unte rbinden_ Aus wirt· 
schaftlichen sowie militärstrategischen 
Erwägu ngen wurden hiermit verschie· 
dene Millel (liandclsembargo, Kredit­
stopp, militärische Intervention ) ange· 
wendet, um den Drang nach wirtschaft· 
lieh er und pOlitischer Unabhängigkeit ei­
nes Volkes zu brechen. Diese Form \'on 
Sanktionen waren und sind also ein 
direkter Eingriff in den Sdbstbefreiungs­
prozeß eines Volkes gegen seine (auch 
ehemaligen ) Unterdrücker. 

Die Einmaligkeit der Forderung nach 
Sanktionen gegen das Apartheidregime 
beruht hingegen darauf, daß die Kräfte 
der Befreiu ng Sanktionen als eine von 
mehreren Waffen in ihrem eigenen Be­
freiungskampf verstehen, d.h, als Teil 
ihrer Gesamtstratcgic. Diese Forderung 
entspringt bekanntlich folgender Er­
kenntnis: Ohne die Unterstützung der 
imperialistischen Länder (in der Haupt­
sache Großbrit~nnien, USA und die 
BRD) könnte das ApanheidSYSlem nicht 
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funktionieren bzw. überleben. Umge· 
kehn, ohne Apartheid als erfolgreiche 
(sie ist es nicht mehr - daherderzuneh­
mende Investition5abbau ) gesells<:haft­
lidle Verwaltungsstruktur ist Südafrika 
für ihre deneitigen Investoren von er­
heblich geringerem In teresse. 
Wenn wir also Sanktionen als Teil einer 
Gesamtstrategie begreifen, spre<:hen wir 
nichl nur von wirts<:haftlichen oder poli­
tischen Verne<:htungen als solchen, son­
dern \"on allen Beziehungen zwis<:hen 
Südafrika und anderen Ländern unter 
vorrangiger Berucksi<:htigung der Abhän­
gigkeit des Apanheidregimes von diesen 
Beziehungen. Denn das Ziel der Befrei­
ungsbewegung in Südafrika is t nicht et­
wa die Zers törung der südafrikanischen 
Wirts<:haft, sondern der vollkommene 
Ersatz der bestehenden Ordnung durch 
eine bessere, gerechtere Ordnung. Nur 
im Zusammenhang mit diesem Ziel 
haben Sanktionen rur die Befreiungs­
bewegung ihren Sinn, und zwar darin, 
daß sie zu der S<:hwächung der bestehen­
den Ordnung beitragen . 

11 11
" I YcV! , a1 

Die südafrikanische Wirtschaft ist struk­
turell unfahig, die Wirkungen wirtschaft­
licher Sanktionen zu überwinden. Ge­
schichtlich gesehen, hat sich Südafrika 
auf ausländisches Kapital verlassen, um 
seine wirtschaftliche Expansion und in­
frastrukturelle Entwicklung zu finanzie­
ren. Zwischen 1961 und 1970 machten . 
ausländische Investitionen 22,8% der 
Gesamtinvest ition in Südafrika aus. 2 

Ausländische Direktinvestitionen haben 
sich während der 70er j ahre (besonders 
nach dem Soweto-Aufstand von 1976) 
verlangsamt, wurden jedoch durch indi­
rekte Investitionen, d.h. durch Kredite 
bzw. Schulden auf dem internationalen 
Kapitalmarkt, ersetzt. Der Anteil der 
Auslandsschulden am Bruttoinlands­
produkt Südafrikas stieg von 6,4% 1980 
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auf 27,1% 1984. 3) Bis 1985 belief sich 
die Vers<:huldung auf 24 Mrd $. Damit 
kam sie auf die neunte Stelle in der inter­
nationalen Verschuldungsliga. 80% die­
ser S<:hulden wurden gegenüber Banken 
in nur vier Ländern gemacht: USA, 
Großbritannien, BRDund S<:hweiz. 
Die inländische Kapitalakkumulation in 
Südafrika genügt nicht, um die riesigen 
Investitionsbedürfnisse des Bergbaus, 
der sOnstigen materiellen Produktion 
und der diese Industrien unterstützen­
den Infrastruktur zu decken. Die hohen 
Gewinne (Stichwort: billige Arbeits­
kraft) dagegen wirkten rur ausländische 
InvestOren anziehend. 
Zur Zeit ist Großbritannien größter 
Kreditgeber Südafrikas. Ca. 40% aller 
ausländischen Investitionen kommen 
von dort. Es folgen die USA mit ca. 25%, 
die BRD mit ca. 10% und die Schweiz 
mit ca. 5% (Stand: Oktober 1987). 
Die umfangreichen Handelsbeziehungen 
Südafrikas deuten ebenfalls darauf hin, 
daß die wirtschaftliche Entwicklung des 
Landes vom Ausland abhängt. 80% des 

Gesamthandels Südafrikas wird mit fUnf 
EG-Staaten (BRD, Großbritannien, Nie­
der lande, Italien und Frankreich) sowie 
den USA, japan und der Schweiz abge­
wickelt. 

Während der Handel mit Südafrika rur 
diese Länder kaum ins Gewicht fallt, ist 
rur den Apartheidstaat das Gegenteil der 
Fall. Dies kann an fo lgenden Zahlen ver­
deutlicht werden: Während der Anleil 
Südafrikas an den Exporten bzw. lmpor­
ten der BRD 1985 knapp 1% bzw. 0,7% 
betrug, machten die enfsprechenden 
Zahlen fUr den Handel Südafrikas im 
Zeitraum 1976-82 12,6% bzw. 20% 
aus. 4 

Im Warensektor machte 1985 die Aus­
fuhr von Gold 44% aller Exponein­
künfte aus. Kohleexporte betrugen wei-

tere 10%, andere Mineralien 20% und 
Fertigprodukte 9%. Importe bestanden 
hauptsächlich aus Maschinen und elek­
tronischen Geräten (43%, davon 27%au5 
der BRDSj, anderen Gütern (23%) sowie 
01- und Rüstungsimporten (ca. 25%). 
Südafrika kann man daher aufgrund sei­
ner Produktions- und Handeisstruktur 
und des besonderen Charak ters seines 
Investitonsbedarfs als neuindustrialisier­
ten Staat einstufen, d.h. als Land, das 
immer noch im InduSlrialisierungspro­
leB begriffen ist. Es exportiert Roh­
stoffe in die Industriestaaten und impor­
tiert Fertigprodukte, vor allem Maschi­
nen und Hi-Tech, wie auch Kapitallei­
stungen, wofUr es noch keine ausrekhen­
de e igene Kapazität besitz!. Aus diesem 
Grund ist Südafrika durch Sanktionen 
erheblich verwundbarer als andere afri­
kanische Staaten mit weniger entwickel­
ten Wirtschaftsstrukturen. 
Ernsthafte wirtschaftliche Maßnahmen 
seitens der wichtigsten Handelspartner 
bestehen erst seit etwa 30 Monaten. 
Beim Gipfeltreffen der Commonwealth­
Länder im Oktober 1985 wurden Maß· 
nahmen vereinbart gegen den Import des 
Krügerrand, gegen Direktkredite an die 
südafrikanische Regierung, gegen die 
"-inanzierung von Handelsaufträgen, ge­
gen den Export von Computerteehnolo­
gie, die von den Sicherheits-bzw. Streit­
kräften benutZ! werden könnte, sowie 
von nuklearer Technologie und 01. 1986 
wurde ein Nachtrag beschlossen (Groß· 
britannien ausgenommen), der die Maß­
nahmen auf die Bereiche des Flugver. 
kehrs, der Neuinvestitionen, der Agmr-, 
Uran-, Kohlen·, Eisen- und Stahlimporte 
erweiterte. Im Nachtrag wurden auch 
Maßnahmen gegen Doppelbesteuerungs­
abkommen, gegen den Tourismus, gegen 
Bankkredite an und Regierungsvenräge 
mit südafrikanischen Firmen vorge­
sehen. 
Während der fo lgenden drei Monate wur· 
den weitere Maßnahmen von den USA, 
den EG-Ländern, j apan und den skandi· 
navischen Ländem ergriffen. Tm Septem­
ber 1986 beschloß der EG-Ministerrat 
Maßnahmen gegen den Import von Gold­
münzen und gegen einige Kategorien des 
Eisen- und Stahlimports. 
Im Oktober 1986 wurde in den USA der 
"Comprehensive Anti-Apartheid Act" 
gegen das Veto von Präsident Reagan 
verabschiedet. Dieses Gesetz ging weiter 
als alle bisherigen Sanktionsmaßnah­
men. Es verhängte ein Verbot über alle 
Neuinvestitionen, einschließlich aller 
Kredite an die privaten und öffentlichen 
Wirtschaftssektoren Südafrikas, und ein 
Verbot aller Kohlen-, Eisen·, Stahl-, 
Agrar-, Textilien- und Uranimporte so­
wie des I-'lugverkehrs. japan verhängte 
Sanktionen gegen Eisen· und Stahl­
importe und stellte keine neuen Visen an 
südafrikan isehe Touristen aus. Die nor-



disehen länder, e':inschließlich Däne':­
mark, verhängte':n umfassende Ilandels· 
und Investitionssanktionen. 
Die unten aufgefUhrten Daten konzen· 
trieren sich auf einige': wenige, aber wich· 
tige Teilaspekte. Zunächst dürfen die': 
Rahmenbedingungen rur die Wirkung 
bisher verhängter Sanktionen nicht ver· 
gessen werden: 
Erstens ist es viel zu friih, um über "ef­
fektive Sanktionen" zu sprechen, da kei· 
ner der wichtigsten Handelspartner 
Südafrikas ein umfasst'ndes Pakt't \'on 
Sanktionen verhängt hat. 
Zweitens werden die Maßnahmen, die 
bisher beschlossen wurden, nicht global 
praktiziert. Deshalb kann Südafrika auf 
andere Märkte auS\'.·eichen. 
Drittens erlebte die Wirtschaft einen 
zyklischen Aufschwung, seitdem diese 
Sanktionen verhängt wurden. Dieser hat 
zwar zu einer Einschränkung, nicht aber 
zu einer Neutralisierungder Wirkung der 
bisher verhängten Sanktionen geführt. 
Viertens hat sich in dieser Zeit der Gold­
preis auf dem internationalen Markt dra­
matisch erhöht (40-50% der Exportein· 
künfte kommen vom Goldhandel). 
Fünftens müßte außerdem - um ein ein­
st'itiges Bild lU vermeiden - eine Ana­
lyse der verfUgbaren Daten auf die Dia­
lektik Sanktionen/Befreiungskampf tie· 
fer eingehen, als dies hier getan wird. In 
dem Maße, wie der Befreiungskampf in· 
tt'nsiviert wird, erhöhen sich auch die': 
Kosten für das Apartheidregime, die 
damit gleichleitigdie Wirkung von Sank· 
tionen verstärken. 
Rüstungsembargo und Olembargo: Die 
erste und bisher einzige international 
bindende Sanktionsmaßnahme gegen 
Südafrika ist das Rüstungsembargo, das 
1977 vom UN-Sicherheitsrat verhängt 
wurde. Die UNO hat immer wieder ein 
Olembargo gleicher Art angeurebt. Ein 
Rohölembargo wurde 1973 von der Or· 
ganisation Erdölexportierender Länder 
(OP EC) beschlossen. Dieses Embargo 
wurde inzwischen von allen wichtigen 
ölproduzierenden ländern unteTleich­
net. Großbritannien stimmte diesem 
Embargo allerdings nur unter der Bedin­
gung zu, daß es eigene Richtlinien rur die 
freiwillige Anwendung des Beschlusses 
aufstellen dürfe. 
Die Antwort der südafrikanischen Regie­
rung auf die Rüstungs- und Olembargos 
besteht aus einer Kombination "on Ge· 
genmaßnahmen, um das Embargo lU 
unterlaufen, und der Suche nach alter­
naliven Import quellen. Mehr als 350 
Verstöße gegen das Rüstungsembargo 
sind für den Zeitraum 1977·85 bekannt­
geworden. 6 Diese Gegenmaßnahmen 
jedoch haben zur Folge, daß enorme 
Summen entweder auf dem rur Südafrika 
tendenziell schrumpfenden Kapital· 
markt gesucht oder aus anderen Wirt­
schaftsbereichen umgeleitet werden 
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müssen. 
Zum Beispiel benötigte der Aufbau des 
staatlichen Rüstungsunternehmens 
ARMSCOR riesige staatliche Subventio­
nen. Heute lählt Armscor zu den drei 
größten Konzernen des Landes mit ei­
nem Personalbedarf von his lU 33.000 
Beschäftigten. ARMSCOR ist heute in 
der Lage, eigene Rüstungsgüter begrenzt 
lU produliereri, obwohl Südafrika 
immer noch lU einem großen Teil auf 
ausländische Technologie und Ersatz· 
teile angewiesen ist. 
Diese Maßnahmen kommen dem Apart· 
heidstaat besonders teuer zu stehen. Der 
größte Teil der Rüstungsgiiter wird iiber 

Bereits verhän gte 
Sanktio nen kö nn en nur un ter 

ho hem Kostenaufwan d 
umgangen werden 

Schmuggeloperationen gewonnen. Für 
Waffen und andere Militärgiiter, die über 
diesen illegalen Weg importiert werden. 
muß Pre toria natürlich erheblich mehr 
als die normalen Marktpreise lahlen. So· 
mit werden die Kosten der Ausrüstung 
der südafrikanischen Streitkräfte dra· 
stisch erhöht. 
Heute steigl':n die Rüstungskosten 
schneller als die Inflationsrate. Die Haus· 
hahssumme für ne':ue Rüstungsgüter sinkt 
jedoch jährlich, da sich die Kosten der 
militärischen Operationen in den Front­
staaten, in Namibia und in den Town­
ships ständig erhöhen. Während die Ge· 
samtausgaben im Haushalt 1987 um 
12,9% auf 52,6 Mrd Rand stiegen, er· 
höhten sich die Ausgaben für Verteidi· 
gung um 22%auf 812 ~1rd Rand (ca. 15% 
der Ausgaben insgesamt). 7 
Ähnliche Reaktionen hat das Olembargo 
hen'orgt'rufen. In den 70er J ahren wurde 
Südafrika gelWU ngen, die sehr teuren 
SASOL-Anlagen zu bauen. Hier wird mit 
erheblichem Kostenaufwand 01 aus 
Kohle gewonnen. Nach etwa 10Jahren 
deckt das Land aber auf diese Weise nur 
30% seines eigenen Olbedarfs. 
Der Restbe':darf muß über illegale Wege 
befriedigt werden normalerweise 
durch "Mittelsmänner", die flirden Ver­
stoß gegen Sanktionen enorme Summen 
verlangen. 1980 l.B. bekam die Olfinna 
Shell 200 Mio Sallein rur solche Zwecke 
heimlich ausgezahlt. 
Diese Beispiele zeigen, daß das Apart­
heidregime solche Embargos umgehen 
kann - genauso wie dies immer wieder 
von Sanktionsgegnern behauptet wird. 
Es ist aber gleichleitig ersichtlich, daß 
auch dit'se Sanktionen zu einer 
Schwächung des Regimesgefiihrt haben. 
Am 16. Män: d.J. bestätigte dies auch auf 
unerwartete Weise der südafrikanische 
Finanzminister Bare': nd du Plessis \'or 
dem Parlament: "Unsere Wirtschaft ist 
durch eine Vielzahl von politisch moti-

vie':rten und international gesteuerten 
Einschränkungen gelähmt."a Zusätzlich 
zur jährlichen Olrechnung von etwa 3 
Mrd S muß Südafrikajährlich 2,3 Mrd S 
bezahlen, um die direkten und indirek­
ten Folgen des Olembargos w bewälti· 
gen .9 

Die Entwick lung der Importe aus Süd· 
afrika widt'rspiegelt die Wirkungen von 
Boykottmaßnahmen und Sanktionen. 
Der Wert der britischen Importe ging in 
den ersten sieben Monaten des Jahres 
1987 um 20% gegenüber der gleichen 
Periode 1986 zurück. Im ersten Quartal 
1987 nahmen US-amerikanische Im­
porte aus Südafrika um 48% und japani· 
sche um 10%ab. 
Die EG-länder importierten nur 4% 
weniger in diesem Zeitraum. Diesen ge· 
ringen Rückgang kann man z.T. darauf 
zurückführen, daß die BRD in dieser Zeit 
31 % mehr importierte. 
Ingesamt verursachen Exporteinbußen 
und \'erteue':rte Importt' jährlich Kosten 
für Südafrika in Höhevon 4 Mrd $.10 
Gold: Die Tatsache, daß die südafrikani· 
sche Wirtschaft trotZ dieser Rückgänge 
weiterhin einen Handelsbilanlüberschuß 
aufweist (er ging von 7.2 Mrd Rand 1986 
auf 6,4 ~Ird Rand 1987 zuriick ll ), hängt 
mit dem Boom auf dem Goldmark! zu­
sammen. Nach Angaben des Südafrikani­
schen Zollamtes stieg der Wert der Ex­
porte \'on 19 ,6 Mrd Rand in der ersten 
Hälfte von 1986 auf 14,9 Mrd Rand für 
den gleichen Zeitraum 1987. 
Zwischen 1986 und September 1987 er· 
höhte sich allerdings der Durchschnitts­
preis von Gold von 368 Sauf 459 $, also 
um 25%. Es sei nochmals daran erinnert, 
daß 40-50% der Exporteinkünfte aus 
dem Goldhandel stammen. 
Sanktionen gegen Goldimporte aus 
Südafrika würden eine':n strategisch wich· 
tigen Schlag gegen das Apartheidregime 
bedeuten. Bisherigt' Sanktionen in die­
sem Bereich beschränken sich auf den 
Import \'on Goldmimzen. Einnahmen 
aus dem Goldexport - wie auch aus dem 
gesamten Bergbau sektor leigen jedoch 
ftir 1987 e in deutliches Absinken gegen­
über den erhofften Ziffern um etwa 500 
Mio Rand an. 12 

Kohle: Nach Gold ist Kohle das zweit­
wichtigste Exportprodukt Südafrikas. 
1986 machte die Kohlecinfuhr 10% aller 
Exporteinkünfte aus (2,7 Mrd 0;"1). Der 
Anteil der EG-Länder betrug 198556%. 
Im September 1986 erreichte der EG· 
Ministerrat über Sanktionen gegen 
Kohleimporte keine übereinstimmung. 
Einseitige Sanktionen seitens der USA, 
der Commonwealth-Länder (außer 
Großbritannien und Hongkong) und der 
anderen nordischen länder trugen zu ei· 
nem Rückgang der südafrikanischen 
KohleexpoTte von ea. 40% bei (von 3.2 
Mrrl Rand 1986 auf 1,9 Mrd Rand 
1987).13 Wenn die EG-länder gemein-
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sam San ktionen in diesem Bereich ver­
hängten . würde d ies die Einfuhr vo n 
lebe n sno twendigen Devisen nach Süd­
afrika erh eblich e insch ränken. 
Textilien : Zwischen \98\ und 198 5 h at 
s ieh d er Export von süd afrik anisch en 
Text il ien verd reifach t . Obwohl keine 
Sanktio n en gegen den Import von Tex­
tilien verhängt wu rden, gingen d ie b riti­
schen Importe sei t 1984 aufgrund von 
,.People ' s Sanctio ns" (Volkssanktio­
ne n )14 um etwa 5 0%zuriick. 

Disinves tmen t : Ober 120 transnat ionale 
Ko n zerne haben e in " Disinvestmen t" in 
d en le tzten 24 Mo n at en durchgeführ t. 
Nach einer S tudie des Internat ionalen 
Hundes Freier Gewerkschaften vom Mai 
d.J . haben \ 88 Firmen (darunt er 134 
US-Unt ernehmcn und kein bundesdeut­
sches) ihre gesch ;iftlichen Beziehungen 
w Südafrik a abgebroch en . 1.26 7 Un t er­
nehme n aus 20 westlich en S ta aten h al· 
ten sie weiterhin au fTech!.l!> Der Wert 
amerika nischer Inves ti tionen gillg von 
2 .4 Mrd S 1982 auf \, 3 Mrd S 19 86. also 
um et wa 50% z urüc k. l !> Heute dürfte er 
\:twa I i'. l rd S bet ragen. 55 br iti sche Un­
ternehmen zogen sich zwisch en \ 985 
und Sep tember \ 987 wriick . Weitere 19 
bauten ihre Invest it ionen im seihen Zeit­
raum wei tgehend ab. 

Obwo hl die Konsequenzen dieser En l­
wick lung nich t überschä tz t werd en soll­
ten . kommt eine neu erschien en e S tudie 

tibe r d ie Auswirkun gen von Inves titions· 
ab b au auf die südafri kan isch e Gesell · 
schaft z u folgenden Sch lußfolgerungen: 
Invest itionsabbau hat zur Folge , d aß die 
Za hl der Konzerne, d ie e in Interesse an 
d er Be kämpfung vo n Sanktio n sford e· 
rungen h aben , erh eblich reduziert w ird. 
De r Abzug auslä ndisch er Kon u rne trägt 
weiterh in zur massiven un d \'on Süd ­

a frik a empfind lich reg istr ierten Kapital· 
fl uch t bei. Die Geschäftsmoral w ird un­
terminiert, d er Strom der ausgebilde te n 
Kräf te, die das La n d verlassen , n im m t 
zu . Der Ab bruch von Beziehungen m it 
ausländisch en Ko nzernen trägt zum 
Techllo logieverfall i~ Südafr ik a bei. 17 

Das o ben Darges tellt e belegt , daß bere i ts 
jetz t Sanktion en zu einer Schwächung 
d es Ap artheidregimes b eit ragen. Bish er 
verhängt e San kt ionen haben jed och eine 
äu ßers t besch ränkte Wirku ng u n d rei­
chen keineswegs aus . u m den Weg für die 
Abschaffu ng der Apartheid zu bah nen . 
Glo b al prak tizierte Sanktio n en gegell 
d en ImpOrl von Go ld. Kohle und a nde­
ren r-.lin er alien. gege n neu e Kredi te u nd 
Umsch u ldungsp rakti ken zugunsten 
Südafrik as u nd gegen den T ech nologie­
transfer jed er Art (COCO~I-Lis t e) 

würden eine Schlüsselrolle b ei d er n ach­
haltigen Veränderung d er Kräf teverh ält ­
nisse in Südafrika sp ie len . 
Fast alle Organ isationen der sch warzen 
Meh rheit - ob d iese nun vorra ngig p oli-
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Marltn Schuck 

Südafrlka-KongreB der IG-Metall 
"Der Beginn eines langen Bündnisses" 

Im ~Iai dJ. veröffentlichte die IG Metall zu· 
!iammen mit dem Slidafrika' Rat dei Inte rnatio' 
nalen Metallgewerkschaftsbunde$ (1MB) ihre 
"Mindeststandards !Ur Arbeitsbeziehungen 
und Arbeit~konflik tc in südafrikanischcn 
Tochtergesellschaften deut,cher Unterneh· 
mer". 
Wenn man hiu Mindestforderungen iln die lfl 

Südafrika ansässigen bundesrleutschcn Unter· 
nehmen himiehtlieh des Verhallens bei Ar­
beitskämpfen der schwanen Gewerkschaften 
stellte, so war man sich bei der IG Metall 
dambcr im klaren, daß die ta tsächliche Durch· 
fuhrung dieser l\.Iindestanforderungen nur in 
enger Zusammenarbeit zwischen den ~fetall· 
gewerkschaften beider Länder verwirklicht 
werden kann. Deshalb lud die IG Metall für den 
12. und 13. Mai dJ. zu einem entcn Südafrika­
·Kongreß nach Frankfurt ein. 
[m Kongreß·Hotei "Arabella" in Frankfurt­
Niederrad saßen sich etwa 20 bundesdeutsche 
Gewerkschaft~funktionärl' und Betriebsräte 
von Metallunternehmen mit Niederlassungen 
in Südafrika (Siemens, Oaim!er-Ilenz. VW 
usw.) und ebenso viele schw«,J;c Ge .... erk­
sehaftler aus Südafrika gegenüber. Daneben 
gab Ci eine hochkarätige Referentenliste, de· 
ren Jeder einzelne Vertreter ein Hochstmaß an 
Information gewährleisten konnte. 

Genau darum ging es namlich: Man wollte 
keine Masst:nveranstahung, sondern im klei· 
nen Krei ~ sollten Informationen ausgetausdll 
werden, die den einzelnen Teilnehmern - alle­
samt Multiplikatoren in ihrem Betrieb - Anrl" 
gungen für die eigene innerbetriebliche Weiter· 
arbeit geben konnten. 
In einem ersten inhaltlichen ßlock gab es zwei 
Referate über die rechtliche Situation der ge' 
.... erkschaftlichen Arbeit in Südafrika. Es Spr;t· 

ehen Des East (Präsident des n.1ij und des 
Südafrikarates) zum Thema "Gcwerk!ichaft· 
liehe Arbeit in Südafrika - Möglichkeiten und 
Gren'~en" undJohn Brand (Rcchtsbeuter der 
südafrikanischen Gewerkschaften und Experte 
der UN·Arbeitsorganisat ion ILO) über "Apart­
heid und grundlegende Arb<:imehmerrechte in 
Südafrika". Im z .... citCfl Block ging es dann 
mehr um ein Aufzeigen aktueller Konflikte 
und Kämpfe der Gewerk>chaften mit dem 
Apanheidregime. So etwa sprachen Halton 
Cheadlc (Rechtsberater der si1dafrik:J.nischen 
Ge ..... erksehaften) ilber "Neuere Angriffe der 
südafrikanischen Regierung gegen die Ge ..... erk­
sch~ften " und anschließend Jolm Gumomo 
(Arbeiter bei VW-Sudafrika und Vizepräsident 
de r Metallarbeitergewerkschaft NL'MSA) über 
"Bedeutende Konflikte in der MetaUindustrie 
seit der Wiehan·Konferenz nIß 1979~. llicr 
war im Programm Daniel Duke. der Präsident 
der NU~ISA, vorgesehen. aber er hatte keinen 
Paß zur Ausreise bekommen. 
Diese mehr informali"e Runde des Donners­
tags (I 2. Mai) .... urde abgesehloss;en durch ein 
Referat von Peter :-"llchalzik, dem fruheren 
Spezial.1ltach':e a.1I der bundeSlkutschcn BOI ' 
ichaft in Südafrika, uber da~ Thema "Deutsche 
L'nternehmen und ihr Verhalten bei .... rbeits · 
konflikten". Gerade dieJ(1 Beitrag machte 
deutlich. daß die bundesrleutschell Unterneh­
men ihre Moglichkeiten. die sie real haben, um 
sowohl ..... irtsehaftlich"'" ~Is «lieh politischen 
Druck auf das Regime aUSZuüben, in keiner 

WeiJ( nutZen. Im Gegenteil - sie produzieren 
deshalb in SudafTlka, ",eil sie reale Vorteile aus 
der Aparthdd·GeiiClZgebulig herausschlagen 
können. 
Stand der Donnerstag ganz im Zeichen der 
Information. so war am Freitag (13. Mai) die 
Diskussion angesagt. Ausreichenden Stoff bot 
allein $chon das Referat von Johan Trotskie, 
dem Präsidentcn des I ndu~trial Council fur die 
Elektroindustrie in Südafrika. Als Siemens· 
Manager schilderte er die Arbeitsbezidmngen 
aus der Sicht der Unternehmerseite. 

Obwohl er _ aus verständlichen Gründen -
~on allen Referelllen den schwersten Stand 
halle und die härtesten Widerspruche provo­
zierte, war er das Salz in der Suppe des Kon· 
gresses. Ohne ihn - und das war die einhellige 
Meinung aller (auch und gerade de r schwarzen) 
Teilnehmer - häue dem Koogreß etwas Ent· 
scheidendes gefehlt. Wurde doch hier in aller 
Offenheit und Schonungslo!iigkeit von einem 
weißen sildafrikanischen Topmanager zum 
Au!idruck gebracht, daß er selbst lieber heute 
als morgen das .... partheidsystem uberwunden 
.sehen würde, daß aber anderer$Ciu \'on Ihm 
und seinen Kollegen keine Schritte in diese 
Richtung Zu erwancll seien. 

Die Unternehmer in Südafrika, so unzufrieden 
sie im einzelnen auch sein mögen, agieren auf 
dem Boden der Aparthcid-Gesetzgebung. Und 
sie ..... erden allenfalls in diesem Rahmen fur 
innerbetrieb liche Reformen eintTl:ten: aller­
dings auch dies nur insoweit. als sie damit ih~n 
Verpflichtungen als Manager des Betriebes 
nicht zuwiderhandeln. 
Als konkTl:ten Vorschlag zur Verbesserung der 
gewerkschaftlichen Arbeit im Betrieb regte er 
Weiterbildungsprogramme für schwarze Ge· 
werk schahsfunktionäre an (etwa fünf Tage im 
Jahr) und wollte diese in einer möglichen Zu· 
sammenarbeit der Ge ..... erkschaften mit einer 
Hochschule garantiert sehen. Konkret könnte 
eine solche Zusammenarbeit dazu führen, ein 



Mindeslohnmaß fest:tustellen, das am Lebe.\!· 
standard orientiert :lCin soUte. 
Diesem Vorschlag widen;prach der Vorsitzen· 
de des Gesamtbetriebsrates der Siemens·AG, 
Mosh4mmer, indem er d.arauf hinwies, daß die 
Mindestlohndiskussion, also die Verwissen· 
schaftlichung der Lohnbewegung, für die Ar· 
heitgeber immer dann interessant ist, wenn sie 
eine «:ale Machlverschiebung befürchten 
müssen. In Südafrika würde diese Diskussion 
genau seit dem Zeitpunkt geführt, da sich 
schwarze Gewerkschaften etabliert h~tlen. 

Niemand kam auf d.ie Idee, daruber:tu reden, 
als die Unternehmer den Schwarzen noch 
Hungerlöhne zahlen konnten, ohne mit nen· 
nenswertem \riderstand rechnen:tu mus sen. 
Im Laufe der Diskussion stellte Trotlkie eine 
Frage, die ich als für seine Position tYP,sch 
erachte: Ob sieh denn die IG Metall auch in 
gleichem Maße wie in Südafrika etwa in Polen 
engagieren wurde oder in den Staaten der Drit· 
len Welt, wo doch auch unabhängige Gewerk· 
schaften in ihrer Arbeit behinden würden? 
Hier wurde der Versuch gemacht, das von der 
IG·Metall als exemplarisch aufgefaßte Problem 
der gewerkschaftlichen Arbeit im Apartheid· 
staat (Behinderung der gewerkschaftlichen 
Arbeit als Beispiel rur die Politik des Apart· 
heidstaates uberhaupt) auf die allgemeine 
Ebene zu ,·erlegen. So richtig es sein mag, daß 
die Behinderung gewerkschaftlicher Arbeit ein 
Problem fau alle r Staaten (auch der BRD!) ist, 
$0 vordergrundig irreführend ist der Versuch. 
diese Diskussion auf andere Länder ausw· 
dehnen. 
Das Interesse der IG Met .. 11 besteht in erster 
Linie darin, Solidarität zu üben mit den 
Schwarzen in Südafrika. Daß dies auf dem 
Gebiet gewerkschaftlicher Solidarität ge· 
schieht, liegt im Charakter der IG Metall als 
Ge .. erkschaft begnlndet. Andere Organisatio· 
nen haben andere e:<emplarische Felder, die 
ihrem Wesen mehr ennprechen (:t.B. die Kir· 
ehen). Troukie ging es let~tendlich - bewußt 
oder unbewußt - genau darum, dem e.~empla· 
Tischen Problem der Behinderung gewcrk· 
schaftlicher Arbeit ab Beispiel fUr die gesamte 
Politik konzeption des ApartheidHaates diesen 
Charakter des E:<emplarisehen:tu nehmen. 
Als Ergebnis soll so aus einem e:<emplarischen 
Probkmaufr;o eine allgemeine Probleman· 
zeige wcrd"n, die zugespit:tt so ausgedruckl 

werden kann: Es geht nicllt mehr darum, wie 
sich in der Politik gegenuber den Ge .... erkschaf· 
ten beispielhaft die ~kchani.lmen der Apart· 
heid insgesamt darstellen, sondern vielmehr 
wird jetzt ge:teigt, was der Apartheiduaat mit 
fast allen anderen Staaten der ..... elt gemeinsam 
hat, nämlich daß es Konflikte zwischen Unter· 
nehmern und Gewerkschaften gibt, die der 
Staat mit Hilfe einer repressiven Gcwerk· 
schaftspolitik zugunsten der Unternehmcr ent· 
scheiden will. 
Einen ""eiteren Hohepunkt des Kongresses bil· 
dete das Referat des Sprecheh der SPD·Frak· 
!ion rur SUdafrika·Fragen. Gunter Verheugen. 
Er kritisierte scharf die gegenw!irtige Sud· 
afrika· Politik der Bunde.regierung, "or allem 
die ~ orlführung des sog. "kritischen Dialogs". 
Dieser - so Verheugen - sei deshalb unsinnig, 
weil er mit der Einsicht der weißen lInter· 
drucker rechne, aber die letzten J ahre hätten 
geuigt, daß gerade dies un«:alistisch sei. 
Ge:t ielte Wirtseh .. ftssanktion"n dagegen hat· 
ten die Funktion, den Weißen zu zeigen, daß 
sie auf keine nennenswerte Unterstüt:tung 
aufkrhalb Sudafrikas rechnen könnten. 

Dabei betonte er, Sanktionen ~eien keine 
Strafmaßnahmen, $Ondem ein politisches In· 
~trument :tur Beeinflussungder Willensbildung 
in einem anderen Staa\. Ah mogliche erste 
Schritte der Bundesregierung unterhalb der 
Grenze allgemeiner Sanktionen nann te er da­
bei die Reduzierung des diplomatischen Ver· 
kehrs bis hin zum Abbau des BotSchafts]Xrso· 
nals, die Einfuhnmg einer Visapflicht (""enn 
Südafrika eine selektive Ausreisepraxis ver· 
trin, warum $Oll dann die Bundesrepoblik 
jeden südafrikanischen Ges.;hilftsmann ohne 
Visum einreisen lassen? ), das EinstdIen des 
Luft\erkehrs, die Anwendung dt r Cocom· 
Liste auf Südafrika sowie Finan:tsanktion~n. 
In seiner Sch!oßrede begnmdete Franz Stein· 
kuhler, der erste Vorsitzende der IG·Mctall. die 
Bedeutung de~ Kongresses damit, daß ,,"5 kei· 
ne laboristiscbe Verengung, sondern ein sub· 
stantieUer Beiuag wr Cberwjndun~ der Aparl' 
heid (sei), wtnn wir die Ret~tigungsmöglich· 
keiten der schwanen Arbeiter und Arbeiter· 
innen und ihrer Gewerkschaften in den Mittel· 
punkt unserer eigenen gewerkschaftlichen Be· 
mühungen steUen". Besonde«: Bedeutung 
käme der gewerkschaftlichen Arbeit auch 
noch zusätzlich dadurch zu, daß "die "Ge· 
werkschaften Sud afrikas zur Zeil die einzigen 
demokratischen ~Ia.ssenorganisationen (seien), 
denen - wenn auch eingc~hränkl - die Mög­
lichkeit legaler Arbeit geblieben ist". 
Der Südafrika·Kongreß der IG Metall "ar nach 
dem Verständnis de r dort anwtsenden Ge· 
werkschaftler ein "Anfang einer lange ren 1.iel· 
gerichteten Zusammenarbtit" (Steinkuhler). 
Komakte wurden geknüpft, Informationen 
ausgetauscht und erste politische Optionen 
formuliert. 
"Man wird davon au~gcLu:n müssen, daß das 
Aparthcidsysttm noch lang\" forte:<istieren 
wird", war die wenig ermutiJ,.'Cnde Progno~c 
von Gunter Verbeugen. Sollte diese zutreHen, 
so bleibt nur zu hoffen, daß der JG Metall .. ur 
dem langen Weg :turn Ziel nicht die Luft aus· 
geht, und daß die Arbeit auch Fruchte tragen 
wird. 
Vor allem aber muß es gdingcn, d;" aof der 
Funktionärseben .. g."knüpften Kontakte inner· 
halb der innerbetrieblichen Arbeit weiler· 
zutreiben, damit die fast schon prophctisch 
klingendtn Worte F ... nz Steinkuhlerli nicht 
irgcndwann doch ins Leere verhallen: "Diese 
Tagung soll der Beginn eineslangcn "u"dnisses 
sein, das erst dann enden wird, wenn es sein 
Zic! erreicht hat."' (Steinkühler) 

tisch, gewerkschaftlich oder kirchlich 

orientiert sind - verlangen umfassende 

und bindende Sanktionen. Diese Fordt· 

rung wurde auch eindeutig vom 

COSATU·Kongreß im Juli 1987 bekräf. 

tigt. 

Der Zeitfaktor ist aber hier besonders 

wichtig, denn Sanktionen in ihrem ge· 

genwärtigen Umfang haben den gewal. 

tigen :-1achteil, daß sie die Regierung in 
Preloria zu einer i\lodernisierung des 

Apanhcidsystems drängen. "San ktioncn 
dienen doch einem Zweck, da sie uns zur 

völligen Aus5chöpfung unserer Res· 
sourcen zwingen. "18 

Der Aparth eid·Krieg in Namibia kostet 

die Regierung etwa I i\lrd Sjährlich. Die 
Rüstungskostcn erhöhten sich zwischen 

1975 und 1985 um 800%. Eine Studie 

eines Professors aus Kapstadt zeigte, daß 
die dcrzeitigen Kost en d er Erhaltung d cr 

Apartheid etwa 66 ~1rd Rand jährlich 

betragen. 

In dem .\laße wie der Widerstand in Süd· 

afrika und Namibia wächst, nimmt auch 

die Abhängigkeit Südafrikas gegenüber 

seinen Kreditgebern und Handelspart. 

nern im Ausland zu. Insofern steigt auch 

die Wirkung jeder f orm von Sanktionen 

immer relativ zu der "'lacht der Wid<:r· 

standsbtwcgung einerseits, und zu d er 

Intensität der kostspieligen Unter· 

dTÜckungsmaßnahmen andererseits. Ge· 

fangen in dieser Spirale schaufelt das 

Apartheidregime sein eigenes Grab. 
Der Umfang und die Zielrichtung von 

Sanktionen beeinflussen die Dauer die· 

ses Prozesses. Je geringer die Sanktionen. 
umso höher werden die Opfer des sud· 

afrikanischen Volkes sein. 
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15) Vgl. Bericht von Präsident Reagan über 
die Auswirkungen des "Compr~hensi~e 
Anti'Apartheid Act" 

16) Vgl. Frankfuner Rundschau, 30.5.1988 
(7) Vgl. Ami·Apartheid Movement, The 

South African Disconnection - an eu· 
mination of British company withdrawals 
from 1986·1988, London 1988 

18) Aussage des südafrikanischen Finan~mini· 
sters du Plessis ~om 16.3.1988 
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Christen gegen Apartheid-Südafrika (IV) 

Appell südafrikanischer 
Kirchenführer an Bonn und die EG 
Ende Mai d.]. besuchte eine südafrikani sche Kirchendelegation die Bun­
desrepublik, um die Bonner Regierung, di e bei den Kirchen, die SPD und 
den DGß über den aktuellen Ausnahmezustand in ihrem Land zu infor­
mieren und diese für verstärkten Druck auf das Apartheidregime zu 
gewinnen. Der Delegation gchörten u.a. Allan Boesak, Präsiden t des 
\\Ieltbundes Reformierter Kirchen und Vorstand des Kagi so Trust, Frank 
Ch ikane . Generalsekretär des Südafrikanischen Kirchenrats (SACe), und 
Denis Hurley, Erzbischof von Durban und vormals Vo rsitzender der 
katholi schen Bischofskonferenz, an. Sie überreichten Bundeskanzler Hel· 
mut Kohl und der Europäischen Gemeinschaft eine geme insame Erklä­
rung der Katholischen Bischofsko nferenz, des SACC und des Kagiso 
Trust, in welcher sie ein stärkeres Eng-dgement Europas zugunsten der 
unterdrückten Mehrheit Südafrikas anmahnen und ein zumindest mini­
males Aktionsprogramm für westeuropäische Sanktionen vorschlagen. 

Während der vergangenen zwei Jahre 
haben viele in Europa geglaubt. daß wie­
der Ruhe in Südafrika eingekehrt sei und 
daß die Reformen, mit denen die südllfri­
kanisthe Regierung häufig geprahlt hat, 
grundlegende Veränderungen gebracht 
hätten. 
Die Wirklichkeit sieht jedoch auf tragi­
sche Weise anders aus. Die derzeit heftig 
diskutierte Gesetzesvorlage, die " I'ro­
motion of Orderly Internal Politics Bill", 
muß im Zusammenhang gesehen werden 
mit einer Reihe repressiver Maßnahmen, 
die sich alle gegen jene wenden, die auf 
friedliche und legitimierte Weise gegen 
die Regicrungspolitik oppon ieren: 
- die Restriktionen, die im Februar 18 
Organisationen auferlegt wurden und 
somit einen großen Teil der legalen 
Opposition kriminalisiert haben; 
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- die drohende Gesetzgebung (Labour 
Relations Amendment Bill), mit der die 
Gewerk sch af tsa k tivi täten eingesch rän k t 
werden sollen; 
- die Gesetzgebung, die die Arbeitgeber 
zwingt, Aufgaben der Behörden wahrzu­
nehmen, wie etwa das Einbehalten der 
Mieten bei der Auszahlung von Löhnen 
für die schwarzen Arbeiter. So wird ver­
sucht. den Mietboykott zu brechen und 
die letzten Reste des Protestes des Vol­
kes zu ersticken; 
- zusätzlich zu den bereits bestehenden 
drakon ischen Zensurbestimmungen ge­
gen die I'resse werden durch die Auswei· 
tung ministerieller Befugnisse kritische 
I'resseorgane wie "New i'\ation ·· und 
"South" zum Schweigen gebracht; 
- die Regierung beabsichtigt, den am 
I J. Juni auslaufenden Ausnahmezu-

stand um ein weiteres nunmehr drittes 
Jahr zu verlängern. Dies cnnöglicht u.a. 
die Fortsetzung der Haft für etwa 2.500 
Menschen, von denen 10% Kinder sind. 
Vielen von ihnen droht so das drit te Jahr 
ihrer Inhaftierung: 
- schließlich die "Promotion of Or­
derly Interna! PoHtics Uiu", eine Geset­
zesvorlage, mit der \·ersucht wird, die 
ausländische Finanzierung ftir al!jene zu 
unterbinden, die gegen die Regierung 
opponiere n. Betroffen davon sind auch 
die Kirchen. Dieses Gesetzesvorhaben 
wird auch das Ende bedeuten für das 
"Sonderprogramm für die Opfer der 
Apartheid" der Europäischen Gemein· 
schaft. 
Durch diese Maßnahmen verschließt die 
südafrikanische Regierung die Möglich· 
keiten rur einen fri edlichen Wandel und 
trifft damit zugleich ihre Entscheidung 
für Gewalt und Totalitarismus. 
Vor dem Hintergrund dieser sich drama­
tisch verschlimmernden Situation in 
Südafrika, haben wir uns entschlossen, 
nach Europa zu kommen. 
Wir haben in Südafrika sorgfältig die Ent­
scheidung des Europäischen Minister­
rates von 1985 zur Kenntnisgenommen, 
eine vollständige Abschaffung der Apart­
heid durch eine kombinierte I'olitik posi· 
tiver wie restriktiver Maßnahmen zu be­
fürworten. Wir haben außerdem zur 
Kenntnis genommen, daß Europa die 
Entwicklung in Südafrika aufmerksam 
verfOlgt und härtere restriktive Maßnah· 
men beabsichtigte, sollten sich keine 
nennenswerten Verbesserungen einstel­
len. 
AngesiChts der offensichtlichen Tat­
sache, daß sich ein solcher FOrlsehritt 
nicht eingestellt hat, konnten wir davon 
ausgehen, daß I'.uropa seiner VerpOich­
tung nachkommt und sein Engagement 
weiter ausdehnt. 
Wif sind betroffen u nd alarmiert ange­
sichts des offensichtlich mangelnden 
Engagemen ts in Europa. 
Wir bitten die Zwölf um entschiedene 
~"laßnahmen, um eine erneute Verlänge­
rung des Ausnahmezustands zu verhin­
dern, der weitere Verhaftungen und wei­
tere Unterdrückung bedeuten wird; und 
um die Verabschiedung der "Orderly [n­
ternal Po[itics Bill" und anderer repres­
siver Gesetze zu verh indern. 
Um ein deutliches Signal an die südafri· 



kanische Regierung zu richten, bitten 
wir dringend um die Umsetzung des fol­
genden, längst überfälligen minimalen 
Aktionsprogramms: 
• Erstens schlagen wir im diplomati­
schen Bereich folgendes vor: 
- Die europäischen Vertretungen in 
Südafrika sollen verringert und herabge­
stuft werden; 
- die Visa-Bestimmungen HiT Südafrika­
ner, die Europa besuchen wollen, sollen 
verschärft werden; 
- die Zahl der Angestellten der südafri­
kanischen Botschaften und Konsulate in 
Europa soll deutlich verringert werden; 
• Zweitens sol! der Druck auf den Han­
del, Finanztransfers und die Kommuni­
kationsverbindungen verstärkt werden: 
- Europa soll ein Embargo über den 
Import von Kohle verhängen: 
- Europas Banken sollen daran gehin­
dert werden, südafrikanische Anleihen 
zu verlängern und es soll keine neuen 
Kredite mehr geben; 
- die Direktflüge nach Südafrika sollen 
unterbunden werden: Der südafrikani­
schen luftfahrtgesellschaft sollen die 
Landerechte in Europa entzogen werden 
und europäische Luftlinien sonen veran­
laßt werden, die Nachbarstaaten anzu­
fliegen. 
Wir unterbreiten diese Empfehlungen 
nicht leichten ~ler.lens. Doch wir tun 
dies angesichts der schlimmen Folgen, 
sollte Europa diese - vielleicht letzte -
Gelegenheit nicht nutzen, die: Apartheid 
auf friedlichem Wege w beenden und 
einen Betrag zu leisten zum Entstehen 
eines nichtrassischen und demoJ...ratj­
sehen Südafrika. 
23. Mai 1988 
F nd~ MJ r> d. J. "mol." "ne ' al;<>n". he rau'K.I~t>c:" 
'I'" der • • ,h"I;.ch. " RISChOf_Ku"f .. enl. 

Norbert Völlmecke 

Bankenaktionstag '88 
Erfolgreich wie nie zuvor 
In mehr als 70 Städten der Bundesrepu­
blik und einer Zahl internationaler 
Städte wie zum Beispiel London und 
New Vork beteiligten sich am Banken­
aktionstag "KE IN GELD FüR APART­
HEID", am 27. r..lai 1988 Tausende von 
Apanheidgegnernlnnen an Aktionen 
und Demonstrationen gegen die Stüt­
zung des Apartheidsystems durch bun­
desdeutsche Großbanken. 
Allein in Hamburg nahmen 1.500 ;..-ten­
schen an einer Kundgebung vor den 
Toren der Aktionärsversammlung der 
Dresdner Bank AG, dem Hamburger 
Congress-Zentrum, teil. Der Bankentag, 
der aus Anlaß der Aktionärsversamm­
lung der Dresdner Bank bundesweit be­
gangen wird, war bereits vom Arbeits­
kreis "KEIN GELD FUR APARTHEID" 
mit Sitz in München Monate vorher vor­
bereitet worden. 
Auch in flamburg wurde für drei Monate 
ein Büro eingerichtet, um die lokalen 
Aktionen und die Pressearbeit zu koor­
dinieren. Seit Anfang des Jahres ruhrte 
der Arbeitskreis, verteilt über das ganze 
Bundesgebiet, acht Seminare zum The· 
ma "Banken und Apartheid" durch. 

Am diesjährigen Bankenaktionslag fan­
den in fast jeder mittelgroßen und gro­
ßen Stadt so~ie vielen Gemeinden 
Mahnwachen, Flugblattaktionen, Stra­
ßentheater, Kundgebungen, Demonstra­
tionen, Blockaden und Menschenketten 
vor Filialen statt, um Banken mit der 
Forderung "Kein Geld für Apartheid" zu 
konfrontieren. In München wie auch an 
anderen Orten besuchten kleinere 
DemollStralionsgruppen die betroffenen 
Apartheid-Banken und suchten das 
GespräCh mit Filialleitern, während vor 
derTfu Menschenteppiche Aufmerksam­
keit der Kundinnen erregten. An die 
Bankangenellten wurden Flugblätter 

verteilt, die klarstellen sollten, daß sich 
die Aktionen der Apartheidgegnerinnen 
nicht gegen die Beschäftigten der Ban­
ken, sondern die Geschäftspolitik der 
Vorstände im Südafrika-Geschäft wen­
den. 
In vielen Städten wurden Kontokündi­
gungsaktionen durchgefUhrt, die wie in 
Aaehen sogar durch symbolische 
Sparbuchverbrennungen versinnbild· 
licht oder in Bremen und Frankfurt mit 
überdimensionalen Sparbüchern mit der 
Aufschrift "Was Sie Südafrika ersparen 
können - nämlich Folter an Kindern" 
veranschaulicht wurden. Die Lebensver­
längerung der Apartheid durch bundes­
deutsche Großbanken war das Thema 
phantasievoller Straßentheater: In Biele· 
feld wurde Mr. Apartheid von Kredit­
instituten mit Geld gefüttert, während in 
Niirnberg der schwer angeschlagene 
Botha am Tropf der Banken hing und 
Ge\dspritzen bekam. Vor vielen Banken 
war Präsident Botha persönlich anwe­
send und dankte den Bankkunden rur ihr 
Geld, das sie rur Apartheid einzahlen. 
Als Ausdruck der Solidarität mit den 
Schwarzen in Südafrika und Namibia bil­
deten in München 150 Apanheidgegner­
Innen eine Menschenkette und fesselten 
sich mit dem "grunen Band der Sympa. 
thie". 
Die Kampagne "KEIN GELD füR 
APARTHEID" wurde in vielen Städten 
der Bundesrepublik getragen und in der 
Regel unterstützt \un breiten Aktions· 
bündnissen: der Südafrika-Projektgrup­
pe der Evangelischen frauenarbeit, 
katholischen und evange\ischenjugend­
verbänden, Gewerkschafte(r)n, Parteien 
wie SPD, Grüne und DKP, Gemeinden, 
Friedens- und "Dritte-Welt"-Gruppen 
und studentische Organisationen. 
In Hamburg bestand das "Aktionsbünd-
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NonnanPaech 

Die Dresdner Bank wirkt mit bei den illegalen 
Urangeschäften in Namibia 

Ihnen liegt ckr Amrng von hnu Flcsch­
Thebcsius ,'or. In ihrem Aufuag bringe ich 
die!;<:ll Antr.lg .. ur Nirhtcntlastung des Vor­
$lands und der K3pi\ahert ~(er un Aufsichts· 
flIt hiermit ein. werde ihn ~griinden und bitt!' 
Sie, meine Damen und Herren, um Ihre Unter­
stützung. 
Ende 1980 erwarb die Dresdner Bank über ihre 
LuxcmbuTj!;erTochter, du: Compagnic Lu)(cm­
bourgeoise Inlem~tional, 51 % de5 Kapitals der 
SWABANK in Namibia. Die Dusdner Bank 
bescut im ~Ianolgcmenl der SWABANK 
5<:hlüssclpoositionen. Oie Verbindungen der 
SWABANK lUT Drewner Bank sind äußerst 
eng. 
Mein~ Damen und Herren. mit ihn'rn Ein­
kaufen in die SWARANK gmg die Dresdner 
Bank ein Engagement in einem Land ein, das 
mi1ilarisch besetzt und illegal vem'aJh,"\ wird, 
nämlich durch SlidatTika. ( ... ) 
Die~e Völker~chu",idrigkeit der 5,id:l frik~· 
nischen Besatzung und aller Aktivit.ikn in 
Namibia war vor dem Kauf der SWAßANK 
durch die Dre$dner ßlnkjuri~tisch zv.'eifdsfrei 
und international allgemein bek;ulnt. 
Die SW'ABANK zahlt SteUern an die illelr~1e 
Verwaltulll: NamibiiiS. Wie der Vorstands· 
spre~her der Dresdner Bank. lien Dr. Röller, 
in den Vorjahren auf entsprechende Fmgen 
zUKeben mußte, hai die SWABANK darüber 
hinaus auch in Anleihen der volkerrechls",idri· 
~n" Verwaltung Ion SÜdwcsI .. frikafNamibia" 
im"ie der wdafrikanischen Apartheid·Regie· 
rung selb~1 investiert. Ich fraj(c den Vorstand: 
In welcher Höhe hielt die SW'AIlANK l:.nde 
1987 Anleihen oder :mde ... Wertpapien: der 
"Verwaltung Ion Si.idwestafrikafNamibia", 
and.'ren namiblschen Regierunllutellen und 
der )Üdafrikanischen Regierung? 
Zumindest in der Vergangenheit hat die ill,,· 
g;tle "Verwaltung" Namibias oder die süd· 
afrikanische Regierung für Namibia Auslands· 
kapital zur Finanzierung des namibischen 
Ibushdlt, aufgenommen. Wie der Finaru· 
minister der sog. "Interimnegil.'rung", trdfen· 
der Marionettenregierung, Dirk Mudge, 1987 
IJekanntgah, wird Namibia aufgrund des mit 
Sudafrika au~ehanddten Umsehuldungsab­
kommens in den n.ichUen Jahren einem Teil 
seiner RückzahlungsvnpOiehtungen wo::ht 
nachkommen mUSM:n. 
Allein rur den namibischen Haush~11 1987188 
bedeutet dies eine Entlastung von 12 Mio 
Rilnd. Ich fragt: daher d~n Vorstand: Hat die 
Dresdner Bank in der Vergangenheit in irgend· 
einer Form Kredite IIn die illegale" Verwaltung 
von SüdwestafrikaINdmibia"vergeben? Wenn 
ja, in welcher Höhe? 
Eine Steuer· und Kredilfmanzicrung des nami· 
bi!;Chen IIi1ushalu, meine Damen und Huren, 
bedeutel eine Fitldnzierung der KoLoniaJht'rr· 
schaft Südalrikils uber N .. mibia. Sie b<'deutet 
aber auch eine Mitfitldn7.icrung der militän· 
<ehen Aggrenionen Sudafrikas gegen Angola. 
Denn der sog. Posten .. Verteidigung" im lIau~· 
halt Namibias i~t einer der wichtigsten: Mit 
ihm wird unter and{'rem di .. \"011 in die sUd· 
afrikanische Kommandostruktur integriene 
South West AfTi ..... Territorial Forces, also dJS 
namibi5che lIeer. bezahlt; die~es wird niLht 
nur ZUr Niederschlagung von Streik, und Anti· 
ApaTlheid·Oemonstmtionen ;n Namibia, &On· 
dern au~h bei siidafrikdnischcn Angriffen auf 
d:ls ben.lchbarte Angola emge\etzt. 

Eine wichli~ Geschaftnparte der SWASANK, 
meine Damen und HefTen. ist die Außenhan· 
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delsfinall1:ierung. Erst der Ausbau durch die 
Dresdner Bank ermöglichte der SW'A BANK, 
sich auf diesem Feld ~u betätigen. Der "Rat 
der Vereinten Natiooen für Namibia", die ein· 
zig rechtmäßige Instanz für die Verwaltung des 
Territoriums, ~erhängte sehon 1974 ein Ver· 
bot, Rohstoffe aus Namibia ohne ~ine Zu· 
stimmung abzubauen, zu exportiertn undf 
oder zu verarbeiten: Romtoffexporte aus 
Namibia sind na~h dem "Dekret Nr. 1" des 
UNO·Rate5 fur Namibia also rechtswidrig. 
Ober di<: SW'ABANK ist die Dn:"dn(r Bank an 
der Finanzierung illegaler Rohstoffexporte aus 
Namibia beteiligt. 
Daruber hinaus hat die Dresdner Bank einen 
weituen l'uß im illegalen Roh~lOtfahbau und 
-(xport aus Namibia: Sie ist, wie Sie, meine 
Damen und Herren, dem "Altenativen GI.'· 
sch;ifubericht L 987 uber die Finanzierung der 
Apartheid in SiKlafrika und Namibia durch die 
Dn:sdner Bank" detailliert entnehmen kön· 
nen, kapitaltnaßig ulld personell eng mit der 
MetaUgesellSt.:haft AG, Frankfurt, verflochten. 
Eine Tochter di<:ser ~tetaU~esellschaft "ieder· 
um, n:nnlich die UrangeseLlsehaft mit be· 
schränkter Haftung, ebenfalls Frankfurt, ist 
!'I%ige Teilhaberin an der Rössing Uranium 
Limited. Rössing betreibt bei Swakopmund in 
Namibia die We!t!Uößle Unnmine. 
Die BundesrepubUk Dcutschlimd bezieht -
trotz des UNO·Verbotes - etwa ein Drittel 
ihre! Uranbedarfs aus Nanubia. Auffiolligt:r· 
weise begann die Dresdner Bank ihr Namibia· 
Engagement bei der SWABANK kurz nachdem 
der Uranexport in die Bundesrepublik so rieh· 
tig in Schwung kam. 
1987, meine Damen und Herren, hat der UNO· 
Rat Cur Namibia eine holländische Firma, 
URENCO, wegen Verletzung des Oekrets Nr. 
I, insbesondere wegen illelralen Veratbeitens 
von namibischem Uran verklagt. Die Dresdner 
Bank ist an URENCO indirekt b"teiligt, Ion 
der K1a~ mittelbar also auch betroffen. Wie 
die Wochenzeitung The Namibian am 4. März 
1988 berichtete, deuten Anzeichen daraufhin, 
daß die Anwälte \'on URENCO erhebliche 
Sehwierigk(iten mit einer Antwort auf die 
Klage des Ul'';O·Rates für Namibia haben. Ich 
frage den Vor~tand: Welche Konsequenzen 
haben Sie für das Namibia· Engagement der 
Dn:sdn(r Bank angesichts dieses Prozesses ge· 
zogen? 
Meine Damen und Herren, der "Uran-Krimi" 
~ht aber noch weiter: Einer der Anteilseigner 
dieser holliindilichen URE:'IICO in die Uranit 
GmbH in Jillich; einen wesenllichen Kapital· 
anteil der Umnit wiederum hält die NUKEM 

GmbH, Han'lu, "Ireuhänderisch". Bebnntlich 
wurde NUKEM Anfang 1988 we~n dubiosen 
Gesehaftsgebarens die Betriebsgenehmigung 
entlogen. 
Unternehmen derNUKEM-Gruppe beteiligten 
sich an der rog. "Umetikettierung" siidafrika· 
ni!chen bzw. namibischen Urans in Uran an· 
~blich anderer Herkunft. Damit haLfen si". 
Embargo·SeschliUsc einer Reihe von Landem 
ge~n sudafrikanilchcs und namibisches Uran 
zu umgehen; §O enthuHte der Luxembur~r 
Abgeordnete JuP Weber im April 1988, daß 
NUKEM 1987 sUdafrikanisches Uran in an· 
geblich "nigerianisches" L'ran umflaggte und 
nach Finnland verkaufte, dort jedoch ist die 
Einfuhr tiidafrikanischen und namihischen 
Urans verboten. 
Oie sensibelsten Phasen des Geschafu wurden 
Uber die NUK.E~I Lu~emburg (NU LUX) abge· 
wiekelt. Seine Unterlagen, so der Abgeordnetc 
JuP Weber, "best:uiglen den Verdacht. daß 
NULUX immer d ... nn eingeschaltet wurde, 
wenn Gcsch;ifte von NU KEM in der Paralegali· 
tät abgewickelt wurden". Weber siellt( Str .. f· 
anzeige gegen NULUX. 

~kine Damen und HefTen, jetzt §chließt sich 
der Kreis: Denn die Dfe~dner Bank in mit 10% 
an der NULUX. der LuxemburgerTochter von 
NUKEM beteilil;:t. Die Anzeige gegen NULUX 
betrifft ~I<;o auch die DresrlnerBank.lch fmge 
de~a1b den Vorstand: Hat SIch die Dresdner 
Bank um die dubiosen Geschafte I'on NULUX 
nicht gekümmert? Wie ist die Silnk ihrer Auf­
sichl$funklion nach~ekommcn? Warum ~ind 
bis heUle keine Konsequem:en gel:ogen wor· 
den? 
Ähnliche Fragen I':r~ben sich auch bczilglich 
Nl;KEM seih! . Oie D~5dner Sank i51 mit den 
MUIt(rgeseJlsehaftcn der NUKEM kapital· 
mäßig und persondl eng ~ernochten. Wie Sie, 
meine Damen und Herren, dem "Alternativen 
Geschäfubericht 1987" entnehmen können, 
liaß der Dresdne ... Bank·Vorstil.J\d~sprecheT 
während der Zeit der dubiosen NUKEM· 
Geschähe bei drei der "ier Anteilseigner der 
NUKEM als Mitglied im Aufsichtsrat. HefT Dr. 
Rö]Jt'r, wie hab-(n Sie ihre Aufsichtsfunktion 
wahrgenommen? 
Ein weiterer deutlicher Indikator fUr das sehr 
innige Verhältni. der Dresdner Bank 7.U 

NUKE~I ist, daß Manfred Stephany , einer der 
NUKEM-Geschaftsruhrer, im Beirat fkssen 
der Dresdner Bank saß. Stepha,ny mußte nach 
dem Bekanntwerden der zahl~i .. hen NUKEM· 
Skandale als erster aus der NüKEM·Spit2e <ci· 
nen Hut nehmen. 
D;e Dresdner Bank steht der Atomindusttie 
~om Anfang der Nuklearkelle in Namibia bi, 
wr Weiterverarbeilung unter anderem in 
lI.mau zur Verftigung. Mehr noch: Bei der 
Dresdner Bank I~ufen zahlreiche hdcn der 
Atomindustrie zusammen, sie lrägt (iu hohes 
Maß der Mit~eranlwortung fLir di .. GI':,chäfte 
der Atomindustrie. Und sie sleckt minen drin 
im Nuklear·Sumpfrund um NUKEM. 
~kint Dilmcn und He rren, das />;amibiJl· 
Engagement der Dresdner Bank iSI nicht nur 
aU5 politi~chen \Jnd ethischen Gründen I.U ver· 
urteilen. Wie gerade die NuklearkomP'Onentc 
die~es EngilgementJ und die besondere "ölker· 
rechtliche Situation Namibias zeigt, ist csjuri· 
stisd in vielfacher Hinsit.:ht mehr als frag. 
wurdif!;. 
kh fordere den Vor.land der Dresdner Bank 
auf. das direkte und indin:kte Engagement in 
und mit Namibia zu bc:endcn. 
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nis 'KEIN GELD FüR APARTHEID'" 

aus inßesamt 50 lokalen Gruppen und 

Initiativen, die bereits im Vorfeld der 

Hauptversammlung Veranstaltungen 

und Aktionen durchführten und den 27. 
Mai zum ausgefUlIten Aktionstag mac h­

ten. Ab 8.00 h mußten sich Aktionäre 

der Dresdner Bank ihren Weg zur Haupt· 
versammlung im Congress-Zentrum 

Hamburg durch ein Spalier von 150 
Demonstrantlnnen bahnen, die ihnen 

Transparente mit der Aufschrift "KEIN 
GELD FüR APARTHEID" entgegen­

hielten und ihnen den "Alternativen Ge· 
schäftsbericht 1987" überreichten. Die­

ser weist die Finanzierungder Apartheid 

durch die Dresdner Bank nach. 

An der Hauptversammlung nahmen un­

ter anderem vier prominente "kritische 
Aktionärinnen" teil: die Theologie-Pro­

fessorin Dorothee SöUe, Verfassungs­

reehtler Professor Norman Paech, Ingrid 
Schuster, Hauptvorstandsmitglied der 

Gewerkschaft Handel, Banken und Ver­

sicherungen, sowie Diplom-Wirlschafu· 

ingenieur Helmut Paschlau vom Arbeits­

kreis "KEIN GELD FüR APART­

HEID". Zuvor hatten andere "kritische 
Aktionärinnen Anträge auf Nichtent­

laslung von Vorstand und Kapitalvertre­

tung im Aufsichtsrat gestellt. 

Dorothee Sölle verwies b esonders auf die 

drastisch verschärfte Lage der Schwar­

zen in Südafrika und Namibia, die keinen 

Aufschub von Sanktionen zuließe. Frau 

SöHe klagte die Dresdner Bank an, sich 

zum Komplizen des Rassismus zu 

machen, wenn sie so tue, als seien Ge· 

schäft und Politik voneinander zu tren­

nen. Ingrid Schuster griff besonders die 

Goldgeschäfte der Dresdner Bank an und 
ging auf die derzeitigen Pläne der süd­

afrikanischen Regierung ein, überwei­

sungen an regimekrilische und demokra­

tische Organisationen zu unterbinden. 

Am Banken­

aktionstag '88 fanden in • 
über 70 Städten Mahnwachen, 

Demonstrationen, BJocJ..aden usw 
für den Abbruch aller 

Geschäfte mit der 
Apartheid stat t 

In seiner Rede erläuterte Helmut Pasch­

lau, daß die Bank praktisch täglich dcm 

Apartheidsystem den Rücken stärke. 

1987 habe die Dresdner Bank Außen­

hande1skredite an Südafrika und Nami­

bia in Höhe von schätzungsweise 50-100 
~lio DM vergeben. 

In der - teilweise scharfen - Antwort 

des Chefs der Dresdner Bank, Or. Röller, 

bestätigte dieser. daß die Bank 1987 
Exportkredite in Höhe von (angeblich 

nur) 20 Mio DM Richtung Südafrika 

tATTE \\RT 1IHIIlI!I 

gegeben habe. Andererseits würden seit 

1985 keine neuen Kredite ausgereicht. 
Hierbei ist vennutlich gemeint: an die 

Minderheitsregierung in Pretoria. 

Die Kreditbeziehungen zu Südafrika 

würden jedoch fongesetzt. Röller bestä­

tigte, daß die SWAbank über 7 Mio Rand 

in Anleihen der Republik Südafrika, dem 

"Generaladministrator rur Südwestafri­

kaINamibia" und anderen Regierungs­

stellen Namibias zur Verftigung gestellt 

habe. 
Im Gegensatz zum Verlauf d er Haupt­

versammlung in den letzten Jahren war 

diesmal die Stimmung ruhiger, wobei es 
von anderen Aktionären durchaus nach­

denkliche Töne gab. Norman Paech und 

Helmut Paschlau konnten ihre Reden 

ohne Unterbrechung durch die aufge­

brachten Aktionäre vonragen, während 

es beim Vortrag von Ingrid Schuster an 

mehreren Stellen zu "Aufhören"·Rufe 

kam. Bei der Rede von Oorothee Sölle 

gab es sogar streckenweise Applaus von 
einem Teil der Aktionäre. 

Insgesamt kann gesagt werden, daß der 

Bankenaktionstag '88 "KEIN GELD 

FüR APARTHEID" dn großer Erfolg 

war. Der nächste findet am 26.5.1989 
statt, da an diesem Tag die nächste 

Aktionärsversammlung der Dresdner 

Bank in Frankfurt sein wird. 

Norbert Völlmeclte, ARBEITSKREIS .. KEIN 
GELD ,.·OR APARTIIEID". Weitere In/or­
mationen: A Itcmalit'er Geschä/tsbericht1987 
über die F;nfln~ierung der Aplmheid ;n Sud­
G/riJ<G lind NGmibillllnd Reden lind Allträge 
der Icritischen Ak.tioniire/Antwort der Dresd­
ner B,,-nk. ~II be:iehen bei AK KEIN GELD 
FOR APARTf/EID •. \1ailGdenMGislr. 29. 8000 
München 2. 

ZUm BeIspIel Aachen 

270 Kontokündigungen 
Im EUhmen der ~it t;,,'ei Jahr~n dur~hgeführ· 
ten Konto·KündigunKskampagne gegen die 
Unterstützung der sudafrikanischen RegierunK 
durch deutsche Banken und Sparkassen hm es 
am 26. Mai 1988 zu erneuten Demonstratio­
nen vor Banken und Sparkassen. ,.lch will mit 
meinen Bankeinlagen keinen Rassismus finan· 
zier<:n", hieß es da auf dem Münsterplat7., wo 
kritische Bankkundinnen nach Kündigung 
ihrer Konten ihre Sparbücher vcrbrannten. 
In einer ersten Phase der Kundigungskampagne 
hauen Bankkund innen, die mit ihren Einl:tgen 
keinen Rassismus stüuen wollten, bei "ihrer" 
Bank angefragt, in welchem Umfang ~ie an 
Kredit·, Anleihen· und Goldge1Chäften mit 
dem rassistischen Regime in Südafrika bet~ihgt 
in. In der zweiten Pha~e kam es nun aufgrund 
dieser Umustützung bei allen Aachener Ban· 
k"n bis auf Pax-Bank und BfG 1.u weiteren 
Kontokündigungen. 
Deutsche Banken, so die ~'eranSlaltenden Sud­
afrika-Solidarilätsgmppen, gehören nach den 
Rüd,zügen vieler US·amerikaniseher Banken 
lU den lellten und treuesten Geldgebern des 
Apartheidregimes ... Sie finanzieren über ihre 
Kredi"'ergabe und großzügige Umschuldungs­
bedingum:en den Staat~haushah der Ras<>sten 
und ermögli~hen damit den Fortbestand der 
AI)artheid", hieß es. 

Na~h der Sparbu,.;hverbrennung auf dem 
Mun~terplall formierten sich die kritischen 
Bankkundinnen zu einem Zug von Bank 1.U 
Bank. um die untral gesammelten Anfngen 
und Kündigungen den einzelnen Filialt-itern ·tU 
uhergeben. \\'Jhrend vor den Banken afrika­
nische Choräle gegen RJSsismus und Diskrimi· 
nierung intoniert wurden. entrollte eine an· 
dere Gruppe vor den Filialen Fotos von 
Schwarzen. um auf die 1.unehmende Unter· 
drückung und auf die Festnahmen von tausen­
den Kindern aufmerksam l.u maehen . .,A1s 
Kunde dieser Bank trete ich die R~hte dieser 
~lens<:hen mi! ~üßen", stand auf einem rie­
sigen Menschenteppieh 7.wischen den Fotos. 
Die kritischen Bankkundinnen appellierten an 
.. ihre·· Geldinstitute. die vertw(:ifdten Forde­
rungen der Betroffenen in Südafrika nach Boy· 
kott ernst 1.u nehmell und der Apartheidregie· 
rung keine neuen Gelder zur Verfugung zu 
stellen. 

Eim.eln(' Banken rechtf,·rtigtcn ihr Engage­
ment und verneimen d;~ Möglichkeit. über 
wirtschaftliche Beschr~"kungen pOlitischen 
Druck ~u erzeugen. Wahrend die Kontokundi· 
gerinnen Boykott als einn der letzten friedli' 
chen Mittel sehen. die südafrikanische Regie­
rung ;>;Ur Aufgabe der Apartheid l\I bewegen 
und ein Blutbad zu vermeiden, wurde von den 
Banken betont. daß ihr Handeln sich nkht ;J.fl 

politis~hen Aspekten orientieren könne. 
Auf die mittlerweile im Rahmen der Aktion 
übergebenen 1.200 Anfragen und insgesamt 
270 Kontokündigungen in Aachen reagierten 
die einzelnen Banken unterschiedlich: \\'ah­
rend die Südafrika-Geschäftc der Großbanken 
umerändcrt weitergehen, haben die Spar­
kassen die Werbung für den südafrikaniKhen 
Krügerrand eingeste ll t. 
Bei Pax· Bank und BfG führte die Aktion lu 
einem geanderten Geschafu\erhalten: Die<e 
haben z.B. den Verkauf des KrugcTT3ndseinge­
stellt. Die BfG gibt dufgrund desinnergewerk' 
schaftlkhen Drueks schon seit 13Jaluen keine 
Kredite mehr an südafrika.nische AdTes~n und 
beteili~t sich seit dieser Zcil auch nieht mehr 
am Plalieren \"on Anleihen fur dinudafrikani· 
sehe Regierung. 
Die VCr;lnstaltcr betonten, daß erst bei kon­
stanten und iiber Jahre fort!tdührten Kundi· 
gungskampagnen wcit~re Konzessionen der 
Banken und Sparkassen t;U erwarten sind. o;" s 
zeiJ;;en Erfahrungen, die in anderen L.indern 
mi! dieser Aktionsform gemacht wurden. Des· 
halb wurde t;um Absehluß der Demo an alle 
Bankkundinnen appettiert, sich an der 
n;ichSlcn Anfragcdktion (Oktober 88) zu be· 
teiligen und mit Bankeinlagen keinen R:.t~5is· 

mus zu finanzieren. 
.. Südafrib ist zwar nicht (\,'5 einzigt' Land, in 
dem Unterdrückung und Folter '·orkommcn, 
aber es ist das einzige Land, in dem die zum 
\'errMsun~prinzip erhoben wird", hieß e, 
zum Abschluß der Demonstration ... Und es ist 
das einzige Land, in dem man sich 'trafbdr 
mach!, wenn man Mcnschcn unterschiedlicher 
Hautf~rbe gleich behandelt." Kurt Lcnn.aru 

Im AII/1r"K der Bllnkcn,,-klionsgruppc Aach"'I. 
des Arbeitsk.reiser 3. Welt c. V. u.td des Drille 
Welt Ladtns. Kontakt: Kurt Len"orl~. TeL: 
0241/873391 (abeuds). 
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Palastina 

LeIIa Bumanl 

Bericht aus dem Gaza-streifen 
Der Aufstand schlägt Wurzeln 
Vom 3.-5. Juni d.]. bereiste US-Außenminister Geoege Shultz aufs Neue 
die Hauptstädte der NahostkonfIikt-Region, Kaieo, Amman, Jerusalem 
und Damaskus. Er tat dies bereits zum vierten Mal seit dem 8. Dezember 
1987, dem Beginn des paJästinensischen Aufstands in den von Israel 
besetzten Gebieten. Vor allem dank der Unnachgiebigkeit der Regierung 
Schamit aber tritt Shultz' Mission auf der Stelle. 
Mit einem dre itägigen Proteststreik gegen Shultz' Nahost-Reise unter­
strich die Bevölkerung der Westbank und Ostjerusalcms ihren ungebro­
chenen Widerstandswillen. Daß allerdings die Palästinenserinnen des 
Gazastreifens bei diesem Aufstand nicht voll mitzogen, gab zu Spekulatio­
nen Anlaß. Lag es an der fehlenden übermittlung oder sind sie des 
Widerstands überdrüssig geworden? Unsere Nahost-Korrespondentin 
Leila Burhani, die sicl) im April/Mai d.J. gründlich im Gazastreifen umsah, 
berichtet eher Gegenteiliges. 

Es wirkt ruhig, wenn man nach Gaza­
City kommt; eine gespannte Ruhe aller­
dings, die immer wieder durchbrochen 
wird vom t-,'Iotorengeräusch vorbeifah­
render Militärlastwagen. Ansonsten ist 
kaum jemand auf der Straße. 
Das allmorgendliche Gedränge an den' 
Haltestellen der Busse und Sammeltaxis, 
die nach Israel fah ren, hat aufgehört. Die 
meisten Arbeiter streiken. Die Läden 
sind geschlossen. 
Trotzdem entdeckt man überalJ wieder 
Zeichen des Widerstandes: Eine Parole 
der Palästinensischen Befreiungsorgani­
sation (P LO) auf einer Häuserwand, Kin­
der, die am Straßenrand versuchen, eine 
mit SI einen beschwerte palästinensische 
Fahne über eine Strom leitung zu schleu­
dern, und plötzlich ein(" Gruppe von 
Schillern in blau-weiß..gestreifter Schul­
uniform, die sich auf ihrem Weg von der 
Schule nach Hause zu e iner spontanen 
Demonstration gegen die Besatzung for­
miert haben. 
Zwei jeeps der israelischen Armee kom­
men angerauscht, Soldaten schießen ein 
paar CS-Gas-Patronen in das demonstrie­
rende Grüppchen - manchmal allerdings 
auch tödliche t-, Iunition -, und die 
Jugendlichen verschwinden so schnell, 
wie sie gekommen sind . Und die Ruhe 
scheint wiederhergestellt . 
Zu Beginn des Aufstands (Dezember 
1987; d. Red.) hauen die Läden im 
Gazastreifen noch drei St unden am Tag 
geöffnet, von 8-1 1 Uhr, so wie es das 
nationale lIändlerkomitee in Abstim­
mung mit der Nationalen Führung des 
Aufstandes beschlossen halle. Die Tat­
sache, daß selbst die Händler den Anwei­
sungen der Nationalen Führung Folge 
leisteten, war fUr die Besatzungs'!lacht 
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Alarmsignal und offener Beweis dafür, 
daß es eine Gegenmacht in den 1967 
besetzten Gebieten gibt, die von der 
palästinensischen Bevölkerung als wei­
sungsgebende Autorität akzeptiert wird. 
So begann der Krieg um die Ladenöff­
nungszeiten. Sobald die Inhaber ihre Ge­
schäfte um 11 Uhr schlossen, versuchten 
Militärpatrouillen sie gewaltsam wieder 
zu öffnen. Waren die Läden geöffnet, 
kamen israelische Soldaten, stürmten sie 
unter Einsatz ~·on GaspatrOnen, zertrüm­
merten das Inventar, warfen die Lebens· 

mittel auf die Straße und zwangen den 
Besitzer zu schließen. 
Aus Protest gegen die ständigen Über­
falle traten die Händler im März 1988 in 
den totalen Streik. Nur Bäckereien, 
Apotheken und einige Lebensmittel­
läden haben noch geöffnet, die TÜTen 
angelehnt, die Fenster verriegelt. Die 
Besitzer befinden sich immer auf dem 
Sprung zu schließen, wenn sie irgendwo 
die Geräusche von näherkommenden 
MilitärfahrzlWgen hören. 
Die Hausfrauen suchen die Händler in­
zwischen bei sich zu Hause auf, um sich 
dort mit dem Lebensnotwendigsten ein­
zudecken. Sie können sowieso nicht viel 
Geld ausgeben. 

Obwohl die Nationale Führung im Gaza­
streifen es jedem Arbeiter, der in Israel 
arbeitet, freistellt, ob und wann er noch 
zur Arbeit fahrt - gerade im Gazastrei­
fen gibt es keinerlei eigene Industrie und 
kaum Landwirtschaft, die alternative Ar­
beitsmöglichkeiten bieten könnten - , 
streiken die meisten. Oder Sie arbeiten 2, 
3 Tage, um für ihre Familie das zum 
Leben notwendigste einkaufen zu 



können und streiken dann wieder bis 
alles aufgebraucht ist. 
Die Menschen stehen alle hinter dem 
Aufstand. Sie alle waren Opfer des Besat­
zungsregimes. Und alle haben beschlos­
sen durchzuhalten, auch wenn es ihnen 
Entbehrungen abverlangt. Die nötige 
Disziplin dazu haben sie sich selber auf· 
erlegt. 
Der Aufstand ist inzwischen so etwas wie 
eine neue Lebensform geworden, die alle 
Bereiche des Alltags bestimmt. Der 
Konsum wird auf das allernotwendigste 
beschränkt. Der Kauf von neuen Klei· 
dern auf die Zcjt nach dem Aufstand 
verschoben. 

Die Hausfrauen haben ihren Küchenzet­
tel umgestellt. Auf Fleisch und Hühn· 
ehen wird venichtet. Die Mütter erklä· 
ren selbst den jüngsten Sprößlingen, daß 
sie sich nicht beklagen dürften, wenn es 
jetzt statt drei nur noch zwei Mahlzeiten 
am Tage gibt - man müsse eben Opfer 
für seine Freiheit bringen. 
Selbst Hochzeiten wurden entweder ver· 
schoben oder nur noch im engsten Fami· 
lienkreis gefeiert. Und das traditionelle 
Brautgeld, das der Bräutigam an die 
Braut zu entrichten hat, beträgt nur 
noch einen Bruchteil von der vor dem 
Aufstand zu zahlenden Summe. 

Selbst die Kinderspiele haben sich geän· 
dert. Geht man durch das Schati·Flücht· 
lingslager, einen slumartigen Vorort von 
Gau·City, so sicht man Kinder, die 
Drachen in den Farben der palästinensi· 
schen Fahne steigen lassen. 
Oder sie spielen .Jude und Araber", in· 
zwischen das beliebteste Spiel. Dabei ist 

der ,J ude" der israelische Soldat, andere 
juden haben die Kinder nie in ihrem 
Leben kennen gelernt. Einige Kinder, die 
,Juden", basteln sich Gewehre aus Holz· 
stöcken und schießen auf die "Araber". 
Ein anderes Kind nimmt eine Tüte aus 
alter Pappe, hält sie sich vor den Mund 
und ruft: "über Schati ist gerade die 
Ausgangssperre verhängt worden", so 
wie sie es von den Soldaten gehört 
haben. Selbst die Allerkleinsten bauen 
"Barrikaden" aus Kieselsteinen, an deo 
nen sie nur denjenigen vorbeilassen, der 
zuvor seine Hand bereitwillig zum "V" 
(Victory = Sieg) erhoben haI. 
Genau das macht es Israel so schwer, der 
Situation Herr zu werden. 
Die Menschen im Gazastreifen haben 
eine erstaunliche Fähigkeit entwickelt 
zur Anpassung an die immer neuen Maß· 
nahmen, mit denen die Besatzungsmacht 
versucht, den Aufstand zu unterdrücken. 
Die Leute "gewöhnen" sich an die Uno 
terdrückung und haben ihre eigenen 

Daß selbst die 
Händler den Anweisungen 

der Nationalen Führung Folge 
leisteten, alarmierte die 

Besatzer 

"Gegenstrategien". Das hat zur Folge, 
daß viele der israelischen Maßnahmen 
nicht mehr greifen, weil sie nicht mehr 
einschüchtern, weil sie keinen Schrecken 
mehr verbreiten. 
Die Flüchtlingslager im Gazastreifen bei· 
spielsweise stehen seit Anfang diesesjah· 
res mit nur kurzen Unterbrechungen 
unter Ausgangssperre. Am Anfang fUhrte 
das zu Panikreaktionen. 10, manchmal 
noch mehr Personen sind dann fUr eine 
Woche oder noch länger in kleinen 
Hütten mit meistens nicht mehr als zwei 
Zimmern eingesperrt, ohne die geringste 
Ahnung, wann sie ihr Gefangnis wieder 
verlassen werden können. 

Die ersten Ausgangssperren trafen sie 
völlig unerwartet. Das Essen ging nach 
zwei Tagen aus.. Es blieben nur ein paar 
getrocknete Bohnen oder Reis, die man 
manchmal noch nicht einmal weich· 
kochen konnte, weil parallel zur Aus­
gangssperre auch noch das Wasser abge­
stellt wurde. 
Zwar gehen die Ausgangssperren immer 
noch an die Nerven. Aber trotzdem hat 
man sich inzwischen entsprechend ein· 
gerichtet. Auf keinen Fall nachgeben, 
Die Frauen haben auf jedem Fleckchen 
Erde etwas Gemüse, Tomaten, Radies· 
ehen, Salat und das Nationalgericht 
"Mluchieh" angebaut, um ihre Kinder 
wenigstens mit einem Mindestmaß an 
Vitaminen versorgen zu können. In je. 
dem Haushalt findet man Vorräte an 
Mehl, Linsen und anderen Uülsenfrüeh· 

ten. Manche familien halten Hühner in 
den kleinen Innenhöfen und fasl in je­
dem I-laus sicht man kleine Backöfen aus 
u:hm, auf denen die Frauen Brot backen 
können, wenn ihnen der Weg zum 
Bäcker durch die AusgangsspeTTe ver· 
wehrt ist. 
Wo es an etwas fehlt, helfen die Nach· 
barn. Während der AusgangsspeTTe wer· 
den die Lebensmittel über die Mauern, 
die die Innenhöfe voneinander trennen 
von einem Haus zum nächsten weiterge· 
reicht. 
Im Deir Balah·Camp trieben die Besat· 
zungstruppen alle männlichen Bewohner 
in einer Schule zusammen. Sie nahmen 
ihnen die israelischen Kennkarten ab mit 
der Auflage, sie würden sie erst wieder 
zurückerhalten, wenn sie alle noch aus· 
stehenden Strom·, Wasser· und Steuer· 
rechnungen beglichen hätten. 
Die Antwort war anders. als die Israelis 
erwartet hatten. Einer der Männer 
stimmte die "Palästinensische National· 
hymne": "Biladi, Biladi ... Mein Land" 
an. Und danach erklärten alle, daß die 
Besatzungstruppen ihre Ausweise auch 
gleich behalten könnten. 
Der ehemalige israelische Staatspräsi. 
dent Ben Gurion meinte, die Israelis 
müßten dann vor den Palästinensern 
Angst haben, wenn diese ihre Angst \'or 
dem Tod verloren hätten. Es scheint, als 
sei dieser r-.loment gekommen. 
Bei einem Rundgang im Schati·Camp 
folgte uns ein Mädchen in traditioneller 
islamischer Kleidung. Sie selber war ei· 
nen Monat vorher von einer Kugel im 
Knie getroffen worden. Ihr Verlobter ist 
seit vier ~Ionaten im Gefangenenlager 
Ansar JII in der Negev.Wüste. Sie weiß 
nichts über sein Schicksal. 
Sie wollte den Ausländern etwas sagen. 
Wir sollten wissen, sagte sie, "auch wenn 
die Israelis all unsere Männer-4erhaften, 
ihnen die Knochen brechen oder sie um· 
bringen, dann bleiben immer noch wir 
Frauen. Dann werden eben wir Frauen 
Palästina befreien. Sie sollen nicht glau. 
ben, daß wir mehr Angst haben als die 
Männer", 
Bei der überwindung der Angst hilft ih· 
nen das Zusammengehörigkeitsgefühl, 
die Kollektivität in den Zielen und im 
Leiden. 
Der Sohn von Um Iyad wurde von der 
israelischen Armee buchstäblich zu Tode 
geprügelt. "Aber es macht nichts, ich 
habe viele Söhne. alle 'Schebab', alle 
jungs sind meine Söhne", erzählt sie UIiS. 

Man müsse eben Opfer bringen. Sie sei 
stolz, daß ihr Sohn Märtyrer sei. 
Das bedeutet nicht, daß die Leute nicht 
trauern. Aber sie verdrängen ihre Trauer 
gewissermaßen. wie uns Dr. Iyad, der 
einzige Psychologe im ganzen Galastrei· 
fen erklärt: "Die Leute stellen ihre 
Trauer zurück. Sie feiern ihre Märtyrer. 
Sie sagen, sie seien auserwählt von Gott 
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in den Himmel 'tu kommen. Dies ist eine 
Form der Rationalisierung. Eines Tages 
werden wir es merken. Die Trauer wurde 
nur zurückgestellt." 

Es gibt heute keine Familie im Gazastrei­
fen, die nicht Verletzte, Gefangene oder 
gar Tote zu beklagen hat. Aber gerade 
weil die AngslSchweJle überwunden ist, 
führt jede neue Maßnahme der Besat· 
zungsmacht, das Brechen von Knochen, 
der Einsatz von Giftgasen, Deportatio­
nen nicht zur Abschreckung. Im Gegen­
teil, sie steigert den Haß auf die Besat­
zungsmacht und die Bereitschaft zu 
kämpfen. 
Der Aufstand hat das politische Bewußt· 

Vom Tri1gerkr81s 
zum PaJlsllna.Forum 

Was ist das Palästina-Forum? Es wurde unter 
anderem Namen Anfang 1981 angesichts der 
graucnhaflen Eklagerung der palästinemischen 
Fhichtlingslag.or im Libanon ab Trägerkreis 
"Reuet die Paliislinenser im libanon" gegnin· 
det. 
Am 2\.2.1981 fUhne er in Sonn ein .... Proten­
demonstration gegen das Massaker an den palä­
stinensischcn Flilchtlingen im Libanon durch. 
Außerdem organisierte er in Zusammenarbeit 
örtlicher Grupl)en eine kleine Veranstaltungs­
reihe mit Ziad Abu Zayyadund Felida Langer 
im Juni ~er!tllngenenJahres. 
Auf eine Reaktivierung.und Umbcnennung des 
Bundnisses einigten sich nun die Trägerorga· 
nisationen im Mai dJ. Dem Palastina·Forum, 
das dem Namen enuprechend sein Themen· 
feld auf Pab.stina und die Nahostkon· 
flikt-Region erweitette. gehören folgende 
Gruppierungen an: Aktion Friedensdorf. AL 
Sahn. Amiimperialinisehes Solidaritätskomi· 
tee (ASK). Bundeskongreß entwicklungspoli· 
tischcr Aktionsgruppen (BUKO), ßundeskon· 
fercnz unabh~ngiger Friedensgruppen (SuF). 
Deutsch·lsraelischer Arbeitskreis (DIAK). 
Deuuch·PaliiHinensisehe Gesellschaft, 
Deutsch·Pal~stinensischer Frauen'·cr<,in. GAL 
Hamburg. DIE GRüNEN (Bundesvoritand), 
InformationSSIeIle Paliiuina (Pl O·Vcrtretung 
Bonn), Judische Friedensinitiative Bonn, Kin· 
dcrhilfc Palästina. medieo internat;onal, 
Soziale Uilfsorganisation Najdeh c.V., Paldst;­
nensiseher Arbeiten'erein Palastinens;scher 
Ingenieursverein, Palast incnsischcr Studenten· 
"erein und einig~ örtliche Palastina· bzw. 
Dritte·Welt·Gruppen, einzelne Mitglieder der 
GRüNEN IM ßUNDESTAG. 
D~s Palästina·Forum ist bestrebt. einen Dialog 
zwbchen Israelis und Palästincnsern Zu för· 
dern mit dem Ziel. zu einer dauerhaften fried· 
lichen l.ösuug des Paldstina·Problenu, zur Be· 
t'ndigung der israelischen Beset",ung und ",ur 
Verwirklichung des Selbstbcstim mungsrcch tes 
des paldstinensischen Volkes beizutragen. Zu 
die!Cm Zweck unter$liitzt das "Palästina· 
Forum" auch praktische Projekte in den be· 
setzten Gebieten. 
Mit der lIerausgabe einer vierseitigen ZeitunI( 
(I-'rcis 0.35 DM) ,,'urdc gleich7.Citig auch ein 
Neuanf~ng in der Informations arbeit des 
"PaIoiSlina·t'orums" gemacht. 
KONTAKTADRESSE: J. Mimtinga.. Berliner 
Platz 1,5300 Bonn I, e/o Najdeh. 
SPENDEN KONTO: Sonderkonto J an Mun­
tinga, Sparda Bank KÖln e.G., BlZ 370 605 
90, Konto-Nr.: 100 86~ 214 - Stichwort: 
Palästina· Forum. 
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sein und das Selbsl\'ertrauen der Palästi­
nenser enorm gesteigert. Frauen, die bis 
vor einigen Monaten das Haus höchstens 
zum Einkaufen verlassen haben, und 
selbst Kinder wissen heute, was sie wol· 
len: Das Ende der Besatzung und eine 

Inzwischen gibt 
es in jeder Straße, in 

jedem Stadtteil, in jedem 
palästinensischen Flüchtlings­

lager Volkskomitees 

internationale Nahostkonferenz, die zur 
Grundung eines unabhängigen palästi· 
nensischen Staates fUhren soll. 
Die im Gazastreifen t raditionell starken 
Moslembriider (siehe AlB 3/1988, S. 10) 
haben selbst unter strenggläubigen Mos­
lems an Einfluß verloren, weil sie eine 
solche Perspektive ablehnen und stau­
dessen unrealistische Forderungen nach 
Errichtung eines moslemischen Staates 
in ganz Palästina erheben. 
Aber auch das Verhältnis zur PLO-Füh­
rung hat sich gewandelt. Auf die Frage, 
wer die PalästinenserInnen auf einer in­
ternationalen Nahostkonferenz vertre· 
ten soU, heißt die einmütige Antwort: 
Die PLO. Mangels eines eigenen Natio­
nalstaates verkörpert die PLO ihre na· 
tionale Identität. 
Gleichzeitig haben die Palästinenserin­
nen im "Innern" aber auch ein größeres 

Selbstbewußtsein gegenüber der PLO 
entwickelt. Sie sind es, die den Kopf 
hinhalten. Sie sind es, die selbst den jor­
danischen König Hussein gezwungen 
haben, den amerikanischen Außenmini­
ster Shultz an die I'LOzu verweisen, falls 
er erns thaft über die Palästinenserinnen 
verhandeln wolle. 
Der Aufstand hat die Palästinenserinnen 
gelehrt, sich selbst zu organisieren. In· 
'twischen gibt es injeder Straße, in jedem 
Stadtteil, in jedem Flüchtlingslager 

Volkskomitees. Diese Komitees organi· 
.sieren Demonstrationen, organisieren 
die Konfrontation mit der Besatzungs' 
macht. 
Oie Komitees sammeln Lebensmittel 
und Gcldspenden in den wohlhabende­
fen Stadtteilen von Gaza-City und ver­
teilen sie in den Lagern. Nachdem die 
arabischen, von der Besatzungsmacht 
eingestellten Polizisten zurückgetreten 
sind, organisieren sie den Schut't der 
Zivilbevölkerung. 
In Zusammenarbeit mit dem Nationalen 
Lehrerkomitee organisieren die Volks­
komitees Nachhilfestunden in Moscheen 
und Privathäusern, wo die Schüler den 
durch Streiks und Schulschließungen 
ausgefallenen Unterrichtsstoff nach­
holen. in Zusammenarbeit mit Gesund­
heits· und Äruekomitees organisieren 
sie die Sicherstellung der medizinischen 
Versorgung und Erste-Hilfe·Kurse. 
In diesen Kursen lernen VOf allem Frau­
en, wie sie sich gegen die ständigen 
CS-Gas·Einsätze schützen können und 
wie Prellungen, Knochenbruche und 
Schußverletzungen zu behandeln sind. 
Diese Kenntnisse in Erster Hilfe haben 
den Frauen ein neues Selbstbewußtsein 
gegeben. Dies ermuntert sie gleichzeitig 
dazu, sich an anderen Aktivitäten zu be· 
teiligen. Es sind vor allem die Frauen, die 
sich der Armee in den WegsteIlen, wenn 
diese versucht, jugendliche Steinwerfer 
zu verhaften. 

Ein nationales Händerkomitee hat Preis­
obergrenzen ftir die meisten Lebens­
mittel festgesetzt, um zu verhindern, daß 
einzelne Händler die Verknappung von 
Lebensmitteln zur Vermehrung ihrer Ge­
winne nutzen. Die Händlerkomitees or­
ganisieren einen Steuerboykott, der sich 
gegen die von der Besaaungsmacht auf­
erlegte Mehrwertsteuer wendet. Und sie 
versuchen zur Vorbereitung eines Boy­
kotts israelischer Waren alternative Ein· 
kaufsquelkn z.B. in der Westbank zu 
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erschließen. 80% aller Waren im Gaza· 
streifen kommen aus Israel. 
Mit der Nationalen Führung des Auf· 
stands (zu deren Konzept siehe AlB 
3/1988, S. 5ff. und DRlrrE WELT 
6/1988, S. 14ff. ) hat sich inzwischen ein 
alternatives Machtzentrum in den be· 
setzten Gebieten entwickelt. In der Alt­
stadt von Gaza lernen wir Hussein ken· 
nen. Er ist Kommunist und arbeiet in 
einem der Volkskomitees. Wif diskutie­
ren mit ihm über die Perspektiven des 
Aufstands. 
"Es ist richtig, daß wir in den letzten 
Wochen auf manche der Maßnahmen der 
Besatzungsmacht nur noch reagieren 
konnten. Aber trotzdem, in den meisten 
Fällen waren wir diejenigen, die der Be­
satzungsmacht die Bedingungen diktiert 
haben, 1..8. bei der Festlegung der La­
denöffnungszeiten, dem Rücktritt der 
Polizisten oder bei der Verweigerung der 
Mehrwertsteuer. Damit konnten wir be­
weisen, daß es eine zweite Mach t gibt. 
Wir stehen jetzt vor der Aufgabe, über 
die nächsten Schritte zur Eskalation des 
Aufstands nachzudenken. Aber solche 
Schrille müssen gut vorbereitet sein. Wir 
müssen genau prüfen, wozu die Massen 
bereit sind. Und wir müssen diese Schrit· 
te mit allen anderen Kräften koordinie· 
ren." 
Hussein weist daraufhin, daß die Palästi· 
nenserlnnen im Gazastreifen aus den 
negativen Erfahrungen der palästinensi· 
sehen Revolution im Libanon gelernt ha­
ben. Bei allem Respekt vor dem bewaff· 
neten Kampf im Libanon, hätte sich dort 
das "palästinensische Gewehr" ver· 
selbständigl. 
"Die Verabsolutierung des Gewehrs und 
der Aufbau eines bürokratischen Appa­
rates haben es den Israelis leicht ge­
macht, die Widerstandsorganisationen 
aus dem Libanon zu vertreiben. Und mit 
der Vertreibung des palästinensischen 
Gewehrs verschwand auch die PLO. So 
etwas kann uns nicht passieren. Wir sind 
fest in den Massen verankert. Und man 
kann uns nur vertreiben, wenn man die 
ganze Bevölkerung vertreibt. ,. 
Heißt das, daß in den besetzten Gebieten 
der bewaffnete Kampf auszuschließen 
ist? 
"Das kann man nicht so absolut sehen. 
Aber die Bedingungen müssen reif dafür 
sein. Wir müssen uns die Frage stellen: 
Haben wir überhaupt genug Waffen? 
Nein. Haben wir Leute, die mit Waffen 
umgehen kÖnnen? Nein. Sind die Men­
schen bei uns schon bereit zum bewaff· 
neten Kampf? Auch diese Frage müssen 
wir verneinen. 
Solange diese Bedingungen nicht gege­
ben sind, wird sich der bewaffnete 
Kampf nur gegen uns wenden und extre· 
mistischen jüdischen Siedlern und der 
Besatzungsmacht als Vorwand zu 
schrecklichen Massakern dienen." 
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Frank Bra8et 

EG-ASEAN 
Die Wirtschaftsoffensive 

nach Fernost geriet ins Stocken 
Allzuviel Schlagzei len hat das Außenministertreffen der Europäischen 
Gemeinschaft (EG) und der Vereinigung Südostasiatischer Nationen 
(ASEAN) am 2./3. Mai d.]. nicht gemacht. Dies ist erstaunlich, markierte 
es doch den 10. Jahrestag der Beziehungen zwischen den Staatenbündnis­
sen. Das Treffen fand im Rahmen der derzeitigen EG-Präsidentschaft der 
BRD in Düsseldorf statt, so daß Bundesaußenminister Genscher, der wohl 
eifrigste Förderer der Kontakte, die Eröffnungsrede halten durfte. 

Der Grund ftir das geringe Interesse an 
diesen Beratungen ist der. daß es - wie 
üblich - konkrete Beschlüsse nicht gab, 
sondern nur wohlklingende Phrasen im 
Abschlußkommunique verkündet wur· 
den. Am konkre testen wurde es noch in 
der Kamputschea.Frage: Vietnam solle 
direkte Verhandlungen mh Sihanouk 
zur Lösung des Konflikts führen. Wie 
allerdings die wirtschaftliche Koopera· 
tion zu verbessern wäre, sei "zu prü­
fen".l 
Schon immer war es leichter, einen poli­
tischen Konsens zwischen der EG und 
der ASEAN zu finden, als einen wirt­
schaftspolitischen, was aus dem klaren 
beiderseitigen antikommunistischen 
Grundbekenntnis zu erklären ist. So ent· 
stand die ASEAN im August 1967 als 
Bollwerk gegen eine mögliche Ausbrei­
tung des Kommunismus in Südoslasien 
im Gefolge des Indochinakrieges. Die 
Staatengemeinschaft, zu der sich Thai· 
land, Malaysia, Singapur, Indonesien, die 
Philippinen und (ab 1984) Brunei zu· 
sammenschlossen, blieb allerdings in den 
ersten jahren ihrer Existenz im Schatten 
des Militärbündnisses SEATO. 
Erst als dieses zerfiel und die USA in 
Vietnam ein e bittere Niederlage ein· 
stecken und das südostasiatische Fest· 
land verlassen mußten, wurde der 
ASEAN mehr Leben eingehaucht und 
ihre Staatschefs trafen sich im Februar 

1976 zu ihrem ersten (!) Gipfel (der zwei· 
te erfolgte bereits im Jahr darauf) auf der 
indonesischen Insel Bali. 
Erneuert wurde hierbei das Ziel einer 
"Zone des Friedens, der Freiheil und 
Neutralität in SüdoSlasien". Es kam aber 
nur zu einem sehr begrenzten Kontakt 
mit den befreiten Ländern Indochinas, 
der mit der militärischen Intervention 
Vietnams in Kamputschea Ende 1978 
praktisch völlig eingefroren wurde. 
In den vc:rgangenenjahren war allerdings 
insbesondere lndonesien um eine Ver­
besserung der Beziehungen der ASEAN 
zu den sozialistischen Staaten Süd· 
ostasiens bemüht, und nicht ohne Grund 
hat Vietnam im Mai d.j. nach seiner An­
kündigung, 50.000 Soldaten bis j ahres­
ende aus Kamputschea abzuziehen, ak­
zeptic:rt, indirekt mit den kamputschea­
nischen Widerstandsgruppen zu verhOln· 
dein - in Indonesiens Hauputadtjakar­
ta.2 

Für Vietnam geht es darum, die enormen 
materiellen Belastungen schndlstmög· 
lieh zu reduzieren und auch internatio­
nal wieder Boden gu tzumachen. Erst 
Ende April 1988 hat die jahrestagung 
der Asiatischen Entwicklungsbank die 
Bitte Hanois um Kredite von einer Lö­
sung des Kamputschea-Problems ab· 
hängig gemacht. 3 Indonesien wiederum 
möchte insbesondere seine Position uno 
ter den Nichtpaktgebundenen verbes· 
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sern, da Präsident Suharto, wie der neue 
inaonesische Außenminister Ali Alatas' 
inzwischen auch öffentlich bestä tigt hat, 
deren Vorsitz ab 1989 übernehmen 
möchte - gewissermaßen als Abschieds· 
geschenk mr den indonesischen Dik· 
tator. 4 Makaber genug, wenn man be· 
denkt, daß sein von ihm selbst entmach· 
teter Vorgänger, Sukarno, zu den mit 
viel emanzipatorischen und antiimperia. 
listischen Hoffnungen bedachten 
GTÜndervätern der Blockfreien gehörte. 
Gefördert wird dieser Annäherungspro. 
zeß zwischen ASEAN und Indochina 
natürlich auch durch das derzei tige glo· 
bale Bemühen, regionale Spannungen ab· 
zubauen, und eine seit der Wladi· 
wostock·Rede Gorbatschow5 vom juli 
1986 anhaltende außenpolitische Offen· 
sive der Sowjet union im asiatisch·pazifi· 
sehen Raum, der im März 1987 vom 
sowjetischen Außenminister Scheward· 
nadse bereist wurde. Zahlreiche hoch· 
rangige ASEAN· Pol it iker besuchten im 
Gegenzug Moskau, zulet:.r:t im fo.lai 1988 
Thailands Premier Prem. Suharto wird 
noch erwartet. 
Eine politische Klimaveränderung zu· 
gunsten der Sowjelunion wurde sicher 
erreicht. die Verwirklichung ihrer weit· 
gehenden abTÜstungspolitisehen Vor· 
schläge rur die Region dürfte allerdings 
durch die Vormachtanspriiche der USA 
im I'a'l:ifik verhindert werden. 5 So 
scheint sich die ASEA;.! inzwischen auch 
darauf geeinigt w haben, Hir eine Bei· 
behaltung der US·Militärstützpunkte in 
den Philippinen über 1991 hinaus w 
plädieren. 6 

Wirtschafts· und handelspolitisch spielt 
die Sowjet union ftir das ASE AN· Bündnis 
nach wie vor keine bedeuuame Rolle, 
doch mögen sich in dieser Hinsicht auch 
neue I'erspektiven ergeben, wenn etwa 
Sukhumband I'aribatra von der ange· 
sehenen Chulalongkom Universität in 
Bangkok formuliert; "Die wirklich wich· 
tigen wirtschaftlichen Verbindungen der 
A$EAN bestehen w den nichtkommuni· 
stischen Industrienationen, aber es ist 
nichl schwierig, sich eine Situation vor· 
'l:uslellen, in der die ASEAN·Länderüber 
den Protektionismus im Westen und 
Japans so verbittert sein werden, daß 
ernste Konflikte aufbrechen und daß sie 
wesentlich empfanglicher gegenüber den 
wirtschaftl ichen Annähe ru ngsversuchen 
der Sowjetunion werden.·· 7 

Anfange eines "neuen Denkens"? In 
jedem Fall Zukunftsmusik, denn noch 
sind in der Tat die westlichen Industrie· 
nationen die bei ..... eitem dominierenden 
Wirtschaftspartner der ASEAN. 
Die Anteile am Handel mit der südost· 
asiatisehen Staatengemeinschaft belau· 
fen sich rur j apan auf 25%, für die USA 
au f 20% und rur die EG auf 14% mit 
relativ abnehmender Tendenz. Noch 
schlechter sieht es fur die EG bei den 
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Auslandsinvestitionen in den ASEAN· 
Ländern aus: Ihr Anteil lag im vergan· 
genen jahr bei 13%, der der USA dem· 
gegenüber bei 16% und der Japans gar bei 
37%.8 Das entspricht dem Bild in allen 
einzelnen ASEAN·Staaten mit Aus· 
nahme der Philippinen und Singapurs, 
wo mit den USA und Großbritannien die 
ehemaligen Kolonialmächte vor Japan 
liegen. 
Die EG befindet sich in jedem Fall im 
Hintertreffen, ihre Hoffnungen auf ver· 
besserte Wirtschaftsbeziehungen durch 
ein erstes Außenministertreffen 1978 in 
BTÜssel, dem zwei Jahre später in Kuala 
Lumpur ein formelles Kooperationsab· 
kommen folgte. haben sich nicht ermllt. 
Eine EG·Studie aus dem j ahr 1986 er· 
gab. daß sich die europäischen Unter· 
nehmer von den unterschiedlichen Inve· 
stitionsbeslimmungen in den ASEAN· 
Ländem, die von einem einheitlichen 
Binnenmarkt noeh weit entfernt sind, 
abschrecken lassen. sie über günstige In· 
vestitionsmöglichkeiten zu schlecht in· 
formie~t seien und zudem längst nicht 
über die Risikobereitschaft der japani· 
sehen Unternehmer verfügten. 9 

Besonders unterrepräsentiert ist bundes· 
deutsches Kapital und Unternehmer· 
turn. Gerade 1,5% des BRD·Außenhan· 
dels, 1% der Auslandsinvestitionen und 
8% der BRD·Investitionen in der Dritten 
Welt entfallen auf die ASEAN·Gemein· 
schaft. Bemerkenswert wenig, wenn man 
die Bemühungen sämtlicher Bundes· 
regierungen seit Ende der 60(r J ahre be· 
traehtet, in Südostasien stärker Fuß zu 
fassen. lO I'rogrammatisch hai der CDU· 
Bundestagsabgeordnete Kittclmann 
noch im Sommer 1986 "die Offensive in 
Riehtung Fernost" gefordert. "um auch 
langfristig unsere nationalen Interessen 
in diesem Bereich zu sichern" ,11 

In diesem Sinne dürfte auch das Engage· 

1'h;I;ppi ni .<b~ n"itarbt.t.nnn.n 

ment Genschers in der EG·ASEAN· 
Kooperation, groß'l:ügige "Entwick· 
lungshilfe" und ein politisches Begleit· 
konzert, ..... ie es sich z.B. an dem Be· 
sucherstrom bundesrepublikanischer 
Politiker auf die Philippinen seit Amts· 
antritt Corazon Aquinos äußert, 'l:U ver· 
stehen sein. Es ist quasi der Versuch tiber 
die EG, als deren Führungsrnacht sieh die 
BRD versteht, stärker in der Großmacht· 
politik mitzumischen. Nur klappt es mit 
dem unternehmerischen Gesehick nicht 
so ganz. 
Andererseits möchte die EG aueh keiner· 
lei Abstriche an ihrer handelspolitischen 
Abschottung gegenüber der Dritten Welt 
zugunsten ihrer "natürlichen Partner" 
(0110 Graf Lambsdorff) aus der ASEAN 
machen. Entsprechende Forderungen 
etwa nach Einfuhrerleichterungen ftir 
ihre Agrarprodukte Reis und Soja halle 
die EG bereits auf dem letzten Außen· 

Die ASEAN-Staaten Be.,ötkerung und 
Sozialprodukt Je Kopf 
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ministertreffen 1986 in Jakarta ab­
gelehnt. In Düsseldorf sind diese Themen 
gar nicht mehr so offen zur Sprache ge­
kommen. Genseher hat den ASEAN· 
Ländern nur geraten. sich auf den EG­
Binnenmarkt ab 1992 einzustellen. 12 
Konkreter ist da im übrigen die japani­
sche Konkurrenz bereits im Dezember 
1987 auf dem 3. ASEAN·Gipfel, der 
gleichzeitig das 20jährige Jubiläum des 
Bündnisses markierte, geworden. Pre· 
mierminister Takashita teilte den südost­
asiatischen Staatschefs in Manilas mit, 
daß ihnen aus dem neugeschaffenen 
"ASE AN-Japan Development Fund" 
Mittel in Höhe von 2 Mrd $ zur Förde­
rung der Privatwirtschaft in ihren Län­
dern zur Verfügung gestellt würden, über 
die auch schon aufgestockten "EnlWick­
lungshilfegelder" seines Landes hin­
aus. 13 Dies ist ein deutliches Zeichen 
dafür, daß japan seine Vorherrschaft in 
der Region energisch behaupten und 
auch die von den USA ihm zugewiesene 
Rolle als stärkere Ordnungsmacht an­
nehmen will. 
Daß die ASEAN durch die prinzipiell 
vernünftige Süd-Süd-Kooperation pro­
fitiert hätte, kann bislang wohl kaum 
behauptet werden. Die neokolonialen 
Bezüge sind nahezu unangetastet geblie­
ben. Der leichte Anstieg des Inner· 
ASEAN-Handels von knapp 15% wäh· 
rend der 70er Jahre auf inzwischen 17% 
(manche Zahlen sprechen von gut 20%) 
ist weniger einer politischen Entschei· 
dung der ASEAN als vielmehr dem Pro­
tektionismus der Industrieländer ge­
schuldet. 13 Die von speziellen ASEAN­
Zollpräferenzen begünstigten Produkte 
machen gerade 5% des Handels zwischen 
den Ländern des südostasiatischen Staa­
tenbündnisses aus. 14 Das Ziel des Mani­
la-Gipfels, ihren Anteil auf 50% zu stei­
gern, ist pures Wunschdenken. Und dies 
nicht zuletzt deshalb, weil z.B. der 
ASEAN-Apparat mit einem 15köpfigen 
Sekretariat in jakarta und einemjahres­
etat von gerade 2 Mio $ solchen ehrgei· 
zigen Zielen gar nicht gewachsen ist. 

Daß anläßlich der EG·ASEAN-Außen­
ministertagung am 2./3. Mai dJ. in 
Düsseldorf nicht nur über Wirtschaftsfra­
gen berichtet worden ist, sondern ein 
Tabuthema eben dieser Tagung, nämlich 
der beklagenswerte Zustand der r..'ien· 
schenrechte in den ASE AN-Ländern, 
ebenfalls zur Sprache kam. war das Ver­
dienst einer begleitenden "Anhörung", 
die zahlreiche entwicklungspolitische 
Gruppen in Düsse1dorf durchmhrten. 1S 

Dabei war zu crfahren, daß die Men· 
schenrechtsverletzungen auf den Philip­
pinen inzwischen bereits wieder den Um­
fang der letzten Marcos-jahre angenom­
men haben, daß der "indonesische 
Völkermord" in Osttimor um'errnindert 
weitergeht, wie auch der l-' rauenhandel 
mit Thailand und den Philippinen immer 

umfangreichcre Züge annimmt. 
Die Rechtsanwältin Tang Fong Har be­
richtete über ihre eigenen Erfahrungen in 
Sing-.tpur unter dcm "Gesetz zur Inneren 
Sicherheit" (ISA), das es - wie im be­
nachbarten Malaysia - den Behörden 
möglich macht, jeden kritischen Bürger 
unter dem Verdacht, ein "marxistischer 
Verschwörer" zu sein, für zwei Jahre 
ohne Gerichtsprozeß in den Knast zu 
stecken. Ein quasi legalisiertes Unrechts­
system. das nur schlecht zu dem bei uns 
bislang 50 dargestclhen demokratischen 
Image des Stadtstaates paßt. 
Einen neuen Aspekt der Menschen­
rechtsdiskussion brachte der Thailänder 
Vitoon Puemphongsachroen während 
der "Anhörung" vor: das Menschenrecht 
auf eine intakte Umwelt. Zwar konn te 
die recht gut entwickelte thailändische 
Umwelt bewegung mit dem vorläufigen 
Stopp dcs Nam-Choan·Staudamms zu 
Beginn d.J. einen Erfolg \'ernlelden, 
doch verwies Vitoon insbesondcre auf 
die - im gesamten tropischen Asien wie 
in 'rhailand - rapide voranschreitende 
Entwaldung seines Landes, nur zu oft 
zum Kutzen westlicher Holzkonzerne. 
Also auch in dieser Ilinsicht sind EG und 
ASEAN "natürlicher Partner". Nur 
spricht man hierüber auf offi zicller 
Ebene nicht so gern. Es könnte die lIar­
monic stören. Und das Geschäft. 
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5Üdostuien aktucU, lIamburg, Januar 
1988 

14) Vgt Süddeut5Che Zeitung, 16.9.1987 und 
CSEA, September 1987,S. 116 

15) Vgl. Frankfurter Rundschau, 5. und 
14.5.1988 $O";e zum Thema genndl da, 
lieh Män 1988 der $ÜdoJlasien informa­
tionen, erhältlich - wie auch weitere 
Infos zur "Anhörung" in Düsseldorf bei 
der Südostasien Informationsudle, 
J OKphintnur. 71. 46~0 Bochum 

... _._-_ ..... - .,. .. 
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• 40 Jahre gchelm. 1985 aufgedeckt. In 

der BRD veßChwiegen: Von 1945 bis 1972 
wurde in Schweden an der EntwiCklung ei­
ner eigenen AtombomlM! gearbeitet. Unter 
dcm Deckmantel der zivilen Nut7ung. Un­
ter Ml7.ialdemokratlscher Regie. 

• Opposition In Israel. Gespräche mit 
Uri Avnery von der Progressiven Friedens­
li ste und GidC{)n Spi ro von JeM:h Gwul 
(~ Es gibt eme Grenze-). Wir stellcn dic Re­
volutionäre Kommum~tischc Liga - Matz­
pen mit eincm Text 7um palä~tincnsif,Chen 
Aufstand \'Or. Wir berichtcn uber die Ver­
weigerung dcs Militiirdienstes 10 den be~etz­

ten Gebicten. 

• _Weder pilnisch noch fortSChritt~gläu­
biS". So will SiCh das Gen-el hische Netz­
werk In We~tberhn sehen. Gespräch mit 
Linda Bullard und Benny Härlm uber die 
Gefahren der Gcntechnologie und die poli­
tbche Au~;nandcßCtlUng damit. 

• .. Die Abgeordneten sind nur Ihrem Ge­
wissen \·erant .... 'OO lich-. OffiZiellen Ab­
~chif..-d vom Imperativen Mandat. und damit 
\ '011 einem zentmlcn Element der Ba~lsde­
Illokmtie. feien die Grüne Panel. An der 
Frage der Gesetzgebu ng ~egen Vergewal­
tigung fliegen die Fetlen. Wir do~umen­
tieren den Streit. 

• Hefuge Debatten, Krilik an den Lei­
tungslnelhodcn. Oriefllierung~kri~e in der 
DKP smd kelfle Erfindung der TAZ, auch 
wenn sie dort als wenig inform:ltiver Auf­
guss aus antikommunistischer Hämc und 
Spekuliererei scrviert werden. Wer ~ich he­
ber anhand \'on Originalte~ten Iflformien. 
wird im AK am besten bedien\. Diesmal 
mit IkbattenlM!il rägen aus Bremen und 
Karls ruhe. 

0., ARH~:IT~:RK ,\ .\t f''' e,,,d)e'nI "e",.,..;:h<nlhch 
~I. Zen,..-h"(1 Ik. KO.'IMUM~" I5C lln. 8t,;~tn':S 
mn -$()Senen ,m Ze,junpfOrmal r~ .")em Pr." 'on D~1 
S pro Au,gall<: I:'.r '>l IU erhahen ,n allen hnlen BII<:h 
lalkn sou.,e ,n ~U1 ",n .. nrn Zcaun"laden ode, dore\.1 
be, <Je, 

.bmbul'l(er Sall- und \'frla~.koo~""li,~ 
L"IOcßl>II« 4. 2000 Hamburg 20 

1~1 040 43 ~J 20 
0., ARtn:ITERKA,\!Pl' kO!o1C1 ,m Abo.m<'ICmrnl J~h,. 
loch DM 60. k;olbj.ihrhch DM J] Ibo, Elnzdbo'lcllu" 
gen DM S plu' DM .. <Kl f\,no) 
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Selbstdarstellung der 
IWF/Weltbank-Kampagne 
Vom 27.9.-29.9. 1988 findet in Bcrlin(West) die Hauptversammlung des 
Internationalen Währungsfonds (IW F) und der Weltbank statl. Dieses 
Ereignis nimmt c in breites politisches Spektrum zum Anlaß , seinen Pro­
test gegen die Politik dieser Organisationen in einer Gegenkampagne 
auszudrucken. 

Innerhalb de r Weltwirtschaftsordnung 
und der sich seit 1982 vertiefenden Ver­
schuldungskrisc: stehen diese beiden in­
stitutionen für eine rigide Auflagenpoli­
Iik gegenüber den verschuldeten Län­
dern der "Dritten Welt", Mit ihren Auf­
lagen und Strukturanpassungsprogram­
men zielen IWF und Weltbank vorrangig 
auf die Erhaltung der Rückzahlungs­
fahigkeit umjcden Preis und greifen tief 
in die Souveränität der Länder ein. 

In Zusammenarbeit mit den Eliten der 
ausgebeuteten Länder pressen sie die Be­
völkerung zum Wohle der 'imperialisti­
schen Länder aus und zerstören ökolo­
gische Ressourcen. Besonders hart wer­
den die }o-rauen von dieser Politik getrof­
fen. Sie tragen die größte Last zerstörter 
Lebens- und Produktionsstrukturen. 
ihre Arbeitskraft und Sexualität werden 
zunehmend den patriarchakn Ausbeu­
tungsstrukturen der Industriemetropo· 
len unterworfen. 
Die Ursachen der Verschuldung dieser 
Länder liegen in der aggressiven Kred it­
politik der Geschäftsbanken und einer 
Weltwirtschaftsordnung, die den Län­
dern der "Dritten Welt" exportorientier­
te, auf die Interessen der westliehen In­
dustriemetropolen zugeschnittene Oko­
nomien aufgezwungen hat. Die Program­
me \'on IWF und Weltbank bedeuten für 
große Teile der Bevölkerung in diesen 
Ländern weitere Verelendung, Hunger 
und Tod. 
Die Menschen in der "Dritten Welt" lei· 
den aber nicht nur unter den Eingriffen 
v" n Weltbank und IWF und den Auswir­
kungen der ungerechten Weltwirt-

schaftsordnu~g. In vielen S.taaten tragen 
einheimische Staats- und Wirtschafts­
diten Mitverantwortung für die explo­
dierende Auslandsverschuldung, Auf­
rüstung, Korrup tion, verfehlte Industria­
lisierungsstrategien sowie interne Re­
pression und Ausbeutung. Es muß aller­
dings gesehen werden, daß diese Eliten 
ihre Eigeninteressen häufig nicht aus ei­
gener Kraft gegen die Bevölk-erung 
durchsetzen können, sondern mitgezicJ­
ter finanzieller und militärischer Unter­
stützung aus dem Ausland an der Macht 
gehalten werden. 

Die IWF/Weltbank-Kampagne könnte 
der Beginn einer neuen, breiten inter­
nationalistischen Bewegung sein. Die 
Kampagne bietet die Möglichkeit zum 
Austausch untcrschiedlicher Gruppen 
und eröffnet Perspektiven, um auf inter­
nationaler E.bene über Möglichkeiten der 
Gegenwehr und Zusammenarbeit der 
unterschiedlichsten politischen Ansätze 
zu beraten. Ein Ziel der Kampagne ist es. 
währt:nd der Tagung selbst die Breite des 
P"otestes und des Widerstandes gegen die 
ausbeuterische Politik von IWF und 
Weltbank und den hinter ihnen stehen· 
den imperialisthchen Staaten zu doku­
mentieren. 
Die Kampagne bezwec~t nicht nur 
punktuelle Aktionen während der Ta­
gung in Berlin (West), sondern bemüht 
sich darum, neben der Internationalis· 
musbewegung, die Frauenbewegung, die 
Friedensbewegung, die neuen sozialen 
Bewegungen, Kirchen, gewerkschaft­
liche Kräfte sowie Jobber., Erwerbs­
losen· und }O-lüchtlingsinitiativen einzu-

beziehen und intemationalistische Poli­
tik weiterzuentwickeln und verstärkt in 
die öffentliche'Diskussion zu bringen. 
Mit der Kampagne beabsichtigen wir un­
ter anderem: 
• die Ursachen der Weltwirtschafts· und 
Verschuldungskr'ise darzustellen; 
• die Funktion von IWF und Weltbank 
in der kapitalistischen Weltwirtschafts­
ordnung, ihre menschenverachten€le und 
e inseitig an den Interessen westlicher 
Industriemetropolen ausgerichtete Polio 
tik aufzeigen; 
• die Rolle der BRD, der Banken und 
Konzerne in diesem System anzugreifen; 
• zu erreichen, daß sich eine breite 
Öffentlichkeit an der kritischen Ausein· 
andersetzung mit dem herrschenden 
Weltwirtschaftssystem beteiligt; 
• angesichts der in Berlin(West) im 
Herbst versammelten Weltpresse ein 
Zeichen der Solidarität für die von IWF­
und Weltbank· Polit ik am meisten Be­
troffenen zu setzen. 
Die inhaltliche und organisalOrische 
Grundlage der Kampagne ist auf bisher 
drei Aktionskonferenzen unter Beteili­
gung eines breiten politischen Spek­
trums festgelegt worden. Im Vorfeld der 
Tagung sollen in einer breiten Aufklä· 
rungskampagne die Hintergründe von 
IWF und Weltbank und ihrer Politik ver­
mittelt werden. In ersten Aktionen 
während der J ahreshauptversammlun­
gen bundesdeutscher Großbanken haben 
wir bereits unseren Protest zum Aus­
druck gebrach!. 
In der Zeit vom 22.9.-29.9.1988 sollen 
verschiedene Veranstaltungen und Ak· 
tionen unmittelbar vor oder parallel zur 
Hauptversammlung stattfinden. 
1. Am 23./24.9.1988 findet ein Gcgen­
kongreß statt, auf dem öffentlichkeits· 
wirksam Kritik am herrschenden Welt­
wirtsehaftssystem und der Politik von 
IWF und Weltbank geübt wird und poli­
tische Alternativen und Strategien der 
oppositionellen Bewegungen diskutiert 
werden. Dieser Kongreß bietet die Mög' 
lichkeit des Erfahrungsaustauschs, der 
Vernetzung und Selbstdarstellung der 
teilnehmenden Gruppen. Zu ihm wird 
ein breites Spektrum in- und ausländi­
scher Expert innen, Organisationen und 
Initiativen eingeladen. Der Gegenkon­
greß wird bislang von einem internatio­
nal besetzten Organisationsgremium ge­
tragen. 
2. Am 25.9.1988 ist eine Großdemon­
stration mit ansch ließender Kundgebung 
unter bundesdeutscher und inter­
nationaler Beteiligung geplant. Auf ihr 
sollen die auf dem Kongreß diskutierten 
Inhalte und Alternativen in die Offent­
lichkeit getragen werden. Außerdem 
wird mit ihr versucht, die Breite des Pro­
testes gegen die IWF/Weltbank-Tagung 
und die auf ihr beschlossene Politik aus­
zudrücken. Dieser Teil der Gegenkam-
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pagne wird von einem in Berlin(West) 
ansässigen Gremium vorbereitet, das aus 
westberliner und bundesrepublikani­
sehen Organisationen besteht. 
3. Vom 26.9.-29.9.1988 ist eine 
Aktionswoche geplant, in der die unter­
schiedlichen Gruppen ihren Protest und 
ihren Widerstand gegen die Hauptver­
sammlung und gegen die Politik von IWF 

und Weltbank mit dezentralen Ak t ionen 

und Veranstaltungen verdeutlichen. 
4. Das Permanent I'eoples Tribunal ist 
eingc:1aden, seine auf einer Ank lage­
schrift lateinamerikanischer Juristen 
basierende Verhandlung gegen die Aus­
wirkungen der IWF- und Weltbank·Poli­

tik durchl'.:uführen. Das Tribunal steht in 
der Tradition der Russell-Tribunale und 
wird organisiert von der Lelio-Basso­
foundation (Italien). 

Zur organisatorischen Vorbereitung der 

Kampagne hat sich ein Arbeitsauuchuß 
gebildet. Dieser sowie die Trägerkreise 
zur Vorbereitung des Gegenkongresses 
und der Demonstration/Kundgebung 
stehen weiterhin allen Organisationen 
und Gruppen zur i>.-litarbeit offen. 
(Verabschiedet vom Arbeitsausschuß 
der IWF/Wc:1tbank-Kampagne am 

5.6.1988 in Frankfurt/Main) 

Für die Überwindung der Schuldenkrise 
Für eine gerechte Wehwirtschaftsordnung 

Die Planungen für die Aktivitäten vor und wäbrend d er IWFfWeltbank-Tagung in 

Westberlin (Gegenko ngreß Olm 23./24.9., bundesweite Demonstration Olm 25.9. und 
Aktionswocbe vom 26.·30.9.) ne bmen konkrete Formen an. Der Trägerkreis rlir den 
Internationalen Gegenkongreß, in dem u .a. BUKO. GRüNE. Jusos, Antiimperialisti­
sehe! Solidaritätskomitee (ASK) . Aktion Selbstbesteuerung (ASB), medico inter· 
national und Katholische Landjugend mitarbeiten, hat AnrangJuni dJ. einen Aufruf 
verabschiedet. Unter ihn werden national und international Unterschriften gesammelt. 
Unterstütl'.:ungserkläru ngen an; Gegenkongreß-Hüro, c/o BAZ, Oranienstr. 159, 1000 
Herlin, Tel 030·6145098. Zur Finanzierung der IWF/ Wehbank-Kampagne werden 
dringend Spendens benötigt: Sonderkon to IWF/ Wehbank-Kampagne, Kto.-Nr. 
610006177, Sparkas.se der Stadl Berlin (West), BLZ 100 500 00. 

Aufruf 

Internationaler Gegenkongre8 
1m September 1988 werden der lnternationale 
WährunpfondJ (IWf) und die Weltbank in 
Berlin (West) ihre JahTCstagung durchfUhren. 
Im Zusammenhang mit der sich seit 1982 ,·er· 
tiefenden Schuldenkrise der 'Drinen Welt' Ir,,' 
~ diese beiden Spitzeninstitutionen des in· 
ternationalen finanzsystems eine Schliissel· 
w.rantwonung. Sie stehen Hie eine rigide Auf· 
lagenpolitik. und sog. StrukluranpassunlPPro· 
gramme, mit denen sie tid in die Souveränität 
der verschuldeten Länder eingreifen. 
Die Auslandsschulden der 'Drilten Welt' belau­
fen sich h.etJte auf die gigantische Summe von 
1,2 Bio US·Dollar. Die Zin~ und Rih;;kzah­
lungsverpflichtungen dieser Länder iibCTtref­
fen inzwischen bei weitem den NeuzuOuß an 
finanziellen Mineln. Einen immer größeren 
Teil ihrotr Exporteinkunfte mussen die SdlUld· 
nerlander fur den Schuldendienst ~ufwenden, 
immer weniger bleibt für die Befriedung der 
Grundbedurfni,se der ei!;enen Bevölkerung 
und einheimische Investitionen übrig. Die 
Schulden sind unbexahlbar geworden. 
Die Ursachen dieser Situation liegen yor allem 
in einer aggressiven Kreditpolitik der ~­
schiiftsbanken, in rücksichtslos verfolgten mo­
netaristischen Konzeptionen in der Wirt· 
schaftspolitik und allgemein In einer Weltwirt­
schaflsordnun~ die den Landern der 'Dritten 
Weh' eine untergeordnete, auf die Bedw-fnisse 
der westlicheu Industriemetropolen zuge· 
schnitte~ Rolleauhwingt. 
Die Menschen in der 'Drinen Welt' leiden aber 
nicht nur unter den Eingriffen von Weltbank 
und IWF und den Auswirkungeu der ungerech­
ten Weltwirl$chaftsorduung. In vielen Staaten 
tragen einheimische Staats- und Wirt5Chafts­
ehten Mitveramwortung fur die explodierende 
Auslandsverschuldung, Aufriistung, Korrup· 
tion, verfehlte Industrialisierung$$mlt~gien so­
wie intcme Reprusion und Ausbeutuug. Es 
muß allerdings gesehen werden, daß diese Eli· 
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ten ihre Eigeninteressen häufig nichl aus eige­
ner Kraft gegel! die Bevölkerung durchsetun 
können, sondern mit gezielter finanzieller und 
militärischer Unterstulzung aus dem Au~land 
an der Machl gehalIen werden. jeder Versuch, 
aus UnterenIwicklung, Abhängigkeit und 
Elend herdu$Zukommen, ist unter diesen Um­
,tlinden zum Scheitern lerurteilt. 
Die Krise hat tr.atistrophale Konsequenzen nie 
die Menschen in dcr 'Drillen Well': Hunger, 
Armut, Krieg, Umwcltzerslörung, Manen­
arbeitslosigkeit, Krankheit und hundentau· 
sendfach Tod. Das stille Sterben in der 'Dritten 
Welt' fordert jedes Jahr so viele Opfer wie der 
2. Weltkrieg. 
Der ökonomische Ruin der 'Dritten Well' ist 
\"erknullft mit der Auflösung b<-stchender 
sozialer Beziehungen, der Vernichtung der 
natiirlichen f..<,bensgrundlagen uud der Zn· 
ttörung der kulturellen Identität. Er trifft in 
besonderem MaLk auch die Frauen, die die 
größte Last zerstörter Lebens- und Produk­
tionsstrukturen .tu tragen haben. 
Gegen dieses Elend und diese Not revoltieren 
die Menschen ill vielen Ländern in Protesten 
uud Aufstanden. Elend und NOI fUhren zur 
politischeu DestabilisieTUug bis hin zur Auf­
lösung gesellschaftlicher Strukturen. Diktato­
rische Verhältnisse sind sowohl die Folge 
dieses Widerstands, wie ,ie auch direkt be­
stimmte Länder erst dem Zugriff der inter· 
nationaleu Finanziustitutioucn öffnen. Der 
Kreis von Verelenduug, Unterentwicklung und 
Militarisierung schließt sich. 
Auch die Menschen in den Metropolen bleiben 
nicht vcrschont: Arb<-itslosigkeit, neue Armut 
und Sozialabbau, Bauernsterben und die zu­
nehmende ZerstoTUng der Natur sind nur ein 
anderer Ausdruck derselben Krise, die die 
'Drittc Welt' in den Ruin treibt. 
Ein Au,,,,-cg muß gefunden werden. 
Die \'erhimgnisvolle Entwicklung muß ge-

stoppt werden. Es ist höchste Zeit für einc 
große internationale Initiative zur Lösung der 
Probleme der 'Dritten Welt'. lorrangig des 
Schlüsselproblems der Auslaudslerschu!dung. 
Das herrschende Schuldenmanagemem von 
III'F, Wellbank, Geschaftsbanken uud west­
lichen Regierungen mit Umschuldungen. Neu­
krediten und Fall·zu·FaH-ß ehandlung bringt 
k~ine Lösu~; im Gegenteil, e~ festigt die Ab­
hangigk<:it und lerschärft die Krise. 
Ohne Schuldemtrcichung kann kein Aumeg 
gdunden werden. Die Lasten mussen nach 
dem VeruT5a(herprin~ip von d~nen getragen 
werden, die dafür "eranlwortlich sind. Dies 
erfordert zugleich eine Vetanderung der inter· 
nationakn Beziehungen und J.lachl\"erhäll· 
nisse. Deshalb brauchen die politischen und 
sozialen Bewegungen, die ihre Lebensinteres· 
sen gegen das Machtkartell Ion Konzernen. 
Banken, IWF, Weltbank und Eliten durch· 
setzen musscu, unsere Solidarität. 
Eine Schuldcnstreichung allein wird jedoch die 
Probleme langfristi~ nicht lö~en können. So· 
lange dk Beziehungen der Völker über den 
'{TCien' Weltmarkt geregelt werden und das 
Prinzip des größtmöglichen Gewinn. das pali· 
tische und ökonomische Handeln bcstimmt, 
wird die Kette der wirtschaftlichen Kri .en mit 
ihn::n verhcerenden Auswirkungen nicht ab· 
reIßen. Die Errichtung einer neuen, gerechten 
Weltwirtschaftsordnung ist daher unumgäng· 
lieh. 
Anläßlkh der Jahrestagung Ivn IW.- und Weil · 
bank rufen wir dedlalb zu einem InterIl4llio­
""kn Gegenkongnß a.m 23.(24. Seplember 
1988 in Berlin (Wut) auf. Wir waUen die öf· 
fentlichkeit auf die dramatische Situation Juf· 
Illerksam machen und gemeinsam nach Aus· 
wegen aus der Krise suchen. 
Unser Kongreß sol! 
- öffentliehkeinwirksame Kritik am herr­
schenden Welt",irtschaftssyslem und der Poli­
tik von IWf und Weltbank formulieren; 
- den Zusammenhang von AlJfrustungs· und 
'<Og. Entwicklungspolitik hervorheben; 

politische Alternath'eu und Strategien op· 
positioneller Kriifte und Bewegungen in der 
'Drinen Welt' und hkr bei uns di,kul iercn und 
sich tbarmacheu; 
- ein unub<-rhörbares Zeichen der Solidarität 
mit den von IWF- und Weithank·Polilik am 
meisten Betroffenen setzen; 
- Gelegenheit zum Erfahrungsaustausch, zur 
internationalen Vernetzung und 5clbuda,· 
stellung <.Ier teilnehmenden Organisationeu 
und Initiativen geben. 
Wir rufen alle Kräfte im In· und Ausland, die 
hieran interessiert sind und zur überwindung 
cl!."r Schuldenkrise beitragen ,,:ollen, auf, den 
KongreB zu unterstutzen und an seiner Vor· 
bereitung und Duo:hfuhrung mitzuwirken. 
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Kultur 

LesileGotle 

Diego Rivera von Wand zu Wand 
Von allen Ländern Lateinamerikas ist Mexiko woh l das künstlerisch 
ausgereiftesle und bedeutendste dieses Jahrhunderts. Dieses Prädikat ver· 
dankt es in erster Linie seiner originellen nachrevolutioniiren Wand­
malerei. Aus der nach der Revolution (1910-17) entfalteten schöpferi­
schen Kulturbewegung ragten die drei großen Maler der " mexikanischcn 
Renaissance" Diego Rivera, Jose elemente Orozo und Oavid Alvaro 
Siqueiros herau s. Rivc ras Werke wurden in den 8Der Jahren in Wcstberlin 
und Frankfurt (Anfang J 988), danach in New York ausgestellt. 

Als eine Ausstellung des Werkes des ver­
storbrnen mexikanischen Wandmalers 
Diego Rivera kür.l:!icn in Ncw Vork 
gastierte, nahm die "New Vork Times" 
auf ihren Kunstseiten keinerlei KQtiz 
davon. Sie bemerkte lediglich an anderer 
Stelle, daß Ri\'cras Werk, nur weil es 
revolutionäre Wirkung halle, noch lange 
keinen wichtigen Künstler aus ihm 
mache. 
Riveras Wandgemälde, sichtbar an vielen 
öffc ll. tli.::hen Gebäuden und Innenhöfen 
Mexikos. waren sicherlich gedacht als 
Propaganda ftiT Mexikos Bauernschaft 
und Arbeiter und für den re\'olutionären 
Sozialismus. "Wir erklären in dieser Zeit 
sozialer Veränderungen", hieß es in ci· 
nem Künstlermanifest der revolutionä· 
ren Periode, das Rivera mithalf zu schrei­
ben, daß "die Schöpfer der Schönheit 
ihre besten Anstrengungen nutzen 
müssen, um ideologische Werke für das 
Volk hervon.ubringen: KUllst darf nicht 
l:inger der Ausdruck individueller Befrie­
digung sein, der sie heute ist, sondern 

sollte eine kämpferische en.ieherische 
Kunst rur alle sein." 
Rivera war der bekannteste der Künstler, 
die mit dem Wiederauneben der mexika· 
nischen Wandmalkunst in Verbindung 
stehen. Er studierte und arbeitete in Eu­
ropa, wobei er einen wichtigen Beitrag 
zum Kubismus leistete, bevor er 192 1 in 
sein Geburtsland Mexiko zurückkehrte. 
Dort bot das Erziehungsministerium 
Künstlern öffentliche Aufträge an. um 
die Errungenschaften der mexikanischen 
Revolution zu f~iern. 
Von einem kurzen Zeitraum zwischen 
1910 und 1911 abgesehen, war Rivera 
im Grunde ein Exilant in Paris bis zum 
Sommer 1921. Im jahre 1920 war Gene­
ral Ah'aro Obregon. eine führende figur 
in der Revolution, zum Präsidenten ge­
wähl t worden und hatte eine nationale 
Wiedergeburt begonnen. 
Am Ruder stand Erziehungsminister 
j ose Vasconcelos, der Dichter, Autoren 
und Maler zusammenbrachte, um dem 
neuen Geist Ausdruck zu verleihen: 

O~. . llof der Fie· 
>1 .,· ·Wandg."' ~ ld< in 
\Ic<,lo-Sudl (1. ); e,n< 
I.ollia b<,, ~reilH den 
".",pf z" i« hen Azteken 
und Sp.n iern lu n'on ). 

Wandmalereien, von Vaseoncclos in Au f­
trag gegcben, sind noch immer der posi· 
tivste und aussagekräftigste Ausdruck 
der Revolu tion. 
Die erste wesentliche Sammlung von 
Riveras Staffelei-Gemälden und Zeich· 
nungen, die seit vielen jahren außerhalb 
Mexikos gezeigt wird, gelangte jetzt zur 
Ausstellung. Die Retrospektive, präsen­
tiert \'on dem Kunstinstitut Detroit und 
der Illexikanischen Regierung, war auf 
Tournee durch den Osten und den Mit­
tdwesten der USA im j ahre 1986, und in 
Madrid, Berlin und London im jahr 
1987. Linda Downs, die organisierende 
Kuratorin. beschreibt Riveras Stil der 
Wandmalerei als "geformt durch Studien 
von italienischen Renaissance-Fresken, 
klassischen Proportionen, vorkolumbia· 
nischen Formen der Bildhauerei, kubisti· 
sehen Raum und futuristischen Bewe· 
gungsauffassungen". Der Stil, sagt sie. 
"hat wenig Ahnlichkeit mit sozialisti· 
schem Realismus". 
Riveras erstes Wandgemälde "Die 
Schöpfung" schtnückt das Bolivar· 
Amph itheater und widerspiegelt die 
Spannung zwischen Riveras akademi­
schem Hintergrund und seinem Bestre­
ben, innerhalb einer radikalen oder 
populän.:'11 mexikanischen Tradition zu 
malen. 
Die am Erziehungsministerium zwischen 
1922 und 1928 angebrachten Wand­
malereien markieren Riveras bedeu­
tendstes Stadium. In diesen sechs j ah­
ren, die die Nachfolge eines neuen Präsi· 
denten und die Ablösung eines in Uno 
gnade gefallenen Vasconcelos sahen, trat 
Rivera der Mexikanischen Kommunisti­
schen Partei bei. 
]\lit der Hilfe von Assistenten malte er 
auch 235 einzelne Fresken, die eine 



Fläche von 10400 qm bedecken. 
Seine "Hof d er Fiestas"·Wan dgemälde 
gehören zu sein en besten Werken. Das 

"Wall Street Bankett", eine bissige Satire 
auf den internationalen Kapital ismus, is t 
ein populäres und umstrittenes Stück. 
Zu der Zeit, als er seine Arbeit am Mini­
sterium fUr ErLiehung beendete, hatte 
Rivera ein "riesiges Portrait des mexi­
kanisc hen Volkes" geschaffen, sagt 
Desmond Rochfort, einer \'on Großbri· 
tan nien s fOhrenden Wandmalern 

,.wenn es auch Kr itik gab, daß er sich der 
Geschichtsf<i.lschung hingegeben hätte". 
Erst 1929 und 1930. in seinem epischen 
Wandgemälde "Die geschichte Me xikos 
- Von der Eroberun g bis zur Zukunft·', 
begann Rivera sich der Entwickl u ng 
Mexikos zu zuwenden. 
Während der 30er jahre verbrachte 
River a vier j ahre in den USA, wo er 
immer noch als der fUhrende Künstler 
der Wiedergeburt mexikanischer Wand­
mal kunst betrachtet wurde. 

Seine Zeit beim Roekefeller Center war 
von Auseinandersetzungen begleitet und 
rief Anklagen des Opportunismus her­
vor, wei l seine Arbeit rur diese Institutio­
nen keinerlei Kritik ihres kapitalisti­
sch en Systems enthielten. Im Gegenteil, 
es schien als ob er sich damit begnügte, 
den Oberfluß und den Genius der USA 
zu verherrlichen . Seine Reputation wur­

d e nach dem Zusammenstoß mitjoh n D. 
Rockdeller wegen der Einbeziehung 
Lenins in das Mauergemälde am Rocke­
feIler Center etwas wiederhergestellt. Er 
fuhrte schließlich zu seiner Entlassung. 
We nn Rh'era auch nur vier j ahre in den 
USA verbrachte, so h atte er doch riesi­
gen Einfluß au f eine Generation von US­
Wandmalern wie Lueien ne Bloch , Ben 
Shahn und Thomas Hart Ben ton. 
Von der Zeit seiner Rück kehr nac h 
Mexiko 193 4 bis zu seinem Krebstod 
1957 war sein Sc haffen ungeheuer; Hun­
derte von Staffcleigemälden strömten 
aus sein em Atelier. 

Rochfon widersprich t solchen Kri t i­
kern, besonders in den USA, die Rivera 
als st ilistisch rüc kständig und h is t orisch 
isoliert betrachten. Er sagt: " In de r bild­
lichen Vereinigung der auseinanderstre­
be nden kulturellen Wurzeln der Ge­
schich te sein es Landes mit den Forde­
rungen semer natio,nalrevolutionären 
Gegenwart hat er das erste große Beispiel 
nac h kolonialer Kunst geschaffen." 

(Quelle: South, London, Mai 1988) 

Verschwendung 

Energieverschwendung 
und Alternativen 

Die Olpreiskrisen von 1973/14 und 1979/80, 
die in ih)"(m Gefolge aufgetretene Brennholz­
krise sowie die Reaktorkatastrophe \'on 
Ts.::hernobyl 1986 haben neue Fragen über 
Energienutzung, Induslrialisierungsstrategien 
und Energitbereitstdlung. Entwicklung alte r­
nativer, reg<:nerie rban:r Energien sowie Um­
weltschutz aufgeworfen. Drei Biichcr gehen 
diesen Fragen in untenchiedlicherWeise nach : 
Georg Cremer, Mangel und Verschwendung, 
iz3w, .-reiburg 1986, 186S. , m.t 12,80; 
WorldWlltch Institute Report , Zur Lage de r 
Welt 87/88 . Fischer Verlag, Frankfurt/M. 
1987 , 3 15 S., DM 25; 
Husscin M. Rad )" Regenerat ive Energien tur 
E ntwiek.lungs länder, Nomos-Verlagsgesell­
schaft, Baden-Baden 1987, 5 12 So, O!\t 6 1. 

Die beiden entgenannten Bücher behandeln 
sowohl global als auch entwid.lungsländerbe· 
zogen dnzdnc Themcnkomplen, wobei sie 
wichtige Bc ziehu~n und Wirkungszusam­
menhänge aufzeigen. Ein gemeinsamer Ansatz­
punkt ist beispielsweise die Abhä.ngigkeit zwi· 
s.::hen Be\·ölkerungswachstum, Verstädterung 
sowie zentralen exponorientierten l ndustria· 
lisierungsstrategien und Energiebereitstellung 
(1,37-53; 2, 13-80). So verbr.jluch t der Groß­
raum Sao Paulo in BTa5ilien mit I O%der Bevöl­
kerung 44% dn Elektrizität . 
Daß dici notgedrungen zur Vernachlässigung 
der ländlichen Räume, zur Landflucht. 
schließlich zur wei teren Verslumung der 
St~dte fUhrt, belegen die Autoren nachhaltig. 
Auch würden sich wegen der hohen Investitio­
nen fUr zentrale Energieveuorungsunternch­
men und dem gleichzeitigen Feh1cnadäquater 
Summen für die überlebenswichtigen Bl' lange 
der Be"ölkaung die sozialen Spannungen ver­
Ichärfen. 
Cremer folgut daraus. daß alle Versuche der 
Entwicklungsländer, durch energieintensh" 
e:<:portorie nti~ r te Entwicklungsstrategien den 
Süd-Nord-Abstand zu vuringern, gescheiurt 
sind. Im Gegenteil haben hohe Kreditauf­
nahmen für im Nachhinein unsinnig erschei­
nende Großprojekte die Verschuldung und da· 
mit die neokoloniale Abhängigkeit der Ent­
wicklung$länder zusätzlich "eu chärft_ So wer­
den allein die Kredite an Energieversorgungs­
unternehmen auf über 180 Mrd S gerchätzt (2, 
128). 
Ausgehend von der Energiepreiskrise weisen 
die Autoren auf die wachsenden ökologischen 
Belastungl'n durch den Raubbau an den Holz­
reluven hin, die zunehmend als billige Alter· 
native zu fossilen Brennstoffen herangezogen 

wurden und werden (I, 32-S6; 2, 55-58). 
Nimmt man l.B. dil' Vergleichszei träume 
1972· 75 und 1980-82, so sanken z.B. im Raum 
Dclhi in Indien die Waldflächen um 60% (2, 
56)_ 
Konsequenzen sind Erosion. Vernichtung 
landwirtschaftlicher Nutzflächen und Nah­
rungsmiHcldefizite_ Die werden durch Im­
porte abgedeckt, die durch Kreditaufnahmen 
im Ausland gedeckt wcrdl'n müßten. Da lang­
fristig dueh den ungehemmten Verbrauch fo s­
siler Energieträger sowil' die gleichzeitige Ver· 
nichtung der Holzrescrven ein beängstigender 
Anstieg der C02-Konzentration in der 
Atmosphäre und dadurch die Gefahr einer 
Temperaturerhöhung zu belUrchten ist, for­
dern die Autoren dringend .~ltemali\"en (1. 
127-132;2,255-290). 

In der Atomenergie wird eine solche Alter­
native nieht gesehen_ Das Worldwatch Inui­
tute weist nach, daß in den meinen Entwick­
lungsländern mittlerweile die Ben:iuehaft wic 
auch die finanzi ellen Möglichkei ten gesunken 
sind, solche "tu errichten (2, 80-117 )_ Darüber 
hinaus wären Atomkraftwerke wegen ihrer 
Mindcstgröße bei der Stromabgabe nicht M­
zentral einzuse t~e n, trieben wl'gen des Teeh­
nologicimpones die Entwicklungsländer ein­
mal mehr in Abhängigkeit \'on den imperialisti· 
sehen Staaten. Weiter steigt die Gefahr des 
nuklearen Waffcncinsatzcs bei solchw Staa· 
ten. die mittlerweile in der Lage sind, einen 
geschlossenen atomaren Brl'nnstoffkrcislauf 
nutzen Z\.l können, z_ß. Pakistan, h rael oder 
Südafrika (1,69-81 ). 
Alternativen dagegen stellen sich auf den Fd ­
dl'm dl'zentraler Wasserkrahwerke, die die 
Natur weniger belasten und keine umfassende 
Vert re ibung der Bevölktrung hervorrufen, der 
Wind·, Bio- und Sonnenenergie ( I , 62·68; 2, 
119·152). Diese Energiearten könnten in 
Kombination mit I' nergiel'insparl'ndem 
Recycling (so können z_ B. beim Aluminium· 
Recycling 95% des Strombedarfs eing<:span 
werden: 2, 153-192), tiefgreifenden Energie­
sparmaßnahmen, Maßnahmen zur Erhöhung 
des Wirkungsgrades von Elekt rizität und mit 
dem Einsatz angepaßter Technologil'n, bei­
spielsweise in Form der traditionellen Lehm­
bauweise (I, 54·6 1 j, Energi,· aus fossilen Ener­
gieträgern Zum großen Teil l'[Setzen_ Sil' 
könntw aueh die Liick.e schließen, die aus dem 
prognostizil' rten wachsenden Encrgiebtdarf 
erwächst. um auch längerfristig Zu einer un­
mittelbaren Verbes$C' rung der lebensbedin­
gungen der breiten Masse der Bevölkerung 
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gung mit gesundem Trinkwasser, sanitären 
EinrichlUngcn, TraMp0rlmittcJn, Gesund· 
heits- und Bildungsclnrichlungtn sowie Stei· 
~rung der landwirtschaftlichen Produktion 
(Bewässerung, Bearbeitung, Düngung) zu kom· 
men (1,44·53;2,193·254). 

Als Einstieg in die Prohlematik sind beide 
Bücher sehr zu empfehlen. Sie sind verstand· 
lich ge5Chrieben und r~gen zur Weiterbeschäf. 
tlgung an, wozu der umfangreiche Anmer· 
kungsapl,arat wichtiges ~laterial an die Hand 
gibt . 

Rad ~' richte t sich da schon an Spezialisten. Im 
ersten T~il (31· 145) v~rzichtct er weitgehend 
auf die oben als positiv erachtete Daotellung 
und Analys" von Wirkungszusammenhängen. 
Er lider! ab .. r ein~ nicht unint .. ressante Zu· 
uandsbeso.:hrdbung über Erfahrungen aus den 
Auswirkungen d .. r Energiekrise, Und er .. nt· 
wickelt, aus~hend von dem verftigbaren Ener· 
giepotential und dem zu t rwartenden Energie· 
b .. darf der ölimportit:r .. nd .. n Entwicklunß$län· 
der, eine dezentrak Energie,'e rsorgungsstrate· 
gie auf da Basis rcgeneriaharer Energiequd· 
len, wie Solar·, Wasser·, Wind· und Bioenergie. 
Er erfaßt das Potential der regenerativen Ener· 
giequellen und bewHtet das zu ihrer Entwick· 
lung notwendige Know·how. 

Zwar wähnt Rady die Versorgung von Groß­
räumen vorläufig nur durch .zentrale Einrich· 
tungen machbar. In du nächsten Zukunft hält 
er alludings auch hier ein .. Dezentralisierung 
fur möglich, und zwar durch dcn Einbau ,'on 
Solaranlagen zu Heizzwccken/Stromvcrsor· 
gung. Ilauptsache sciner Untcouchung ist aber 
der Einsatz r .... grn .... rativer Energieträger in 
liindlichen Räumen, zur Wasscnlersorgung, 
zum Antrieb von Maschinen oder zum Ersatz 
fossiler Brennstoffe bei Autos/Traktoren. 

Oi~ Darstellung ist sehr technisch und übu 
weite Str~ck~n dem Laien kaum verständlich, 
w~nn Itady anhand von Tabellen, math~mati· 
sehen und chemischen Formeln Wirkunß$' 
zusammenhänge e rläutert und Wirtschaftlich· 
keitsber .. chnung .... n anstellt. Man muß ihm ein· 
fach vertrauen, wenn man se ine Ergebnisse 
nicht nachrechnen und nachpriifen will. Auch 
nicht jed~rmenschs Sacht dürften die Bau· und 
Konstruktionneichnungen von Solaröfen, 
Siog:uanlag .. n oMr Destillationsanlagen zur 
Gewinnung von Bioa\kohol sein. Für den Prak· 
tiker, Techniker oder Entwicklungshelfer 
allerdings lidert er wichtiges und uriverzicht· 
barcs lli!fswerk. Ulrich Itupp 

Infos zur SolidarilaI 

AktIonen für die 
Rettung der Sharpeville 6 
Imm .. r noch ungewiß ist derzeit das Schicksal 
der "Sharpeville·Sechs" - jener sechs Schwar· 
zen, welche im Dezember 1985 wegen angeb­
licher B .. teiligung an der Tötung du schwanen 
StadtratesJacob Dlamini zum Tode verurteilt 
worden war .. n. 
Insbesondere der Tatsache, daß den Sccbs nie· 
mals rine dirckte Beteiligung an der Ta t nach· 
gewiesen wurde und ihre Verurteilung einzig 
auf der Grundlage der "Doktrin der gemein· 
samen Absicht" zur Durchführung der Tat 
fußtc, waren massive, wcltweite Protes te und 
Gnad<'ngesuche geschuldet. 
Auf die nach zahlreichen gcscheittrttn Seru· 
fungsverhandlungen zunächst für den 18. März 
dJ. angesetzte Hinrichtung hatten auch die 
bundesdeutschen Anti·Aparthcid·Kräfte mit 

-
Bezahlt 
wird nicht. 
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musiven Protes taktionen, D .. monstrationen 
und Handlungsaufforderungen an dic Bundes· 
regierung gt:antwortet. 
Erst nachdem der Hauptbela5lungszeuge kurz 
vor d .. r Hinrichtung zugegebeIl halt .. , daß ~ine 
Aussage unter Folter erpreßt worden sei, wur· 
de die Hinrichtung zunächst auf den 18. April 
dJ., dann um mehrere Monat~ v~rschoben. 
Der Oberst~ Gerichtshof in Sildafrika hat es 
jedoch am 13. Juni dJ. abgdehnt, das Ge· 
richtsverfahren wieder aufzunehmen. DerseIhe 
Richter, der di .. Sechs zum Tode verurteilt 
halle, erklärte, ~s gehe genügend "unstrittige 
Beweise" flir ihre Schuld. Die Hinrichtung 
wurde bis zum 19. J uli dJ. ausge!t'tZl. 
Angesichts der Tatsache, daß die massiven 
weltweiten Proteste nichts an der Ablehnung 
einer Begnadigung der "Sharpe,·ille·Sechs" 
durch Apartheid·Chef ßotha zu ändern ve .... 
mochten und die westlichen Regierungen sich 
auf vtrbale Prottste h<'schriinkcn, tritt di .. For· 
derung nach umfassenden Wirtschafusank· 
lianen gegen Südafrika immer mehr in den 
Mittelpunkt der Diskussion. 

GOF und .Amnesty gegen 
neues Ausländergesetz 
Die beiden türkischtn Immigrantenverbände 
Einheit für Demokrati~/Europ.a - Föd .. ration 
der Arbeit.., aus der Türkei (DiBAF) m,d 
Föderation der Arh .. it~nI~reine der Türk~i in 
der Bundesrepublik Deutschland (FiDEF) 
haben sich am 7./8. Mai dJ. auf einem Ver· 
einigungskongreß in Duisburg zur Färderation 
der Immigranunvereine aus der Türkei (GOF) 
zusammengeschlossen. Zum Bundesvorsitzen· 
den ditser Föderation wurde Hasan Ozcan, zu 
st"inem Stellvertreter Erol Boyraz gewählt. 
Dab .. i ,,'Urde die Notwendigkeit zur Schaffung 
"einer möglichst breiten Gemeimchaft der Im· 
migranten" herrorgehoben. 
Die ca. 250 Delegierten aus 69 Städten der 
BRD faßten u.a. einen Beschluß g~gen die ge. 
plante Verschärfung der Ausländerge$l':tze. 
Darin I'oird Bundesinntnminister Zimmer· 
mann vorgeworfen, durch die Novellierung des 
Ausländergesetzes die Recht .. der Immigran· 
ten zu beschneiden ulld die hierzulandc leben· 
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den Ausländer aU51.ugr~nzen. Der Gründungs· 
kongr~B der GOF beschloß daher: 
• die demokratische Offentlichkeit in der 
BRD, Organisationen und Einulpersonen, 
auf:tufordern, ~gen die o.g. Gefahren anZu· 
gehen und in dieser Sache eine Zusammen­
arbeit vorzuschlagen; 
• die türküche Regierong sowie Parteien, Ge· 
werkschaften und demokratische Organisatio· 
nen in der Türkei über die Lage der 1,5 Mio 
Turken im Ausland zu inrormieren, um sie zu 
geeigneten Maßnahmen zugunsten d~r Immi· 
granten zu bewegen; 
• alle Immigrantenorganisationen ohne Vor· 
bedingungen auf der ,.Grundlage ~genseitigen 
Verständnisses" :tum gemeinsamen Handeln 
aufzurufen. _ 
Die bunde5deutsche Sektion von amnesty in· 
tcmational (ai) kritisierte auf ihrer Jahr~s\'~r­
sammlung End~ Mai dJ . die geplant~n Ände· 
rungen im Ausländerrecht. Dabei wurde be­
sonders bemängelt, daß der Entwurf des Bun· 
desinnenminiSl~riums rur ein neues Ausländer­
oufenthaltsgesetz (AAG) \'om l. Februar 1988 
Personen, denen in ihren Heimatländern poli· 
tische Verfolgung im Sinne ~on Haft, Folt~r 
oder Todesstrafe drohe, nicht hinreichend \'or 
Abschiebung schütze. 
Das geplante AAG sichere denjenigen Opfern 
.. on McnKhenrechts\"erletzungen, denen auf· 
grund der Spruchpraxis kein Asyl gewährt wer· 
d~, auch ausländerrecht lich keinen Ahschiebe­
tchutz zu und biete somit keine Lösung ftir die 
aufenthaltsrechtliche Siwation politiKh Ver­
folgter, sondern schränke ihren Schutz weiter 
ein. Daher lehnt ai den Entwurf ab und fordert 
die Bundesregierong auf. dafUr:tu sorgen. daß 
den betroffenen PeT$Onen ein ausländerre<:ht· 
Iich \"erankerter Abschiebeschutz zukomme 
und ihnen dementsprechend eine Aufenthalts· 
erlaubnis erteilt werde. 

"Pintig" - für die 
Befreiung der Philippinen 
Die erste Ausgabe der Philippinen·Zeiuchrifl 
.. pintis'· ist jetzt von der Arbeiugruppe Philip' 
pinen (agphi) herausgegeben worden. Das 
Blall, das vierteljährlich erscheint, soll öffent· 
lichkeit schaffen, um die Notwendigkeit struk­
tureller Veränderungen der philippinischen 
Gesellschaft aubuzeigen. 
"pintig" will als Sprachrohr fur die \'erschie· 
denen Kräfte der nationalen demokratischen 
Bewegung gegensätzliche Positionen ausleuch· 
ten und Entwicklungen ~rständlich machen. 
Dazu sollen vor allem Dokumente und Ana· 
lysen dienen. Oie Zeitschrift kann für 20 DM 
im Jahr bei agphi. Postfach 32, 5444 Polch 
hezogen werden. 

NamIbia 

Gewer1lschaftsführer 
wirbt für Solidarität 

Auf Einladung der Anti-Apartheid·Bewegung 
und 10 weite rer Organis.ationen hielt sich der 
Generalsekretär der namibitchen Bergarbeiter­
Gewerkschaft MUN, Ben Ulcnga, Ende April f 
Anfang Mai zu einer Rundreise in der Bundes· 
republik auf. Ulenga halle in zahlreichen Ge­
sprächen mit Vertretern von Parteien, Kir· 
chen, Gewerkschaften, Solidaritäugruppen 
und Jugendorganisationen sowie in \ielen 

öffentlichen Veranstaltungen auf die Verant· 
wortung der Bundesrcpublik rtir das Fortbe­
stehen \'on Rassismus und Kolonialismus im 
von Südafrika widerrechtlich besentcn Nami· 
bia aufmerksam gemacht. 
Er verwies dabei immer wieder auf die völker­
rechtswidrige Kollaboration bunde5deutscher 
Firmen (u.a. Nukem) bei der Ausbeutung der 
namibischen Uran\"orkommen. Die hochrangi­
gen Gesprächspartner (u.a. NRW·Minister· 
präsident Johannes Rau), die beachlliche 
MedienresonBIlZ und die z. T. gewaltigen Zu· 
hörermamn bei sein~n Auftrillen (z.B. die 
I. Mai-Veranstaltungen in Hannover und Harn­
burg und das DGB.Jugend-Konzert in West­
Berlin) haben die Rundreise zu einem großen 
Erfolg rur die Solidaritats.arbeit mit dem Be· 
freiungskampf deI namibi!IChen Volkes ~. 
macht. 

Aktionen gegen 
Regenwaldzerstörung 
Der Bund rur Umwelt und Naturschutz 
(BUND) und der Deutsche Naturschutzring 
(DN R) haben in einem am 24. Maid.]. in Bonn 
veröffentlichten Brief an den Präsidenten der 
Weltbank, Barber Conable, gefordert, daß die 
Weltbank keine Kredite mehr fur Projekle in 
der Drillen WeIl ge,,".ihn, die die Umwelt ge­
f.ihrdeo. 
Der Weltbankpräsident wurde in dem SChrei· 
ben ersucht. Kredite nur noch dann zu ver­
geben, wenn in den betreffenden Ländern eine 
.. sozial und ökologisch unbedenkliche Regio­
naJentwkklung" gewährleistet sei. BUND und 
DNR werfen der Weltbank vor, durch ihre 
finanzielle Unterstützung Projekte, wie etwa 
Staudämme, in der Dritten Welt zu fördern, 
"die großf.iumig tropische Regenwälder ver­
nichten lind den Ureinwohnern dieser Regio· 
nen ihre ubensgrundlage entziehen". 
Seit geraumer Zeit befaßt sich auch die AG 
Drille Welt der GRüNEN im Bundestag mit 
den Ursachen und Konsequenzen der Zer· 
störung tropischer Regenwälder. Das "On 
ihnen herausgegebene Faltblatt .. Raubbau am 
Regenwald:' sowie weiten: M;Herialien zum 
Thema sind tiber Barbara Unmüßig, DIE 
GRüNEN im Bundestag, Bund~shau!, 5300 
Bonn I,zuerhalteo. 

Fnedensbewegung 

Aktionskonferenz 
beschließt neue Kampagne 
Mil einer langfriiUig angelegten Aktions· und 
Informationsbmpagne wi!1 die Friedensbewe· 
gung die aus den Globah'erhandlungen 
UdSSR-USA erwachsenden Chancen nutzen, 
um eine Abriinung5dynamik voranzutreiben 
und die von NATO·Kreisen vorbereitete neue 
"Nach rüstung" bzw. Ersatuufrilitung zu be­
kämpfen. Dies beschloß die Aktionskonfereru: 
der Friedenshewegung, die am 7.{8. Mai dJ. in 
Tühingen tagte. 
Oie rund 400 Teilnehmer setzten sich in ihrem 
Abschlußdokument einerseits das Ziel, Feind· 
bilder 3bzubauen (Versöhnung mit der 
UdSSR!) und andererseits aktive Friedensvor· 
bereitung zu betreiben mit den Kernzielen: 
Atom- und Chemiewaffen abschaffen; auch 
konventionelle Waffen einschneidend ab­
rüsten, das westeuropäische Atommachtstre­
ben, spe:r:idl die französiseh·hunde5dcutsche 
WaffenbTÜderschaft, zuriickzudrängen. Dies 
Läuft auf die überwindung der Abschreckungs­
logik und des Strebens nach militärischer 
überlegenbeit binaus. Und CI iSl verknüpft mit 

einer Kampagne fur die Verankerung des 
BRD·Atomwaffen\"crzichts im Grundgesetz. 
Oie Friedensbewegung will die auf der Stra­
tegie· und Aklionskonferenz von Bonn 
(November 1987) entworfenen Alternati\'· 
ideen weiterdiskutieren und gleichzeitig ab 
Herbst dJ. Aktionen gegen die NATO· 
" Modernisierung" starten. So 3m 1. Oktober 
in Böblingen, dem Standort der ersten 
deutsch·französischen Brigade, 3m 15. Okto· 
ber vor dem NATO·Kriegführung!bunker in 
Linnich und am l6.{l 7. November anläßlkh 
der Tagung der NATO·Versammlung in Ham· 
burg. 
Am 12. November soll in Frankfurt·Eschborn, 
dem Sitz des rur die Genehmigung ftir Rü· 
stungsexporte zuständigen Bundesamtes für 
Wirtschaft, eine Demonstration furden Stopp 
aller Riistungsexpone stanfinden. "Die Bun· 
desrepublik ist". so der Aufruf, "durch ihre 
RiistungsexpoT!-Polilik an den Kriegen in der 
'Drillen Wc]t' direkt beteiligt, insbesondere 
auch am Iran·lrak·Krieg. .. " Und: die durch 
AbTÜs tungsKhritte "freiwerdcnden Gelder sol­
len "Zugunsten der Bniehungc:n mit der Dritten 
Welt ... eingcsetzt werden". 
Außerdem unterstützte die Tiibinger Konfe­
renz .,die Aktionen, die die ausbeuterische 
IWF-Politik verdeutlieben und Alternativen 
aufzeigen sollen und ruft zu den Aktionen der 
II\'FfWeitbank·K.a mpagne in Wenberlin mit 
auf'. 

SAHARA-INFO 

~;;;-;:;;;;~ regelmäßig über 
- den Befreiungskampf der 

F. POLISARIO 
- die diplomatischen Ausein· 

andersetzungen um die 
WESTSAHARA 
das Leben in den Flücht· 
lingslagern der Sahrauis 
die Demokratische 
Arabische Republik Sahara 
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Kurzinformationen 

Sudan 

Moslembrüder 
In neuer Regierung 
Die Regierungskri~, die ~it August 1987 zwi· 
sehen den beiden Koalitionsparlnern, dcr 
Umma·h.rtei des PrcmicrminislCfs Sadek al 
Mahdi und der Dcmokrati5Chen Unionisti· 
schen Partei (DUP) schwelle, wurde am 16. 
~tai dJ. durch die BildungeIner Regierung der 
"nalionalen Einhdt" beigeIegI. Bedeulend ist 
<Iabei die übernahme ron MinisIerposten 
durch die Nationale Islamische Front (NIF), 
der poliliKhen Vertrelung der Moslembrüder 
und dritlSlärk,ten Partei im Parlament. 
Auf ihr Verlangen hin soll das islamiKhe 
Rechtssystem. die Sharia, wieder in Kraft ge· 
setzt werdelL Sie war 1983 unter der Regie­
rung Numeiri vom damaligen und jetzigen 
J ustizminister, Hassan al Tourabi, dem Führer 
der NU' eingefuhrt worden. Dies war mit ein 
Grund für den Sturz Numeiris im April 1985 
und das \\liederaufflammen des Bürgerkrieges 
im nichtmoslemischen Suden. Die in der Sharia 
vorge~hencn körpcrli<:hcn Strafen - Amputa· 
tionen, Geißelungen und Steinigungen - wa· 
ren nach 1985 ausgesetzt worden. 
Der Regierung~intrilt der MoslembfÜder ist 
auf $<;harfen Protest der Linken und der mei· 
sten Paneien des Südens gc~toßen. Die Regie· 
rung hat unterdessen die Opposition davorge· 
warnt, die Gewerkschaften für politiKhe 
Zwe<:ke zu benutzen und insbesondere die 
Regierung an der Einführung der Sharia zu 
hindern. Innenminister General Abdcl Majid 
Khahl warf der Kommunisti.«:hen Panei vor, 
.,Sneiks und Proleslbewegungen zu initi· 
ieren". Am 22. Mai dJ. war es in Omdourman, 
In der Nahe der Haupmadt Karthum, und in 
.... tbara. 280 km nördlich dalon. zu Streiks und 
Demonstrationen gegen Brot· und SlTom· 
knappheit gekommen. 

I.jbanon 

Hizbollah verdrängt 
die Amalln Ost-Belrut 
Mehr als 250 Tote und 800 Verletzte sind die 
blutige Bilanz der jüngsten be,,"~ffneten Aus· 
einandcrsetlungen zwiKhen Schiitenmitizen 
,on der proiranischen Hlzbollah und der pro· 
syri<chen Amal im Silden Beiruts. Die Kämpfe, 
die zu großen Geländegewinnen der Hizbollah 
flihrten, waren am 6. ~h; dJ. aufgeflammt, 
na<:hdem die Hizbollah sich geweigert halle, 
drei des Mordes verdächtige Mitglieder ihrer 
Organisation an die Amalauuulidern. 

J)cn tieferen Hintergrund fijr die Eskalation 
der Kämpfe bildete allerdings die anhaltende 
Rh-alität der Leiden S<:hiitengrupp-t'n um die 
VorheTf5Chaft im SÜdJibanon. Diese insbeson· 
dere ,'on HizbolJah ruf .... ktionen gegen Israel, 
das immer noch tinen sog. SieherheiusITeifen 
im Sildlibanon besetzt hält, genutzte Region 
war Anfang April zunehmend unter den Ein· 
fluß der Amal geraten. Zusdtzlich angeheizt 
wurden die Kämpft durch zwei isr.diKhe 
Militäraktionen im Südlibanon am 2. und 22. 
~Jai dJ .. welche insbesondere gegen die lIiz· 
boUah gerichtet waren und die Bewegung mehr 
als 40 Kämpfer kosteten. 
Syrien, das seit Febl\lar 1987 mit einem Trup· 
pc::nkontingent als Ordnungsmacht im Sild· 
libanon präsent ist, zögerte mit einer Inter· 
vention zugunsten der von ihm unterstützten 
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.... mal und zur Beendigung der Kämpfe. Es 
wollte sein Zwtckbündnis mit dem Iran, wel· 
eher die Hizbollah finanziell und militäriKh 
förden, nicht gefahrden. Erst nachdem in lang­
wierigen syrisch·iranischen Verhandlungen 
Einigkeit darüber enielt worden war, keine 
,'ollständige Entwaffnung der Schiitenmilizcn 
vorzunehmen, wurden die Kampfe durch die 
am 27. Mai in Süd·Beil1.lt einr,kkenden syri· 
sehen Soldaten beende!. Von einer grundsätz· 
lichen Befriedung Südlibanons kann hingegen 
keine Rede sein. 

Annäherung auf 
Kosten der POUSARIO? 
Am 16. Mai dJ. vereinbarten Al~erien und 
Marokko, diplomatische Beziehungen wieder 
aufzunehmen und das Verhältnis zwischtn bei· 
den Staaten zu normalisieren. Marokko halte 
1976 die Beziehungen abgebrochen, Tl'Ichdem 
Algerien die Demokratische Arabische Repu· 
blik Sahara (DARS) anerkannt halle. Die 
DARS war von der Volksfront fiir die Befrei· 
ung von Saguia el·Hamn und Rio de Oro 
(POLISA RIO), die 3m 20. Mai dJ. den 15. 
J ahrestag ihrer Gründung feierte , in der von 
Marokko besetuen Wutsahara ausgel\lfen 
worden. 

Mauretanien, Tunesien und Libytn hatten eine 
Normalisiel1.lng der Beziehungen zwischen 
Algerien und Marokko zur Voraussetzung fUr 
ei~ engere polilische und wirts<:haftliche Zu· 
sammenarbeit aller Staaten der Region ge· 
macht. Algier hatte in letzttr Zeit mehrere 
Initiati"en ergriffen, um die Integration der 
Maghreb-Staaten ,·oranzutreiben. 

Im gemeinsamen algerisch'rnarokk~nischen 

Kommuniquc wird zur Lösung des \\'cstsahara· 
Konfliktes die Abhaltung eines Sclbstbestim· 
mungsreferendums befiirworut. Die DARS, 
die mittlerweile von 71 Staaten, darunter der 
Mehrheit der afrikanischen, anerkannt ist, be· 
grüßte die Annaherung 1:wisehen Algier und 

Guatemata 

Rabat, da sie die Chancen für die Errei<:hung 
des Friedens verbessere. Wie die UNO und die 
OAU fordert die DARS jedoch weiterhin 
direkte Verhandlungen mi t Marokko und d,e 
Abhaltung eines Referendums nach dem Ab· 
zug von marokkanischen Truppen, Vel"Wal· 
tung und Siedlern. Dies wird weiterhin \'on 
Marokko abgelehnt. 

Eeuador 

Borja gewinnt 
Präsldentschaflswahl 
Bei der Stichwahl am 8. Mai dJ. wurde der 
Sozialdemokrat Rodrigo BoIja zu neuen Präsi· 
denten Ecuadors ge .... -ählt. Nach heftigem 
Wahlkampf siegte der Anwalt mit 54,1 % der 
Stimmen über seinen populiSlischen Rivalen 
Abdala Bucaram "on der Roldoistischtn Partei 
(PRE ). Die zweite Wahlrunde war notwendIg 
geworden, da beim ersten Urnengang am 31. 
J anuar dJ . keiner der Kandidaten die uforder· 
liehe absolute Mehrheit erlangt hallt (vgl . AlB 
4/ 1988, S. 50f.). 
Am 10. August dJ. wird Borja. dessen Partei 
der Demokratischen Linken (PIO) mit 30 von 
71 Si tzen über den größten gcschlos<tnen 
Block im Parlament "erftigt, seinen konserva· 
tiven Vorgänger Leon Febres Cordero ablösen. 
Zur Bekämpfung der schweren Wirtschafts· 
krise will der künftige Präsident Reformen in 
der Landwirtschaft, im Finanzsektor und im 
sozialen Bereich einleiten. 
Durch Steigerung der Kaufkrah der Bevölke' 
rung will er die Produktion ankurbeln. Borja 
tritt für eine verstärkte staatliche Planung tin, 
obnt jedoch das Prin~ip der gemischten Wirt· 
schaft durch Verstaatlichungen anzulasten. 
Der neue Präsident kündigte außenpoliti5Ch 
die sofortige Wiederaufnahme diplomati5Cher 
Bcziehungen zu Ni<:aragua, eine aktivc Mitar· 
beit seines Landes in der Bewegung der Nkht· 
paktgebundenen, der Contadora·Grupp<: und 
in der Gruppe der Acht an, unter Betonung der 
nation..Jen Sou"er,;nitat Ecuadors ~egenilber 
den USA. 

Putschversuch gescheitert 
Am 11. Mai dJ. ,"ersuchte ein Teil der Armee 
gegen die ~itJanuar 1986 in GuatemaiJ amtie· 
rende Regierung des Christdemokraten 
Vinicio Cerezo zu putschen. Die Rebellion 
konnte nach wenigen Stunden von regime· 
!reuen Truppen unter Führung von Vertcldi· 
gungsminister lIector Gramajo unblutig be· 
endet werden. 
Nach offiziellen Angaben beleiligten sich an 
der Erhebung ca. 1.000 Soldaten und Offiziere 
zweier Garnisonen inJutiapa und Retalhulcu. 
Nach neu esten Erkenntnissen aber waren weit 
mehr Personen "erwickclt, als bisher angenom· 
mtn. Insgesamt werden acht Zivilisten lind 10 
Militärs direkt \erantwonlich gema<:hl, unter 
ihnen auch der Gtneralsekretär der rechugc­
ri<:hteten Nationalistis<:hen Partei, Mano 
Casttjon. und der ehemalige Prdsidenl$chafts­
kandidat des Authentischen NatioTl'llistiscben 
Zentrums (CAN), Gustavo Anzueto Viclman. 
Mindestens 10 Offiziere des Heerts befinden 
skh nun 111 Untersuchungshaft. Einige hohe 
Offiziere wurden strafver~tzt. Oberst Galv':z 
Cort':z, der im Verteidigungsministerium ar· 
beitete, wurde aus dem Militärdienst entlassen, 

die Namen von fünf am gescheiterten Staats­
streich beteiligten Zivilisten den Gerichten 
zwecks Einleitung "on Untersuchungen be· 
kanntgegeben. 
Während Gramajo und Cerezo den PutKh· 
versucb als " Disziplinlosigkeit" und "ti ne 
emotionale Reaktion" einiger "on rechtse:o;· 
tremen Elementen becinflußter Militä rs herun· 
terspielten, beurteilen viele Beobachter die 
Hintergründe als ticfreichender. Sie btntnnen 
als Anführer eine ~heime Gruppe rtebuextre­
meT Offi~iere, die wiederbolt in der Presse als 
"Offiziere der Berge"gcgen die Regierung und 
den Verteidigungsminister gehetzt hatten. 
Finanziell und politisch unterstützt wurden sie 
niehl nur "on rechten Politikern und Parteien, 
sondern auch 'on Pri.·atunternehmern und 
Medienvenretem, die die wenigen sozialen 
und politiKhen Zugeständnisse der Regierung 
revidieren wollen. 
Der ultrarechte Flügel der Armee opponiert 
vor allem gegen die eventuelle Wiederauf· 
nahme der bisher einmalig im Oktober 1987 
abgehaltenen Gespräche zwischtn der Regie· 
rung und dem Guerillabündnis der Nationalen 
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Revolutionaren Einheit Guatemalas (UR..'IG) 
im Rahmen des Esquipula,..Friedensplanes. 
Eine neue oialogrunde zwischen der Natio­
nalen VeTsöhnuogskommission (CNR) und der 
URNG waT rur den 21. und 22. Mai dJ. in San 
Jo~ (Costa Riea) ,·orgeschen. Die Ultnl' 
rcchttn fordtrn als Vorbtdingung rlir weiUrt 
Vemandlungtn die btdingungslose Kapitul~· 
tion dtr AufnandiKhcn und Ithncn jegliche 
Beteiligung der linken Oppo,ilion an polili· 
Khtn Entscheidungen ab. 
Die MiHtarerhebung wiTd auch ah Venuch in· 
terpretiert, dtn dtr Regierung nahenehenden 
Gramajo-t'llIgtl In dtn StTtitkuften (alJO die 
MilitäupilZt) dureh eine rechtsgerichtetere 
Altermllhe zu enen:en, die noo::h härter gegen 
dit Guerilla durc;hgrtift und gegen die demo­
kraliKhen Malstnorganis:uiontn 'orgeht. Ob· 
wohl der l'utKhversuch fehlge5Chlagen ist, in 
tr doch, zumindest rLir die Streitkräfte, als 
Erfolg zu wtrten. 
Dit CNR gab bekannt, daß die Ges]lr'.iche mit 
der Guerilla wegen Mr 5Chwierigen internen 
Situation de, Landes erst einmal vtm:hoben 
wcrden. Ctrtzo hecHte sich zu versichern, die 
Regierung wolle kilnhig den Bedlirfninen des 
Militän stärkere Beachtung 5Chenken. 
Hinter dieser Haltung neckt auch die Angst, 
daß dit Militä., bti dnem ~ls ~u hart empfun· 
denen Vorgehen gegen die PUl$chinen einen 
zweiten, ditsmal erfolgreichen lIandstreich 
durchfUhrtn könnttn. Oie Warnungen dazu 
sind unüberhorbar. Zwti Gtnerale, die "on 
Gramajo ab "mit dtr gtgenwiirtigen Heeres· 
führung unzufrieden" btzeichnet wtrden. 
äußtTlen die Ansicht, eint Bestrafung der in 
den Umuu!'Z'tnuch verwickelten Offiziere 
könnte zu eintr "allgemdnen Erhebung im 
Heer" führe. 

. ... 

Giftmüll für 
die DrItte Welt 
Um Umweluchutuunagen und die hohen 
Kosten Hir die Giftmüllbeseitigung zu um· 
gehen. e"portieren weueurolläisehe und USo 
amerikanische Firmen !iChJdliche Produk· 
tionsrllckstände "erstii rkt in Länder der Drit· 
ten Welt. Sie nutzen dabei die wirt-Khaftlichc 
Notlage und die geringen Kontrollmöglichkei· 
ten dieser Lander aus. 
In einer Resolution hat die Org~nisation fUf 
Afrikanische Einheit (OAU) Ende Mai dJ. auf 
ihrem Gipfel in Addis Abeba diese Praktiken 
.-erurteilt. Anlaß hierfur waren u.a. Vertr'.i.ge 
zwischen Guinea·Bissau und welleuropaischen 
Untemthmen. in dentn sich der .... tstafrikanj· 
sehe Staat btreit erkl,,-rt hatte, I ~ Mio t Gift· 
mtill zum Preil "on 40 Sft auf:tunehmen. Die 
Einnahmen "'\Irden den :t;"'eifachen Gegen· 
wen der Auslandssehulden des Landes aus· 
machen. Die Regierung will die Vertr'.ige jetzt 
annullieren. 
Auch Benin 1011 im Janu;u- dJ. die Aufnahme 
von bis zu !I Mio t GiftmUll jJhrlich zum Preis 
"on 2,50 S/t vereinb;u-t habtn. Au~rdern will 
die französische Regierung dem we$tafrikani· 
sehen Staat zuJ.iitzliche Fimuu.hilfe über :!IO 
J ahre als Ausgleich rur die Lagerung von Atom· 
müll gewähren. 
In andere Länder wird der Giftmül l auch illegal 
eingemhrt. So forderte die nigerianische Regie· 
rung Anfang Juni dJ. Italien auf, 1.200 t ge· 
fährlicher Chemikalien zurllck1.unehmen. Die 
Liderung war ohne Wissen der Regierung zwi· 
schen italieni$Chen und nigerianilchen Gc· 
schäftsleuten vcrcinb ... rt wurden. 
Ähnlich erging es auch der TUrkei. 1.!l81 t 
PCB-haltiger Farb·, Lack· und Lösemittclreste 
waren illegal aul Baden,Wlirtlcmberg impor· 
tiert worden. Das tUrki5Cht Parlamen! be· 

ll'ITTE I'I'ElJ 1n_ 

schloß daraufhin einen Imporl$topp für Gift· 
mUll. Bundesumweltminister Töpfer und sein 
türti5Cher Amtskollege Atasoy ,·treinbarten 
Anfang Mai d J ., daß der Giflmüll von der 
Bundesrepublik zurückgenommen wird. 

Opposition 
nutzt Papst-Besuch 
Zum Ab5Chlu6 seiner ntunten Lattinamerika· 
reise wcilte Papst Paul U. vom 16.·18. MaidJ. 
in Paraguay. Da die Diktatur unter Gene.,.l 
Alfredo Stroenner ein Zusammentreffen des 
Papstes mit Vertretern der Opposition zu· 
n~ch" verboten hatte, .... ar der Besuch in Frage 
gestellt .... orden. EHt durch maui"en Druck 
des Vatikans, deI katholi5Chen Episkopau 10' 

wie breiter Kreise der Opposit;onsbewtg\lng 
wurde die Regierung zum Einlenken bewegt. 
Zu keiner Zeit geriet der Besuch des P~pstel zu 
der filr das Regime Stroessner und seintr regie· 
rcndcn Coloradopanei erhofften politischen 
Anerkennung und Stabilisierung. Der Papst 
sprach sich fu r eine Landreform zugunsten 
landloser Bauern, rur die Einhaltung der Men· 
5Chen· und Blirgerttchte sowie mr das Joziale 
und politische Engagem~nt der Kirche IUS. 
Die von lIundemausenden besuchten MeJSen 
und Kundgebungen nahmen Züge.on Protest· 
demonstrationen an. bei denen Parolen wit 
"Demoknltie und Freiheit lind das. was Pani' 
guay wünscht" und "Nieder mit dtn Unter· 
drückern" gerofen wurden. Außerdem fanden 
parallel zur Papstvisite HungtrSlrtiks 'on I!I 
Oppositionsgruppen stall. 

Soldaten 
ennorden Befreiungskämpfer 
Am 29. Mai dJ. ordnete der neue französi5Che 
J usitlminister Pierre Arpaillange eine Unter· 
suchung wegen Mordes und Körper\'er!etzun!( 
mit Todtsfolge an, um die Umstände aufzu· 
klaren, unter denen 19 Kämpfer de r Sozialisti· 
schen Kanakischen Nationalen Befreiungs· 
frUIli (FLNKS) bei einer Geiselbcfreiung 
durch die französische Armee am 5. 1-.1...i d.J . 
ums Leben kamen. 
Nach Zeugenaussagen, $Oll Alphonse Dianou. 
der o,ef des FLNKS·Kommandos. du seit 
dem 2:!1. April dJ. 23 Polizisten in seine Ge· 
walt gebracht und vier getötet hattt, nachdem 
er sich ergeben hatte. ins Bein ge5Choss~n wor· 
den sein. Nach anschließenden ~"ßhandlul\gen 

habe man ihn verbluten lassen. Zwei weitert 
Mitglitdtr dts Kommandos seien nach der 
Gtiselbdreiung kaltblütig ermordet worden. 
Erst nachdem die Presse die .erschiedenen 
Zeugenau!Sall"'n öffentlich gemacht hatte. 
mußte Verteidigungsminiller Jean·Pierre 
o,e.enement eine UllIersuchung zulassen. Er 
warf dem damaligen Pr'.isidenten Jacque~ 
Chirac .-or. die Geiselbtfreiung drei Tage ,or 
dtr z .... eiten Runde der fnlnzösischen Prasi· 
dentloChafu .... ahlen angeordnet zu haben, um 
da,.~us politi5Ch Kapital zu schlagen, und die 
Verhandlungsmöglichkeiten nicht ausge· 
5Chopft zu haben. 
Wahrend 29 Kanaken bereits nach Paris ge. 
bracht .... '\Irden. um ihnen den Prozeß zu ma· 
chen, wird wegen der be5Chrankten Möglich· 
ktiten der Justiz. Verbrechen in den Streit· 
kräften nachzugehen, mit monatelangen Ver· 
zögerungen gerechnet und werden die Erfolg~ 
aussichten als gering eingeschätzt. Eintn 
Monat nach der Geisclbefreiung, halle nicht 
einmal eine Obduktion der (-(mordeten Kana· 
ken Stattgefunden. 

Sr, Lankll 

JVP-Terror gegen 
Reglonalwahlen 
Bei der z .... eiten Runde der Provinzwllhlen am 
2. Juni dJ. in der West· und ZentralprO"inz 
konnte sieh die regierende Veninigte ~atio­
nalpanei (UNP) - wie zu,'or Khon am 28. 
April dJ. - die$lTlal mit 87 "on 158 Sitzen 
durchsetzen. Die Vereinigte Sozialirische 
Allianz (USA) erreichte 60. der Moslemische 
Kongreß 9 und die Liberale Panei 2 Sitze. 

Ohtr5Chattel wurden Wahlkampf und Abstim· 
mung dureh die anhah~nde Allentatsserie dtr 
utrem nationahllischen Volksbefreiungs­
front UVP). die mehr als 20 Mitglieder und 
Kandidaten vorwiegend der UNP, darunter ihr 
Generalsckretar Nandalal Femando. das Le· 
ben kostete. Die UNP unterstutzt das indisch· 
srilankische Abkommen \'om 29.7.1987 zur 
Heiltgun.g dts TamilenkonOikts und wird des· 
halb \'on der J VP bekämpft (siehe Al B 6/1988, 
S.66). . 
Die Erklarung des Sicherheitsministers Lalith 
Athulathmudali .'om 10. Mai dJ., daß es zwi· 
,chen Regierung und JVP zu einern Abkom· 
men gekommen ,ei, welches die Legalisierung 
der J VP fur den Fall ihrer Waffenübergabe 
"Ofs.ahe. hai sich inzwischen als haltlos erwic· 
sen. J VP.Filhrer Rohana Wijeweera ,·trneinte, 
daß überhaupt jemal$ ein JVP·Mitglied autho· 
risiert worden ware. ein 'lOlches Abkommen zu 
unten.tichnen. 
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